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Leitung und Beaufſichtigung des Volksſchulweſens .

III .

Leilkung und Beaufſichtigung des

Vollesſchulweſens .

1. Miniſterium des ftullus und Unkerrichts .

Ddie Landesherrliche Verordnung vom 19. März 1911,

betr . die Organiſation der oberen Staatsb ehörden , ent⸗

hält bezüglich des Unterrichtsweſens folgende Beſtimmungen :

8 9
S

Das Kultus - und Unterrichtsweſen einſchließlich der Ein⸗

richtungen für Wiſſenſchaften und Künſte wird einem beſon⸗

Miniſterium übertragen , das die Bezeichnung Mini⸗

ſterium des Kultus und Unterrichts führt .

Der

8 4 .

Oberſchulrat wird aufgehoben . Seine Zuſtändigkeit geht

an das Miniſterium des Kultus und Unterrichts über .

88 9.

am 1. Oktober d. J . in Wirkſamkeit .

Das Geſchäftsgebiet des Miniſteriums des K und Unterrichts
wurde erweitert durch das Geſetz vom 2. April 1919 über den

Geſchäftskreis der Miniſterien , das in 8 5 beſtimmt :

Dem Unterricht
ſchöftsgehiet das

8 5.

iniſterium wird zu ſeinem bisherigen Ge⸗

werbliche und kaufmänniſche UnterrichsweſenA
einſchließlich der KHunſtgewerbeſchulen und der Baugewerkeſchule ,
ſowie das Generallandesarchiv zugewieſen .

richtsweſens beſtimmt ,

2. Landesſchulrat .

Die Landesherrliche Verordnung vom 23. September
über die Leitung und Beaufſichtigung des Unter⸗

unter Aufhebung der Verordnungen vom



uns
LU

Landesſchulrat . § 1. 237

12. Auguft 1862 und vom 6. Mai 1868 über die Beaufſichtigung und
Leitung des Schulweſens im Großherzogtum und der VO. vom 30. Juni
1870 über die Ernennung außerordentlicher Mitglieder des Oberſchulrats
für einzelne Unterrichtszweige folgendes :

Die Leitung und Beaufſichtigung des geſamten Unterrichts⸗
weſens ſtehen , ſoweit ſie nicht für einzelne Zweige des Fachunter⸗
richts durch beſondere Verordnungen einem anderen Miniſterium
zugewieſen ſind , dem Miniſterium des Kultus und Unter⸗

richts zu.

Aus dem Gebiet des Fachunterrichts gehören zum Geſchaäftskreis des
Min. des Innern die Landwirtſchaftlichen Winterſchuten uno die Sozialen
Frauenſchulen .

Zur Beratung des Unterrichtsminiſteriums in ſchultechniſcher
Fragen des höheren Unter un Volks ſchakuineericht
wird ein Landesſchulrat er us den ee
Mitgliedern des Miniſterim nd höchſtens zwölf vom Miniſte
ktum auf die Dauer von fünf Jahren ernannten Sachverſtän
digen beſteht .

Sg

Abteilung für höheresDer Landesſchulrat zerfällt in
he

für Voltesſchulweſen .Unterrichtsweſen und eine
Die vom Miniſterii menden 0 der Abtei⸗

lung für höheres Unterrich werden aus den Hochſchulpro⸗
feſſoren und den atademiſch gebildeten Lehrerren an den höheren
Lehranſtalten , die Mitglieder der Abteilung für Volksſchulweſen
aus den Aufſichtsbeamten der chule , den Seminardirektoren
und den Voltsſchu Ulehrern gem Mit ihrem Ausſcheiden aus
dem Schuldienſt erliſcht ihre Berufung in den Landesſchulrat .

Die Zahl der vom Miniſterium ernannten Mitglieder darf
für keine Abteilung ſechs überſteig

οο

Der Landesſchulrat hat die Aufgabe , über wichtigere Schul
fragen , die ihm das Miniſterium unterbreitet , zu beraten und ſein
Gutachten abzugeben .

Er wird je nach Bedarf 5 wenigſtens einmal im Jahre

durch das Miniſterium einberu

Dem Mir niſterium bleibt es ü

Landesſchulrats zuſammen oder
zuberufen .

erlaſſen , beide Abteilungen des

ie Abteilungen getrennt ein⸗

8



Volksſchulweſens .
Leitung und Beaufſichtigung des

8 5.

Wenn dem Landesſchulrat Fragen , die den Religionsunter⸗

richt berühren , zur Beratung überwieſen werden , ſind die oberſten

kirchlichen Behörden des Landes einzuladen , je einen Vertreter

zu der Sitzung des Landesſchulrats zu entſenden .

§ 6.

Den Vorſitz im Landesſchulrat führt der Miniſter des Kultus

und Unterrichts und bei deſſen Verhinderung ſein Stellvertretet ,

Zu den Sitzungen des Landes e
können auch die nicht

ſchultechniſchen e
des Miniſteriums und andere Sach⸗

verſtändige nach Bedarf zugezogen
57960 4

Die Geſchäftsordnung für den Landesſchulrat wird von

Miniſterium erlaſſen .

8 7.

Die vom Miniſterium ernannten Mitglieder des Landesſchul⸗

rats können mit der Viſitation einzelner Schulen betraut werden .

Von der hier gegebenen Ermächtigung wi irde ſeitens des UM. nut

bezüglich der höheren Schulen Gebrauch gemacht

88 .

Die vom Miniſterium ernannten Mitalieder des Landesſchul⸗
rats Aen dis ihnen zugewieſene Tätigkeit als Ehrenamt aus ;

doch wird ihnen für Geſchäfte außerk
halb

57
Wohnortes Erſah

der Reiſekoſten und des Aufwandes für V erpflegurng und Unter⸗

kunft nach der Klaſſe II des Reiſekoſtengeſet es vom 5. Oktober
1908 gewährt .

VO. des StM . vom 12. Juli 1924 über die Dienſtreiſekoſten — ABl.

Nr . 35.

Der Vollzug der mit Ermächtigung der Badiſchen vorläufigen Volks—

regierung unterm 24. März 1919 vom UM. erlaſſenen Vo . , die Et⸗

richtung von Beiräten im Gebiete der Unterrichtsve rwaltung betr. —

SchSchNN 3 8 35
SchVBl . Nr . 8 — iſt diurch VO. des UM. vom 3. Mai 1919 — 8 ＋*

der VO.Ni 12 — Sgeſetzt “ 3 16 J
Nr. — 10 ſetzt “ worden . Damit iſt auch die im Eingang d

Märs 1919 aus jeſprochene Aufhebung der Lds h. VoO. vom

85 April 1911 über den Landesſchulrat gegenſtandslos geworden . Die
Einrichtung des Landesſchulrats beſteht hiernach noch zu Recht , ale ,

dings wurde von derf 0 ht
0 1 derſ Zebrauch meh

gemacht .
n

An Stelle der Einri
vorgeſehen hatte , ſind ſ
7 und 8 dieſes Abſchnitts

in den letzten

VO. vom 24. März 105
isſchüſſe getreten . Ziff. 6htungen , wie ſie die

erhin die Dienſtſtellen



Zuſtändigkeitsverordnung . 8 1.

3. Landesherrliche Verordnung .
( Vom 8. Auguſt 1910 . )

DieZuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden in bezug auf das
Schulgeſetz betr .

SchVOBl . Nr. XX S. 217.

Zuſtändigkeiten in bezug auf die Volksſchule .

8

Die Ortsſchulbehörden beſchließen :

11. über Nachſichtserteilung hinſichtlich des Beginns der

pflicht für Kinder , welche ſchwächlich oder in der Entwicke.
lung zurückgeblieben ſind ( § 2 Abfatz 2 des 5 5

nit törperlichen
oder geiſtigen Gebrechen ( § 3 Abſatz 1 des G0edeh,

2 . über die Schulpflichtigteit von Kindern

3. über die Zuweiſung von Kindern der unter

Art in die von der Gemeinde getroffenen 9 0 565 unter⸗

richtlichen Veranſtaltungen ( § 3 Abſatz 3 und 8 39

des Geſetzes ) , ſowie
—

Abſatz 1 des Geſetzes

chO. §S8 3 Abſ . 2, 6, 7, 37.

*

0

82

Die Kreisſchulämter entſcheiden nach Anhörung der

Ortsſchulbehörde :
1. über die Einführung von Lehrbüchern an den ihnen unter⸗

ſtellten Schulen ;
2. über die Befreiung von Kindern , welche Privatunterricht

genießen , vom Beſuch der Volksſchule 10 über die
weiſung ſolcher Kinder in die Volksſchule bei

nügendem Unterricht ( § 1 Abſatz 2 des Geſetzes ) ;
3. über die Verteilung der Religionsſtunden zwiſchen dem

Geiſtlichen und dem im Einverſtändnis mit der

kirchlichen Behörde ( § 40 Abſatz 2 des Geſetzes ) .

SchO. §§ 3 Abſ . 2 und 4.

Die gleichen Befugniſſe kommen den Stadtſchulämtern an den

ihnen unterſtellten Schulen zu. Vergl . PAVO . Art . II und SchG .8 119.

9

Der Oberſchulbehör de ſteht die Entſcheidung zu :

1. über die Genehmigung der Errichtung oder Aufhebung von

Volksſchulen ( § 12 des Geſetzes ) ;

über die Einweiſung von Schülern in die Hilfsklaſſen ( § 89

32

*
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2. über Befreiung oder Ausſchluß vom Schulbeſuch in den

Fällen des § 3 Abſatz 2 des Geſetzes :

3. über das Vorhandenſein der Vorausſetzungen für die

private Unterweiſung von Kindern

Abſatz 3 des Geſetz

J. über die Beſchräntung

Fällen des § 42 Abſatz

), über die Anertennung einer

Lehrerinnenprüfung ſur den Unte

arbeiten lund Haushaltungskundel .

in den Fällen des § 3

ng des Handarbeitsunterrichts in den

2 des Geſet
außerhalb Badens abgelegten

rricht in weiblichen Hand⸗

Mit der Aufhebung des OSchR . durch die Edsh . VO. vom 19. Mai

1911 ſind die in 8 3 bezeichneten Zuſtändigkeiten an das UM. überge⸗

gangen .

in iſt vorbehalten :

zen, insbeſondere auch

rung von Schulbüchern ;
ens abgelegten Prn⸗

Dem Unterrichtsminiſterir

1. die Erlaſſung all

die allgemein
2. die Anertenn

fungen fü

3. im Einver
die Gewähru
keiten bedürft

. die

Feſtſetz 11

iniſteri des Innern —
ilfen zu Schulhausbaulithe

115 des Geſetzes ) ;

zu den ortsſtatutariſchel
Üweſen in den Städten ,

welche n.

Die Entſcheidr n welche gemäß §S 140 Abſatz 2 des Oe

ſetzes Klage an den V ltungsgerichtshof erhoben werden kann,

wird erlaſſen :
Aor 8 8 1 1 or L.

115 von der behörde über die an die Gemeinden zut

Deck zufwandes zu leiſtenden Staatsbeiträge ;
ufwandes zu leiſtenden Staatsbeiträge ;

den Beteiligten ſtreitigen Umfang

Del

b) gen r2 des Verwaltungsgeſetzes über die

— eſetz al itenden Verpflichtung dul
Ger emarkungen zu Leiſtun⸗

gen

Ziff . 1 iſt mit der
ſchule durch den Sta

Qit Airr 5 1＋zu Ziff . 2 b vergl

onalaufwande

Abſ. 2 Ziff . 2.

5 für dieVolts⸗
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Zuſtändigkeiten in bezug auf die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und

Erziehungsanſtalten .

§ 6.

Zuſtändig zur Erteilung der nach § 133 des Geſetzes erforder⸗
lichen Günehmigung ſind :

1. für die Errichtung von Hochſchulen — § 133 Abſ . 1 Ziffer 4
des Geſetzes — das Staatsminiſterium ;

2. für die Errichtung der in § 133 Abſatz 1 Ziffer 1 bis 3 des
Geſetzes genannten Anſtalten das Miniſterium , zu deſſen
Geſchäftsbereich die entſprechenden öffentlichen Bildungs⸗
anſtalten gehören ;

8. für die Errichtung von Lehranſtalten , die gleichzeitig zum
Geſchäftsbereich des Unterrichtsminiſteriums und eines
anderen Miniſteriums gehören , das Unterrichtsminiſterium
im Einvernehmen mit dem nach Ziff . 2 weiter zuſtändigen
Miniſterium , beim Nichtzuſtandekommen eines Einver⸗
ſtändniſſes , das Staatsminiſterium .

Zuſtändig zur Erteilung der Genehmigung iſt auch in den Fällen der
Ziff. 2 und 3 nach Bad . Verf . §S 19 Abf . 6 das Staatsminiſterium
(vergl . Abſchnitt II A 1) .

Die Geſuche ſind bei dem Bezirksamt einzureichen . VO. vom
U. März 1913 über die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten .

ι 8

Die im Geſetz vorgeſchriebenen Anzeigen ſind zu erſtatten :
1. über die Errichtung von Anſtalten der in § § 134 Abſatz 2

und 135 Ziffer 2 des Geſetzes bezeichneten Art an das
Bezirksamt ;

2. über die Errichtung der in § 134 Abſatz 1 des Geſetzes ge⸗
nannten Veranſtaltungen an die Zentralbehörde , zu deren
Geſchäftskreis die Pflege und Beaufſichtigung der be⸗
treffenden Unterrichtsgegenſtände organiſationsmäßig ge⸗
hört , bei gleichzeitiger Zuſtändigkeit der Oberſchulbehörde
und einer anderen Zentralbehörde , an die Oberſchulbehörde .

Die Anzeigen ſind bei dem Bezirksamt einzureichen . VoO. vom
11. März 1913 über die nichtſtaatlichen Lehr - und Erziehungsanſtalten .

8 .⏑

Die Staatsaufſicht über die nichtſtaatlichen Lehranſtalten
G 138 des Geſetzes ) wird von derjenigen Behörde ausgeübt , der
nach Geſetz oder Verordnung die Aufſicht über die entſprechenden

16

7

8
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öffentlichen Bildungsanſtalten zukommt . Die Aufſicht über die Ver⸗

anſtaltungen des § 134 Abſatz 2 des Geſetzes ſteht den Bezirks⸗

ämtern zu .

§ 9 .

Zur Schließung einer nichtſtaatlichen Lehr - und Erziehungs⸗

anſtalt ( § 139 Abſatz 2 des Geſetzes ) iſt zuſtändig :

1. bei Hochſchulen das Staatsminiſterium ;

2. bei Lehranſtalten der in § 133 Abſatz 1 Ziffer 1 bis 3 des

Geſetzes bezeichneten Art das zur Erteilung der Genehmi⸗

gung zuſtändige Miniſterium ;

3. bei den unter die Beſtimmung des § 134 Abſatz 1 des Ge⸗

ſetzes fallenden Lehranſtalten die Zentralbehörde , an welche
die Anzeige zu erſtatten iſt ;

J . bei Veranſtaltungen im Sinne des § 134 Abſatz 2 des Ge⸗

ſetzes der Bezirksrat .

Zu Ziff . 2. Nachdem die Zuſtändigkeit für die Erteilung der Ge⸗

nehmigung zur Errichtung der Anſtalt an das Staatsminiſterium

übergegangen iſt (vergl . § 6) , iſt dieſe Behörde auch zur Schließung det

Anſtalt zuſtändig .

8 10.

Die Anzeige über das Vorhaben , ſich gewerbsmäßig mit der

Erteilung von Privatunterricht in den Lehrgegenſtänden öffent⸗
licher Bildungsanſtalten an minderjährige Perſonen zu be⸗
ſchäftigen (§S 136 des Geſetzes ) , iſt an die Oberſchulbehörde zu

richten . Dieſe iſt auch zuſtändig , die Ausübung einer ſolchen
Tätigkeit zu unterſagen .

Die Anzeige iſt nach 8S 15 der VO. über die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und

Erziehungsanſtalten vom 11. März 1913 bei dem Bezirksamt einzu⸗
reichen .

8H .

Die Genehmigung zur ÜUbernahme von Unterricht an Lehranſtalten
durch Mitglieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen

wird durch das Unterrichtsminiſterium erteilt .

§ 11 iſt durch die Aufhebung des §S 137 Abſ. 2 S dieſes
t die Aufl g des § 137 Abſ. 2 SchG . — vergl . diel

—in Wegfall gekommen .

V Söber Fulſchei ichtsbehörde
Von der Beſchwerde gegen Entſcheidungen der Unterrichtsbehördetk

812 .

Für die Einlegung der Beſchwerde gegen Verfügungen und
Entſcheidungen der in den § § 1 bis 5, 6 Ziffer 2 und 3, 8,
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Ziffer 2 bis 4, 10, 11 dieſer Verordnung bezeichneten Behörden
kommen die Beſtimmungen der § 8 28 bis 36 und 40 bis 43 der
landesherrlichen Verordnung vom 31 . Auguſt 1884 , das Verfahren
in Verwaltungsſachen betreffend , mit der Maßgabe zur Anwen⸗

dung , daß Beſchwerden gegen Entſchließungen der örtlichen Schul⸗
behörden nach §8S 29 der nämlichen Verordnung zu behandeln und
von dem Kreisſchulamt zu erledigen ſind .

§ 29 der LEdsh. VO. über das Verfahren in Verwaltungsſachen vom
31. Auguft 1884 lautet :

§ 29.

Als Rekurs im Sinne dieser Verordnung ist nur die Be -
schwerde gegen die Entschliegßung einer Staats behörde zu
betrachten .

Rekurse und Beschwerden gegen Verfügungen und An -
ordnungen der Bürgermeister und Gemeinderäte nach ( S 186 )
der Gemeindeordnung sind an keine besonderen Fristen und
Förmlichkeiten gebunden . Doch ist , wenn seit dem Vollzug
der angeblich beschwerenden Anordnung schon länger als
ein Jahr verflossen ist , die Staatsbehörde befugt , die nähere
Prüfung der Beschwerde von der Hand zu weisen .

Die an Stelle des §S 186 der früheren Gemeindeordnung getretenen
Beſtimmungen des § 10 der Gem . Ord . vom 5. Oktober 1921 lauten :

§8 10.

Jeder , dessen Interesse durch einen Beschlußg oder eine
Anordnung der Gemeindebehörde verletzt ist , hat das Recht ,
die Entscheidung der zuständigen Staatsbehörde im Rahmen
der dieser gemähß S§8 7 und 9 zustehenden Aufsicht anzu -
rufen . Wenn seit dem Vollzug der angeblich beschwerenden
Anordnung schon mehr als ein Jahr verflossen ist , so ist die
Staatsbehörde befugt , die nähere Prüfung der Beschwerde

von der Hand zu weisen . Zuständig sind in den Fällen des
S7 in den Städten die Ministerien , in den übrigen Gemeinden
die Bezirksämter , in den Fällen des S 9 die Staatsaufsichts -
behörden .

In den Städten der vormaligen Städteordnung iſt nach § 118 SchG .
örtliche Schulbehörde rechtlich der Stadtrat , der aber die in dieſer
Eigenſchaft ihm zukommenden Befugniſſe nach geſetzlicher Vorſchrift
durch eine beſonders beſtellte Kommiſſion ( die Schulkommiſſion ) aus⸗
üben läßt . Das Gleiche gilt für den Gemeinderat in den Gemeinden mit
4000 und mehr Einwohnern . SchG . § 22.

Die Schulkommiſſion ſtellt ſich gemeinderechtlich als beſchließender
Ausſchuß ( Gem. Ord . § 52) dar . Wird der Beſchluß eines Ausſchuſſes
von einem Beteiligten angefochten , ſo geht die Zuſtändigkeit zur Beſchluß⸗
faſſung auf den Stadtrat über ( § 52 Ziff . 4 Gem . Ord. ) . Dement⸗
ſprechend iſt auch die Beſchwerde gegen einen Beſchluß der Schul⸗
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kommiſſion zunächſt an den Stadtrat bezw . Gemeinderat zu richten und

erſt gegen die Beſchlußfaſſung dieſer Behörde geht die Beſchwerde an

die ſtaatliche Aufſichtsbehörde , d. h. das UM. bezw . das Kreisſchulamt .

§ 13.

Beſchwerden gegen Entſcheidungen und Verfügungen der

Staatsverwaltungsbehörden ( Bezirksämter und Bezirksräte ) in

Volksſchulſachen werden nach Anhörung der Oberſchulbehörde

durch das Unterrichtsminiſterium im Einvernehmen mit dem

Miniſterium des Innern . und falls ein Einvernehmen nicht zu er⸗

zielen iſt , durch das Staatsminiſterium erledigt .

4. Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus

und Unterrichts .
( Vom 8. Auguſt 1910.

SchVOBl . Nr . XX S. 222.

Den Vollzug des Schulgeſetzes betreffend .

8 *

Mädchen , die unter der Herrſchaft d

unterricht vom 13. Mai 1892 in die Vo

auf Antrag ihrer Eltern auf Oſtern

14. Lebensjahr vollendeten , entlaſſen werden , wenn

Schule 8 Jahre beſucht haben .

es Geſetzes über den Elementar⸗

lksſchule eingetreten ſind , können

des Jahres , in dem ſie das

ſie bis dahin die

2322

Zu § 4 des Geſetzes .

( ) Die Gebühr für die Zuſtellung der in 8 4 Abſatz 2 des

Geſetzes bezeichneten Mahnung wird auf 20 feſtgeſetzt ; ſie iſ
auf der Ausfertigung der Mahnung zu vermerken .

n ) Den Gemeinden ſteht es frei , durch das Ortsſtatut be⸗

ziehungsweiſe den Gemeindebeſchluß , aufgrund deſſen die Mah⸗

nung erfolgt , zu beſtimmen , daß die Hälfte der Gebühr für Orts⸗
ſchulzwecke zu verwenden iſt .

Zu Abſ . 1 vergl . §S 31 Scho . und Bktm . des UM. vom 9. November

1925 , wonach die Gebuͤhr auf 0,50 bis 1 Nl feſtgeſetzt iſt .

Zu 8S8 14, 22, 94 des Geſetzes .
Niir 16 Noſtſtofſ Y1 1 i i

Für die Feſtſtellung der Einwohnerzahl einer Gemeinde in

den Fällen der 8§8 14, 22 ſund 94 ] des Geſetzes iſt das jeweils amt⸗

lich veröffentlichte Ergebnis der Volkszählung maßgebend .

Die Vorſchrift gilt auch für die Einreihung unter die Städte . Gem.

Ord . § 3 d. SchG . § 4 Bmkg . 3.



Voll

zur Beſtellung beſon⸗
zur Anſtellung von

wenn der als Voraus⸗
tand Vün zehn Lehrer⸗

auf einander folge de Schuljahre gewährleiſtet

tellen ſoll nur
en in drei auf

bgegangen und
nden Schuljahre

eines Rektors
iten Jahres der

Vergl . Bmkg . zu § 30 SchG .

Geſetzes gilt
Durchſchnitt

e ergibt .

2. Faſſung der ! vom 5 . April 1925 .

S § 26, 34 und 41 des Geſetzes giltls dauernd imAls
bis auf weiteres ahl, die ſich aus dem Durch⸗
ſchnitt der Schüler 1922 , 1923 und 1924 ergibt .

Vergl . Bmkg . zu § 26 Sch &

( Y) Kinder , die in eine Religionsgemeinſchaft aufgenommen
ſind , haben den e

icht dieſer Gemeinſchaft zu be⸗
ſuchen , inſolange nicht ihr Aust aus der Gemeinſchaft von dem

zur Anderung ihrer religiöſen Erziehung geſetzlich Berechtigten
erklärt iſt .

( 2) Die Erklärung des Austritts muß nach Maßgabe der Vor⸗
ſchriften in Artikel 19 des Ortskirchenſteuergeſetzes vom 20 . No⸗

altut igsbehörde des Wohnorts desvember 1906 bei der Bezirksvern
Erziehungsberechtigten mündlich Protokoll abgegeben werden .

§ 4. 245
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( 3) Bei offenkundiger oder nachgewieſener rechtlicher oder kat⸗

ſächlicher Unmöglichkeit zur Einhaltung der in Abſatz 2 bezeichneten
Form kann die Erklärung auch vor einem zur Aufnahme öffent⸗

licher Urkunden zuſtändigen Beamten abgegeben werden . Die Er⸗

klärung iſt der Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen .

Vergl . Bmkg . zu § 19 Abſ 3 Bad . Verf . , Art . 149 WVerf . und zu

§ 5 Geſ . über die religiöſe Kindererziehung — Abſchnitt II X 1 und B 1

und 3.

8§1.

( 1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat alsbald Abſchrift der

ihr zugegangenen Erklärung der Ortsſchulbehörde zuzuſtellen .

Dieſe wird unter gleichzeitiger Mitteilung an die betreffenden

Geiſtlichen die zum Vollzug erforderlichen Anordnungen treffen .

( 2) Wo ein beſonderer Schulleiter beſtellt iſt , hat die Zuſtel⸗

lung an dieſen zu erfolgen .

8§8.

Zu 8 38 des Geſetzes .

Die Ausdehnung der Bürgerſchulen (8S 38 des Geſetzes ) über

das ſchulpflichtige Alter hinaus ſoll in der Regel nicht mehr als

2 Jahre betragen .

Die VO. unterſtellt , daß Schulen mit einem ſechsjährigen Lehrgang

als H 5 here Lehranſtalten nach der Ldsh . VO. vom 18. Sept.

1909 eingerichtet werden , ſchließt aber deren Errichtung als Bürger⸗

ſchulen nicht aus .

§9 .

Zu § 55 des Geſetzes .

(0. Für Lehrer , welche fremdſprachlichen Unterricht erteilen,
kann die Zahl der wöchentlich zu erteilenden Unterrichtsſtunden

je nach dem Umfang ihres fremdſprachlichen Unterrichts bis auf

26 Stunden ermäßigt werden .

( 2) Für Schulleiter kann eine Ermäßigung der Unterrichts⸗

ſtunden bis zu 20 Wochenſtunden eintreten ; weitere Ermäßigungen

können nur im Einverſtändnis mit der Behörde , der die örtliche
9 3 37 E
Aufſicht über die Volksſchule zuſteht , bewilligt werden .

Vergl . Bmkg . zu SchG . § 55. SchG . §§ 13, 14, 22, 118.

Der⸗ Paragraph bildet die Ausſührungsvorſchrift zu 8 55 Abſ. 3

des SchG . vom 7. Juli 1910, der lautete :

Für Lehrer , die mit der Schulleitung betraut sind oder
fremdsprachlichen Unterricht zu erteilen haben , kann die
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Zahl de
den hier
den allge

die Oberschulbehörde nach
htsministerium aufzustellen -

sätzen entsprechend ermäßigt werden .
der von der
einen Grun

Er enthält die nach dieſer Beſtimmung der Feſtſtellung durch das
UM. vorbehaltenen Gri indſätze . Der Erlaſſung einer Zuſtändigkeitsbe⸗
ſtimmung aufgrund des § 141 des SchG . bedurfte es nicht , nachdem das
Geſ. ſelbſt beſtimmt hatte , daß die Entſcheidung im Einzelfall Sache der
Oberſchulbehörde ſei

Die Vorſchrift iſt durch die Anderung , die §S 55 durch die PAVO . er⸗
fahren hat , ſachliſch nicht gegenſtandslos ge Un Die von ihr für
die Ermäßigung der Pflichtſtundenzahl aufgeſtellten Grundſätze gelten
auch für den § 55 in ſeiner neuen Faſſung .

Die Zuſtändigkeit zur Eutſcheidning
im Einzelfall kommt Auf⸗

hebung der hierüber in § 55 Abſ . 3 1 rlaſſenen Beſtimmung dem⸗
nach Ziff . IV der Übergangsbeſtimmungen des SchG . vom 7. Juli 1910
mit dem Vollzug des Geſetzes betrauten Um à11

31

§S 10 .

In allen Fällen , in denen nach den Vorſchriften des Geſetzes
oder den zu ſeinem Vollzug ergangenen Anordnungen dem Be⸗
zirksrat eine Entſcheidungsbefugnis zukommt , iſt vor Erlaſſung
der Entſcheidung der Oberſchulb rde Gelegenheit zur Außerung
ihrer Anſchauung zu geben .

5. Verordnung des Miniſteriums des Kultus und

Unterrichts .
( Vom 28. November 1913. )

In der Faſſung der VO. vom 24. April 1926 .

Die Schulbehörden der Volksſchule betreffend .

SchVOBl . Nr . XXXIV S. 345 .

Erſter Abſchnitt .

Von der Ortsſchulbehörde .

1. Zuſammenſetzung der Ortsſchulbehörde .

Mehrere erſte Lehrer .
1

Wenn für örtlich getrennte Abteilungen einer
Volksſchule ,für die ein A nicht beſtellt iſt , beſondere Afiee Lehrer er⸗

nannt ſind , ſind ſie ſämtlich zum Eintritt in die Ortsſchulbe⸗
hörde Pebict

SchG . §8 13, 29 Abſ .

⏑ο
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Beſtellung von Schulkommiſſionen .

82 .

Die Vorlage des Gemeindebeſchluſſes über die Einſetzung
einer beſonderen Ortsſchulbehörde ( Schulkommiſſion ) an das
Unterrichtsminiſterium hat durch Vermittelung des Bezirksamts

und des Kreisſchulamts zu erfolgen .

SchG . §88 14, 15, 19 Abſ . 1

Amtszeit der ernannten Mitglieder .

Die Ernennung der den
Gem findeeitene in die be⸗

ſondere Ortsſchulbehörde 51 lkommiſſion ) zu berufenden Mit⸗

glieder erfolgt jeweils auf die Dauer von 66 Jahren .

§ 26. — Düurch Vo. des UM. vom 29. Dezember 1922 — ABl 1023
Nr. 1 — iſt die Aint dadier der Schulkommiſſionsmitglieder , um ſie in

Übereinſtimmung zu bringen mit der Amtsdauer der Gemeinderäte ( Gem
Ord . § 31) , auf 4 Jahre feſtgeſetzt worden .

Ortspfarrer .

§ 4 .

( 1) Als Ortspfarrer gilt für die Iſraeliten der Rabbiner .

35 (2) Die Beſtimmung , wer von mehreren Pfarrern in die

Ortsſchulbehörde einzutreten hat ( § 16 letzter Abſatz des Sthül⸗

geſetzes ) , ſteht der oberen Kirchenbehörde auch für den Fall der

Beteiligung mehrerer Gemein den an einer Volksſchule zu, ſofern
die einzelnen Gemeinden eigene Ortspfarrer haben .

SchG . 88 7 Abſ . 3. § 8 Ziff . 2, 19 Abſ . 2.2

Stellvertretung für die Schulleiter und Lehrer

( ) Iſt die Stelle des Schulleiters erledigt , ſo iſt für die

Hauer der Erledigung lder dienſtälteſte erſte Lehrer , wo ein erfer

Lehrer nicht beſtellt iſt, der dien i ſte Hauptlehrer zum Ein⸗
tritt in die Ortsſchulbehörde berechtic

5( 2) Iſt an einer Sſchule 15 der vorhandenen

lehrerrſtellen beſetzt , ſo kommt die Vertretung in der Ortsſchul⸗
behörde dem dienſtälteſten unnſtändigen Lehrer zu.

D QQs. Stä d⸗
88) Iſt die Stelle des Volksſchulrektors in einer Städteord⸗

nungsſtadt erledigt . ſo wird der für die Dauer der Erledigung
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Lehrer vom Unterrichts⸗
Stadtverwaltung beſtellt .

chG. §§ 17, 30 Abſ . 2, 3, 45, 119.

Die in Klammer geſetzten Worte fallen weg , nachdem Abſ .4 des
§ 30 SchG . aufgehoben it .

2. Die Vorſchrift in Abſ . Städte mit Stadtſchuläm ternnur inſoweit anwendbar , adtſchulamt nicht ein zweiterBeamter beſtellt iſt , dem die Vertretung des Stadtſchulrats ohne weiteres
zukommt . ( § 33. )

Amksdauer des Schularztes .

ſo er⸗

Die Vorſchrift über die Amtsd ſchl ießt ſich an die für die Bei
räte der Höheren Lehranſtalten gelte Beſtimmung an . (é§ 29 Ziff . 4
der Ldsh . VO. vom 18. September 1909 über die Einrichtung der
Höheren Lehranſtalten . ) Es wird ſich empfehlen , die Amtsdauer hier
wie für den nach §S 17 Abſ . 2 SchG . ernennenden Lehrer in Über⸗
einſtimmung zu bri ngen mit der A er der nach § 3 zu ernennen⸗
den bürgerlichen Mitglieder der Schulkommiſſion . r die Städte der
dormal . Städteordnung beſteht nach §26 die Möglichkeit , dies jetzt ſchon
durch Ortsf ſatzung zu beſtimmen .

t

2. Wirkungskreis der Ortsſchulbehörde .

Im Allgemeinen .

Die Ortsſchulbehörde iſt
beſchränkt. Eine Aufſicht in
nicht zu.

die Ausübung der Schulpflege
iltechniſcher Beziehung kommt ihr

SchG . §SS 20 und 21.

ortliches Schulvermögen.
88 .

( ) Das örtliche Schulvermögen umfaßt das Vermögen derSchulpfründe und aller Stiftungen , die den Zwecken Volks⸗
ſchule dienen . Seine Verwalti ung Fh ſich nach den Vorſchriften

der Stiftungsrechnungs⸗Anweiſu ng . Die unmittelbare Aufſicht
über die Verirwaltung führt das Bezirks samt .
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( 2) Haben mehrere zu einem Schulverband gehörige , aber in

verſchiedenen Amtsbezirken gelegene Gemeinden gemeinſchaft⸗

liches Schulvermögen , ſo wird die Aufſicht von demjenigen Be⸗

zirksamt geführt , in deſſen Bezirk die das gemeinſame Vermögen

verwaltende Gemeinde liegt .

SchG . § 21 Ziff . 1, 78, 82, 91, 108 Abſ . 3 StRA . §88 1 Abſ. 2, 10.

Anſchaffungen aus Gemeindemitteln.
88

( ) An Volksſchulen , für die ein beſonderer Schulleiter oder

ein erſter Lehrer beſtellt iſt , kann die Ortsſchulbehörde dieſem

die Verfügung über die für Schulbedürfniſſe und Lehrmittel vor⸗

anſchlagsgemäß bereitgeſtellten Mittel überlaſſen . Dabei kamn

die Ortsſchulbehörde die Bezugsquellen bezeichnen .

( 2) Eine Anweiſungsbefugnis auf die Gemeindekaſſe ſteht

jedoch weder der Ortsſchulbehörde noch den in Abſatz 1 bezeich⸗

neten Lehrern zu ; ſie haben vielmehr den Gemeinderat um Er⸗

laſſung der Anweiſung für die von ihnen beſchloſſenen Ausgaben

zu erſuchen .

§ 37. SchG . § 21 Ziff . 2. Gem . Ord . §8 79 Ziff . 3.

Gutachtliche Außerung .
§ 10.

Das Recht der gutachtlichen Außerung und der Antrag⸗

ſtellung der Ortsſchulbehörde erſtreckt ſich auf alle organiſatori⸗
ſchen , wirtſchaftlichen und Verwaltungsverhältniſſe der Schule.

SchG . S8 21 Ziff . 3, 23, 38, 39, 42, 50 Abſ . 3m, 83, 85, 113, 114, Ub.

Die Ausübung des der Ortsſchulbehörde hier eingeräumten Rechts

hat zur Vorausſetzung , daß dieſelbe über den Stand und die Bedürfniſſe

der Schule ſtets genügend unterrichtet iſt , ſei es durch eigene Wahr⸗

nehmungen oder durch entſprechende Berichterſtattung der an ihrer Stelle

die techniſche Aufſicht ausübenden Lehrperſonen

Überwachung des äußeren Schulbetriebs .

8

Die Ortsſchulbehörde überwacht und beſorgt den Vollzug

auf den äußeren Schulbetrieb durch Geſetz und Verordnung , be⸗

ſonders durch die Schulordnung erlaſſenen Vorſchriften ſowie —5

Anordnungen und Aufträge der vorgeſetzten Behörden . Sie 1

die Lehrer in der Handhabung der Schulzucht zu unterſtützen .
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SchG. § 21 Ziff 4. Schd . 88 1, 2, 4, 6, 7.
108 14, 17, 24, 37, 38,

41, 43, 45, 54, 55, 56, 57, 60, 64, 65, 66, 68, 71,

Die Unterſtützung des Lehrers in der der Schulzucht
kann ſowohl in der Einwirkung auf die Schüler , wie auf deren Eltern
beſtehen .

Dienſtaufſicht über die Lehrer .
812

( ) Bei Zuwiderhandlun eines Lehrers gegen die Vor⸗
ſchriften der Sch tlordni zeren Schulbetrieb und die
Handhabung der Schulzuck Beanſtandungen des außer⸗

altens ˖
teelun ger ·˖

dienſtlichen 875freundliche
Auch ſoll ſie 1
einen Lehrer oder Mi

gütlichem Wege beizule
iſt berechtigt , einen Lehrer
Eröffnungen auf ſein Amts

( 2) Ein Recht zu dienſt

kann die Ortsſchulbehörde
nungen eintreten laſſen .
der Ortseinwohner gegen

Lehrer untereinander auf
ide der Ortsſchulbehörde
nnahme von dienſtlichen

zubeſtellen .
Maßnahmen gegen einen

zu. Insbeſondere iſt dem
iedern nicht geſtattet , Schul⸗

Lehrer ſteht der Ortsſchulbehör
Vorſitzenden und den einzelnen
kinder über den Lehrer zu 8

6 ) Schwerere Zuwiderhandlungen eines Lehrers gegen ſeine
Dienſt⸗ und Standespflichten iſt die Ortsſchulbehörde verpflichtet ,
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen .

Evernel

§ 44 Ziff . 10. SchG . § 21 Ziff . 4 und 6. Scho . §8 15, 20 ff, 41, 53,
55ff , 72.

1. Die Vorſchriften des Abſ . 1 erſtrecken ſich nicht auf den Geiſtlichen
als Religionslehrer . Vergl . Bmkg . 5 zu SchG . § 40.

2. Das Recht des Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde oder ſeinesStellvertreters , bei der Entgegennahme einer Beſchwerde gegen den

Lehrer durch die Eltern eines Schülers das dabei beteiligte Kind über den
Tatbeſtand der

Beſchwerde zu hören , wird durch die Beſtimmung des
Abſ. 2 nicht berührt . Dagegen ſteht dem Vorſitzenden das Recht zur Vor⸗
nahme weiterer Erhebungen in der Sache nicht zu. Erſcheinen ſolche not⸗
wendig , ſo hat er alsbald dem Kreisſchulamt Bericht zu erſtatten .

Anzeigepflicht bezüglich neu zugehender Lehrer .

§ 13 .

Die Orts ſchulbehörde hat nach der Einführung eines neu zu⸗
gehenden Lehrers in den Dienſt den Tag des Dienſtantritts dem
Kreisſchulamt anzuzeigen . Auch hat ſie dem zur Beaufſichtigung

des Religionsunterrichts beſtellten Geiſtlichen den Ab⸗ und Zu⸗
gang der Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes mitzuteilen .

SchG . § 21 Ziff . 6, 40 Abſ . 2 RelBO . 8 8.
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Maßnahmen bei Dienſtbehinderung eines Lehrers .

§ 14.

Bei eintretender Dienſtbehinderung eines Lehrers hat die

Ortsſchulbehörde die zur vorläufigen Verſehung der Stelle er⸗

forderlichen Anordnungen zu erlaſſen und dem Kreisſchulamt
hiervon unter Angabe des Grundes und der vermutlichen Dauer

der Dienſtbehinderung des Lehrers Anzeige zu erſtatten .

SchG . § 56. Sofern für eine Schule ein Schulleiter oder Oberlehrer

beſtellt iſt , kommt die Erlaſſung dder erforderlichen Anordnungen dieſem

zu — 8§ 34 Ziff .3 und § 45. § 44 Ziff . 10.

Anzeige vom Ableben

a) Aktiver Lehrer
§ 15.

Ableben eines im Dienſt befindlichen Lehrers häl

Ortsſchulbehörde dem Kreisſchulamt anzuzeigen .
i

ußer dem Todestag anzugeben :

und Ge szeit der Witwe ſowie der Zeitpunkt der

leßung ;

ie und Geburtszeit ſämtlicher ehelichen Kinder ohne

ckſicht auf deren Alter ;

c) ob die Hinterbliebenen die [ freie Wohnung , in deren

Genuß der Verſtorbene ſich befunden hat , für die Dauer
fden Todestag folgenden Vierteljahres beizile

inſchen oder auf einen früheren Zeitpunkt zu

klaſſen beabſichtigen .

( 2) Der Anzeige ſind beizulegen : Geburtsurkunden für die
Witwe und die unverheirateten Kinder , welche das 18. Lebens⸗

jahr noch nicht vollendet haben , ſowie die Beſcheinigung über die
Eheſchließung oder ein Auszug aus dem Heiratsregiſter .

(3) Sofern die Vorlage nicht ſofort vollſtändig erſtattet wer⸗

den kann , iſt das Fehlende mit tunlichſter Beſchleunigung nachzu⸗

tragen .

§ 44 Ziff . 10. SchG . 8 21 Ziff . 4.

) Zuruhegeſetzter Lehrer .

§ 16.

s IAffete 1 0 5

ſck
1 5 eines zuruhegeſetzten Lehrers hat die Olkit

ſchulbehörde dem Kreis
ſchulen und

glichs
ſeitig der Landeshaut .

NN 12
Ableben verſorgungsberechtigter Hintet

bliebener von dagegen nur der Landeshauptkaſſe anzu⸗
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zoigon Yzeigen .
Unterricht

die ihm erſtattete Anzeige dem

19SchG. §§ 21, 4. Bktm . des UM. vom 7. März 1925 ABl . Nr . 10.

Abſatz 2 des Schulgeſetzes
durch die Ortsſchulbehörde

rere dazu abgeordnete Mit⸗
n r Ortsſchulbehörde oder den

muf ein Anwohnen beim Unterricht
i Beſuchen iſt es nicht erlaubt , in den8 1

od rerfolge auszuſprechen .

02 i geſe ene Berichterſtattung an den
Gemeinderat rch den rſitzenden der Schulkommiſſion zu
erfolgen .

SchG. § 21 Ziff . 5.

Teilnahme an den Veranſtaltungen der Schule .

§ 18 .
( ) Die Ortsſchulbehörde hat an den öffentlichen Veranſtal⸗

tungen der Schule teilzunehmen oder dabei durch einzelne von
ihr abgeordnete Mitglieder vertreten laſſen .

) Bei der Sitzung , die von dem ſtaatlichen Aufſichtsbeamten
abgehalten wird , ſollenim Anſchluß an die Prüfung der S

fämtliche Mitglieder anweſend ſein . Iſt der Vorſitzende durch
triſtige Gründe am Erſcheinen verhindert , ſo hat er dies dem
ftaatlichen Aufſichtsbeamten unter Benennung ſeines Stellver⸗
treters anzuzeigen .

60f

SchG. § 21 Ziff . 5. Scho . 88 56, 57.

Zu den Veranſtaltungen in Abſ . 1 gehören auch die vom UM. für
einzelne Tage oder Anläſſe beſonders angeordneten Feierlichkeiten .

Beſetzung von Lehrerſtellen .
§ 19 .

Wenn die Ortsſchulbehörde bei der Außerung über die Be⸗

werber um eine zu beſetzende etatmäßige Lehrerſtelle beſondere
Wünſche und Bedenken geltend macht , ſo ſind dieſe ſachlich zu be⸗
gründen .

SchG . § 21 Ziff . 6, 50. Vo . das Verfahren bei Beſetzung von
Hauptlehrerſtellen betr . vom 23. Dezember 1913 8§ 7.
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3. Geſchäftsordnung der Ortsſchulbehörde .

Kollegiale Verfaſſung .
8 20 .

( J ) Die Ortsſchulbehörde bildet ein Kollegium mit gleichet

Stimmberechtigung der einzelnen Mitglieder . Alle wichtigeren

Gegenſtände ſind in einer geordneten Sitzung zu erledigen . Zut

Gültigkeit eines Beſchluſſes wird erfordert , daß ſämtliche Mit⸗

glieder ordnungsmäßig geladen und daß mehr als die Hälfte der

Mitglieder , den Vorſitzenden nicht eingerechnet , anweſend ſind.

Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt . Bei Stim⸗

mengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag .

( 2) Wenn der Gegenſtand der Beratung ein Mitglied der

Ortsſchulbehörde oder nahe Verwandte und Verſchwägerte eines

ſolchen betrifft , darf dieſes Mitglied an der Beratung und Be⸗

ſchlußfaſſung nicht teilnehmen .

1. Hinſichtlich der Schweigepflicht über die Gegenſtände der

Beratung gelten für die Mitglieder der nach § 14 SchG . eingeſetzten

Schulkommiſſionen die Vorſchriften des § 48 Ziff . 8 Gem. Ord. Lies
gilt auch für die aufgrund ihrer beruflichen Stellung der Schulkommiſſion
zugehörigen Mitglieder . ( Den Geiſtlichen , die Lehrer und den Schulatzt )

Hiernach ſind die Kommiſſionsmitglieder zur Verſchwiegenheit ver⸗

pflichtet über Angelegenheiten , deren Geheimhaltung ihrer Natur nach

erforderlich oder nach Beſchluß der Kommiſſion ſtattfinden ſoll .

Die gleichen Beſtimmungen ſind ſinngemäß auf die Ortsſchulbehörde
nach §8 13 anzuwenden .

Stimmengleichheit liegt vor , wenn die Zahl der füt und

der gegen einen Antrag Stimmenden die gleiche iſt . Hat der Vorſttzende

mitgeſtimmt , ſo wird ſeine Stimme doppelt gezählt und gibt damitden

Ausſchlag . Hat er ſich der Stimme enthalten , ſo iſt er nunmehr genötigt,

abzuſtimmen und gibt dadurch mit ſeiner Stimme den Ausſchlag . Be⸗
harrt er auf der Stimmenthaltung , ſo iſt der Antrag abgelehnt .

2. Nach § 48 Ziff . 1 i. V. mit § 20 Abſ . 2 Gem . Ord. ſind al

„ nahe Verwandte oder Verſchwägerte “ anzuſehen Ehe

gatten und ſolche Perſonen , welche mit einander in gerader Linie ver⸗

wandt , verſchwägert oder in der Seitenlinie bis zum 3. Grad verwandt
Enkel , Tante , Neffe , Nichte ) , oder bis zum 2. Grad verſchwägert ſind
(Schwager, Schwägerin ) , auch wenn die Ehe , durch welche die Schwäger⸗
ſchaft begründet iſt , nicht mehr beſteht .

Kann ein Mitglied aus einem der in Abſ . 2 bezeichneten Gründe an

der Beratung nicht teilnehmen , ſo iſt das in der Niederſchrift ( 20 f

vermerken .

VVo . zur Gem . Ord . vom 27. Oktober 1922 § 29.

Sitzungen .

§ 21 .

( . ) Die Sitzungen werden vom Vorſitzenden nach Bedarf an⸗

beraumt ; jedenfalls aber ſoll mindeſtens alle 3 Monate eine



§ 22. 25²

Überdies muß eine Sitzung abgehalten
alfte der Mitglieder es unter Angabe des
8 verlangt .

gen ſollen auf eine Zeit angeſetzt werden , diei
Mitgliedern , beſonders den Geiſtlichenne an denſelben geſtattet . Die Ein⸗

0 ich
zu geſchehen unter gleichzeitiger

ingsgegenſtände . Zwiſchen der Einladung und
ſoll — dringende Fälle ausgenommen — inin Tag ſioegein Tag Uegen .

Bei Feſtſetzung der Zeit für die Sitzung ſoll beſonders darauf ge⸗achtet werden , daß es den beamteten Mitgliedern ermöglicht wird , daran
teilzunehmen .

Berhandlungsbuch .
8 298 2

gefaßten Beſchlüſſe ſind in ein beſon⸗

einzutragen . Dabei
der Tag und die anweſenden

ng iſt von den Mitgliedern ,
1 zu unterzeichnen . Die

en jeweils die Zahl der
ſind , wenn nicht von der
n Fall eine andere An⸗

dem Vorſitzenden noch von
1

Mitglieder
die an der

Ausfertigungen der Beſchlüſſe ,
anweſenden Mitgli
ſtaatlichen Aufſie 3
ordnung getroffen wird , außer vonQAuhe
dem Schriftführer , der von der Ortsſchulbehörde aus der Zahl
ihrer Mitglieder beſtimmt wird , zu unterzeichnen . Von Beſchluß⸗
faffungen , die zur Bekanntgabe an die Lehrer oder Schüler be⸗
ſtimmt ſind , iſt dem Schulleiter oder dem ( erſten ) Lehrer jeweils
ein Auszug aus dem Verhandlungsbuch zur weiteren Anordnung
öuzuſtellen .

Der Eintrag im Verhandlungsbuch hat nicht den Verlauf der Ver⸗handlung , ſondern lediglich den als deren Ergebnis gefaßten Beſchluß
und das Stimmenverhältnis anzugeben . Der Eintrag braucht nicht inder Sitzung ſelbſt , ſondern kann auch ſpäter gefertigt werden ; nur mußer dann allen Mitgliedern , die an der Sitzung teilgenommen , zur nach⸗
träglichen Unterzeichnung vorgelegt werden . Dieſes Verfahren empfiehltich beſonders bei umfangreicheren oder verwickelteren Beſchlußfaſſungen.

„ Die Ausfertigung muß inhaltlich genau dem eingetragenen Beſchluß
entſprechen . Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde kann im einzelnen Fall ver⸗langen , daß die Ausfertigung von allen Mitgliedern der Ortsſchulbehörde
unterzeichnet wird .

Als Schriftführer wird in der Regel der zur Ortsſchulbehörde ge⸗
hörende Lehrer tätig ſein . Es ſteht aber auch nichts entgegen , den Rat⸗
ſchreiber als ſolchen herbeizuziehen .
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Schulakten .
§ 23 .

( ) Die eingehenden amtlichen Aktenſtücke ſind mit Angabe

der Art ihrer Erledigung unter Hinweis auf die Nummer des

Verhandlungsbuches in beſonderen Schulakten zu ſammeln und

nach dem Gegenſtande in folgenden Aktenheften zu vereinigen :

1. für die Prüfungen der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden ,

2. für den Bau und die Einrichtung des Schulhauſes und die

Lehrerwohnungen

3. für die in der Schulordnung geregelten Verhältniſſe ,

4. für die an der Schule angeſtellten Lehrer ,

5. für den Unterricht .

( 2) Die Anlage weiterer Aktenhefte bleibt nach den örtlichen
Bedürfniſſen der Ortsſchulbehörde überlaſſen .

63) Über die von dem Lehrer zu führenden Akten werden die

erforderlichen Anordnungen durch das Kreisſchulamt erlaſſen .

SchO . §S 72.

Die Kreisſchulämter können , wo ein Bedürfnis dafür vorliegt,

namentlich durch Einrichtung von Unterabteilungen zu Ziff . 3 und 5,

die Anlage weiterer Akten anordnen .

Beſorgung einzelner Geſchäfte durch den Vorſitzenden .

8 24 .

Eilende und dabei minder wichtige ſowie ſolche Geſchäfte ,

welche —wie die in den 88 13 bis 16 ausgeführten —keiner Be⸗
ſchlußfaſſung bedürfen , insbeſondere auch Eröffnungen von Ent⸗

ſchließungen der Aufſichtsbe hörden, beſorgt der Vorſitzende allein ,
ſetzt aber hiervon die Ortsſchulbehörde bei der nächſten Sitzung

Kenntnis . Die Beſorgung ſolcher Geſchäfte kann der Vor⸗

ſitzende auch dem lerſten ) Lehrer überlaſſen . Der Vorſitzende er⸗

jene Geſchäfte allein, welche ihm von den ſtaatlichen

Auffſichtsbehörden zur perrſönlichen Beſorgung überwieſen werden.
Die Zuſtellung amtlicher Aktenſtücke an die Lehrer ſoll ſtets in
einem verſchloſſenen Umſchlag erfolgen

Dienſtlicher Verkehr mit dem Unterrichtsminifterium .

825 .

dienſtliche Verkehr der OOrtsſch ulbehörde mit dem

interrichtsminiſterium wird , wenn nicht im einzelnen Fall eine

unmittelbare Berichterſtattung von dem Unterrichtsminiſterium
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angeordnet wird oder durch die Dringlichkeit der Sache geboten
iſt , durch das Kreisſchulamt vermittelt . Das Kreisſchulamt hatdabei hauptſächlich darauf zu achten , daß die Vorlagen den be⸗
ſtehenden Vorſchriften nach Inhalt und Form entſprechen . Unvoll⸗
ſtändige oder ſonſt ungeeignete Vorlagen ſind zur Ergänzungoder Abänderung zurückzugeben .

) Die Vermittelung hat durch das Bezirksamt zu geſchehen,wenn es ſich um die Verwaltung der Schulpfründe und der Schul⸗
ſtiftungen oder um Fälle handelt , in denen dieſe Art der Vorlage
verordnungsgemäß oder ſonſt vorgeſchrieben iſt .

Das Kreisſchulamt hat die Pflicht , an der Hand der beſtehendengeſetzlichen und verordnungsmäßigen Vorſchriften genau zu prüfen , obder Bericht allen Erforderniſſen entſpricht , um die Grundlage für die
Entſchließung des UM. zu bilden . Genügt er hiefür nicht , ſo iſt eine Ver⸗
vollſtändigung durch die Ortsſchulbehörde zu veranlaſſen , ſofern nicht das
Kreisſchulamt , das ſich bei der Vorlage in jedem Fall ſachlich zu äußernhat , das Fehlende aufgrund ſeiner Kenntnis der Verhältniſſe von ſich aus
ergänzen kann .

4. Von der Ortsſchulbehörde in den Städten der Städteordnung .
Wirkungskreis .

§ 26 .

( 4) Die Vorſchriften der S§ 16 und 18 finden auf die Volks⸗
ſchulen in den Städten der Städteordnung keine Anwendung . Die
in den 8§ 12 bis 15 bezeichneten Befugniſſe und Aufgaben der
Ortsſchulbehörde werden an den Volksſchulen dieſer Städte durchdas Volksſchulrektorat ausgeübt .

E ) Im übrigen können durch das nach § 128 Abſatz 2 lit . a
des Schulgeſetzes in der Städten der Städteordnung über die
Zuſammenſetzung , den Geſchäftskreis und die Geſchäftsordnungder Schulkommiſſion zu erlaſſende Ortsſtatut die Beſtimmungen
der § § 3, 6, 21 bis 24 dieſer Verordnung eine andere Regelung
erfahren , und es können außerdem einzelne der nach den vor⸗
ſtehenden Beſtimmungen der Ortsſchulbehörde zukommenden Be⸗fugniſſe dem Stadtrat zur unmittelbaren Erledigung vorbehalten
werden . Die Schulkommiſſion hat Vorlagen an das Unter⸗
richtsminiſterium , wenn ſie von dieſem nicht zur unmittelbarer

erichterſtattung aufgefordert iſt , dem Stadtrat zur Weiter⸗
leitung zu übergeben .

09 Der dienſtliche Verkehr des Stadtrats mit dem Unter⸗richtsminiſterium erfolgt unmittelbar , wenn nicht durch Verord⸗
nung allgemein oder durch beſondere Anordnung des Unter⸗
richtsminiſteriums im einzelnen Fall die Vorlage durch Ver⸗
mittelung einer ſtaatlichen Behörde vorgeſehen iſt .

17
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Zweiter Abſchnitt .

Von dem Schulleiter und dem erſten Lehrer .

I. Von dem Schulleiter .

Die nachfolgenden 8§ 27 —46 ſind nach VO. des UM. vom 24. April
1926 — ABl . Nr . 18 —an die Stelle der ſeitherigen 8§8 27 —40d der

Verordnung vom 28. November 1913 getreten .

Dienſtliche Stellung des Schulleiters .

8 28 22 46—

An einer Volksſchule mit zehn und mehr Lehrerſtellen wird

gemäß §30 des Schulgeſetzes ein Schulleiter ( Rektor ) beſtellt ,

ihm kommen folgende Aufgaben zu :

1. Er leitet namens der örtlichen Schulaufſichtsbehörde die

ihm anvertraute Schule in Zuſammenarbeit mit den an

ihr tätigen Lehrern zwecks Pflege einer einheitlichen Unter⸗

richts - und Erziehungsgemeinſchaft und beſorgt die mit

der Schulleitung zuſammenhängenden Verwaltungsge⸗
ſchäfte . Seine Tätigkeit erſtreckt ſich auch auf die einer

Volksſchule angegliederte Bürgerſchule , ſofern die Satzung

nichts anderes beſtimmt , und auf die Fortbildungsſchule
innerhalb der Gemeinde .

2. Er iſt verpflichtet , der Ortsſchulbehörde und deren Vor⸗

ſitzendem auf Verlangen über die bei Ausübung ſeines

Amtes gemachten Wahrnehmungen Bericht zu erſtatten .

Wenn der Bericht ſich auf einen Lehrer bezieht , ſo iſt M⸗

ſchrift zur Aufnahme in die Perſonalakten des Lehrers
dem Kreisſchulamt vorzulegen .

1. Die VO. vom 24. April 1926 trägt im allgemeinen den Be⸗
ſtrebungen der Lehrerſchaft nach einer kollegialen Ge ſtaltung
der Schulleitung Rechnung ; der Schulleiter ſoll die nach dem

Schc. G. 20) von ihm namens der Ortsſchulbehörde zu führende örtliche

„Aufſicht an der Schule , an der er angeſtellt iſt , in Unterordnung untet
das Kreisſchulamt , nicht für ſich allein , ſondern als ein Organ aller an

der Schule wirkenden Lehrer ausüben . Dieſem Gedanken wird als dein
leitenden Prinzip der Vo. im erſten Satz des Abſ . 1 Ausdruck gegeben.

Der Aufgabekreis des Schulleiters erſtreckt ſich auf
den inneren Schulbetrieb ( §§ 28, 29, 30, 31, 32, 33, 38 Abſ. 1), den
äußeren Schulbetrieb ( 88 34, 35, 36, 37, 38) und die damit zuſammen⸗

hängenden Verwaltungsgeſchäfte ( §8 39 40, 41, 42, 43)

8011f Ausdehnung auf die , zwar nicht einen Beſtandteil , aber die

Vorfih Volksſchule bildende Fortbildungsſchule entſpricht der

Foribilbungeſchulichser ungsſchulgrfenes
vom 19. Juli 1918, wonach

Wortti gsſchullehrer an der Volksſ ſei Wirkſamkei
anzuſtellen iſt .

der Volksſchule im Ort ſeiner Wirkf
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2. Satz 1 des Abſ . 2 findet ſeine Begründung in der
§ 20 SchG. , wonach die Ortsſchulb
ſicht über den Unterrichtsbetrieb durch d

In Gemeinden mit 4000 und mehr Einwohnern hat die Berichter⸗ſtattung an den Gemeinderat zu geſchehen . ( SchG . § 22. ) Sie kann
ſchriftlich oder mündlich erfolgen .

Der Bericht hat ſich auf die Feſtſtellung des Standes der Schulezu beſchränken . Urteile über die Leiſtungen oder über das Verhaltender einzelnen Lehrer ſind in denſelben nicht aufzunehmen . Zur An⸗
wendung des Abſ . 2 Satz 2 wird ſich bei Beachtung dieſes Geſichts⸗punktes durch den Schulleiter kein Anlaß bieten .

n Beſtimmung des
ehörde die ihr zuſtehende Auf⸗en Schulleiter „ ausüben “ läßt .

Allgemeine Aufgaben .
8 28 .

Aufgaben des Schulleiters ſind insbeſondere :
1J. alle MWaßnahmen oder Anordnungen zu treffen , welche der

Aufrechterhaltung der Ordnung oder dem kollegialen Zu⸗
ſammenarbeiten des Lehrkörpers im inneren und äußeren
Schulbetrieb dienen ,

2. für die Durchführung der von den ſtaatlichen Aufſichts⸗
behörden erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften und beſon⸗
deren Anordnungen zu ſorgen , insbeſondere hinſichtlich des
geſamten an der Schule erteilten Unterrichts .

Die Aufgabe des Schulleiters beſteht in der Herbeiführung und Über —
wachung eines geordneten , einheitlichen S chulbetriebs unterBeachtung der hiefür beſtehenden geſetzlichen , verordnungsmäßigen Be⸗ſtimmungen und Einzelanordnungen der vorgeſetzten Behörden .

Einzelaufgaben .

§ 29 .
Als Mittel zur Durchführung dieſer Aufgaben dienen : Rück⸗
ſprache mit den einzelnen Lehrern , Klaſſenbeſuche , Lehrerver —
ſammlungen , Lehrproben und gegenſeitige Unterrichtsbeſuche .

Klaſſenbeſuche .

30 .

ig der gemeinſamen Arbeit beſucht
75 8 an der Schule tätigen Lehrer nachBedarf. Dabei unterrichtet er ſich über den Gang und Stand desUnterrichts ſowie über die Handhabung der Schulzucht .

2. Etwa erforderliche Beſprechungen über ſeine Wahrneh⸗
zaen erfolgen in Abweſenheit der Schliller . HervorgetreteneMängel verſucht der Schulleiter durch ſachdienliche Ratſchläge zu

beheben . Gelingt dies nicht , ſo hat der Schulleiter unter gleich⸗
zeitiger Benachrichtigung des Lehrers dem Kreisſchulamt inner⸗halb zweier Wochen Vorlage zu machen .

220•
1. Zur allſeitigen Förderuder Schulleiter die Klaſſen der
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1. S 31 der ſeitherigen VO. hatte beſtimmt , daß der Schulleiter die

Klaſſen der in der Schule wirkenden Hauptlehrer jährlich mindeſtens
einmal und die Klaſſen der Schulgehilfen mindeſtens dreimal be⸗

ſuchen ſolle . Die neue Verordnung beſeitigt den Unterſchied zwiſchen

Haupt⸗ und Unterlehrern und erſetzt die Vorſchrift über die Zahl der

jährlich vorzunehmenden Beſuche durch den unbeſtimmten Ausdruck nach
Bedarf “ . Bei der verſchiedenen Bedeutung , die dem Wort je nachdem
es objektiy — wie in §S 31 —oder ſubjektiv ausgelegt wird , zukommt,
wird man annehmen dürfen , daß die VO. die Entſcheidung darüber , ob
wann und aus welcher Urſache ein Schulbeſuch vorzunehmen iſt, in das

pflichthafte Ermeſſen des Schulleiters ſtellen wollte.

Der Schulleiter hat ſich bei den Klaſſenbeſuchen ein genaues Blld
über die geſamte Unterrichtstätigkeit des Lehrers zu verſchaffen , über die
Einhaltung des Lehrplanes , die methodiſche Behandlung des Unterrichts⸗
ſtoffes , die Führung der Schülerhefte , des Wochenbuchs und der Schlller⸗
liſte ( § 38) , über die Behandlung der Schüler , die Beachtung der geſund⸗
heitlichen Vorſchriften ( §8 35 und 36) , die Lehrerfolge und den Kent⸗
nisſtand der Klaſſe ; er wird damit gleichzeitig die nötigen Unterlagen
gewinnen zur Beſprechung in der Lehrerverſammlung ( § 31) und zut
Berichterſtattung an die Ortsſchulbehörde .

2 . Bei der wohl für die Regel auf die Beſichtigung folgenden Be⸗

ſprechung wird der Schulleiter auch etwaige Beanſtandungen zur Sprache

bringen. Er ſoll dies aber nach §S 27 Abſ . 1 nicht in der Form von
Weiſungen oder Auflagen , ſondern in der Form freundlicher Belehrung
oder wohlwollender Ratſchläge tun . Erreicht er damit die Behebung der

beanſtandeten Mängel nicht , ſo hat er die Entſcheidung des Kreisſchulamts
einzuholen . Die Beſchreitung dieſes Weges iſt nicht etwa in ſein Be⸗

lieben geſtellt, ſondern ihm als Pflicht auferlegt . Hat der Lehrer den ſhim
erteilten Rat nicht ohne weiteres zurückgewieſen , ſo wird der Schulleiter

innerhalb der Friſt von 14 Tagen zunächſt durch mündliche Erkundigung

Nachſchau in der Klaſſe des Lehrers ſich darüber verläſſigen ,
in Anlaß zur Berichterſtattung vorliegt .

Lehrerverſammlung .
§ 81 .

55
15 Zur Beratung und Stellungnahme über Angelegenheiten

3 inneren und äußeren Schulbetriebs finden Lehrerverſanem⸗U U 8 2 87 i iungen nach Bedarf — mindeſtens aber alle drei Monate —il
der ſchulfreien Zeit ſtatt .

Solche ; 15 f2. Solche Angelegenheiten ſind insbeſondere :
—5

SDi 0 S 37 1 771 1 . i 8)
855 Herbeiführung eines Zuſammenwirkens der an

der Schule tätigen Lehrkräfte hinſichtlich der Zielforde⸗
rungen , der methodiſchen Behandlung der einzelnen

knterrichtefächer⸗ der Anforderungen an den häus⸗
lichen Fleiß der Schüler und der Handhabung det

Schulzucht,
b) die Aufſtellung des Stundenplans
c) die Verſetzung der Schüler ,
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d) die Feſtſetzung der Reihenfolge der Lehrer für die Auf⸗
ſicht in den Pauſen ,
die Veranſtaltung von Schülerausflügen ,
der Beſuch von Vorſtellungen u. a. ,
die Anſchaffung von Lehr - und Lernmitteln , von Ein⸗
richtungs⸗ und Gebrauchsgegenſtänden für die Schulen
( vergl . §S 37 ) .R

ο

0

3. Zur Erreichung des unter 2 a bezeichneten Zieles kommen
Lehrproben und gegenſeitige Unterrichtsbeſuche in Betracht ; die
letzteren jedoch nur mit Zuſtimmung des Klaſſenlehrers und nur
in der ſchulfreien Zeit der Beſuchenden . Die Anordnung und
Durchführung obliegt dem Schulleiter .

VoO. über die Dienſtſtellenausſchüſſe vom 25. Mai 1492ů 5 ,
Abſchnitt III 7.

1. Nach dem Wortlaut des Abſ . 1 kann die Lehrerverſammlung
keine bindenden Beſchlüſſe faſſen , ſie ſoll vielmehr nur Stellung
zu den ihrer Beratung unterſtellten Angelegenheiten nehmen , d. h. in
einen Meinungsaustauſch darüber eintreten . Im Widerſpruch damit
wird dem Ergebnis der Beratung durch die Vorſchrift des § 33 eine viel
weitergehende , einer Beſchlußfaſſung tatſächlich gleichkommende Be⸗
deutung beigelegt . Vergl . Bmkg . zu § 33.

2. Bei den in Abf . 2 aufgeſtellten Verhandlungsgegenſtänden wird
es ſich — wie beſonders bei a, e, k — mehr um die Feſtlegung von
Grundſätzen und Richtlinien , als um die Entſcheidung von Einzelfragen
handeln . Da die Verhandlungsgegenſtände meiſt mit beſtimmten Zeit⸗
abſchnitten des Schuljahres in Verbindung ſtehen , wird ſich erſt aus der
Praxis ergeben , ob die Abhaltung von Sitzungen alle 3 Monate einem
Bedürfnis entſpricht .

3. Klaſſenlehrer iſt der Lehrer , deſſen Klaſſe beſucht werden ſoll .

§ 82 .

1. Die Lehrerverſammlungen werden von Amts wegen oder
auf Antrag von wenigſtens einem Drittel der planmäßigen und
außerplanmäßigen Lehrer der Schule vom Schulleiter , wenn
möglich unter Mitteilung der Tagesordnung , einberufen und ge⸗
leitet . Alle Lehrer ſind zum Erſcheinen verpflichtet . Vorſitzender
iſt der Schulleiter . Stimmberechtigt ſind nur die plan⸗ und
außerplanmäßigen Lehrer . Bei Stimmengleichheit entſcheidet die
Stimme des Vorſitzenden .

2. Im übrigen gibt ſich die Lehrerverſammlung ſelbſt eine

Geſchäftsordnung .

1 . Das Drittel , auf deſſen Antrag die Lehrerverſammlung einbe⸗

rufen werden muß , iſt nach der Geſamtzahl der an der Schule inimäßig und nichtplanmäßig angeſtellten Lehrer und nicht getrennt nach
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den einzelnen Gruppen zu berechnen . Dabei ſind die Handarbeits⸗

lehrerinnen in die Berechnung einzubeziehen . Außer Betracht
bleiben die vertragsmäßig angeſtellten Lehrkräfte , auch wenn ſie ſtändig

errichtete Lehrſtellen bekleiden . Sie ſind aber zum Erſcheinen in der

Verſammlung verpflichtet . Das Fernbleiben von der Verſammlung kann
als Verletzung einer dienſtlichen Verpflichtung geahndet werden .

Bei der Antragſtellung iſt der Gegenſtand , über den beraten
werden ſoll , anzugeben .

Darüber , wann Stimmengleichheit vorliegt , vergl . die

Bmkg . zu § 20 Abſ . 1.
2. Die Geſchäftsordnung iſt ſchriftlich feſtzulegen .

3. Einſpruchsrecht des Schulleiters .

8 33 .

Wenn der Schulleiter Bedenken e
Lehrerverſammlung auszuführen ,

zuſtändigen Kreisſchulamt zur

ne Entſchließung der

er die Angelegenheit dem

ng vorzulegen .

1
dD

Die Vorſchrift des § 33 ſteht inſofern nicht in Einklang mit §31 , als

ſie von einer Entſchließung ſpricht , während die Lehrerverſamm⸗
lung nach §S 31 nur Stellung zu nehmen , aber keine Beſchlüſſe bezw. Enk⸗
ſchließungen zu faſſen hat. Soll die Vorſchrift überhaupt eine kechlliche
Bedeutung haben , ſo muß man das Wort „Entſchließung “ nach par⸗
lamentariſchem Sprachgebrauch im Sinne einer Reſolution , d. h. eiter
Anſichtsäußerung auffaſſen . Damit wird aber andererſeits wie⸗
der der Beratung der Lehrerverſammlung eine Bedeutung beigelegt, die

5ihr nach dem Wortlaut
für den Schulle
rung der Lehre
die Entſcheidung des

s §S 31 an ſich nicht zukommen ſollte . Denn
t daraus die Verpflichtung , die Anſichtsäuße⸗
ng als bindend anzuerkennen , wenn ernicht
chulamts dagegen anrufen will .

Außſerer Schulbetrieb . handhabung der Schulordnung .

8 04

teinen darüber , daß die

s der Schüler genanbe⸗
soder auf Antrag eines

5 zu 6 Stunden verfügen. 10
nt die Verteilung der Schüler auf die 13

Zuweiſung der vorhandenen Schul⸗ n

1. Der Schullei
Vorſchriften der S
achtet werden . Er
Lehrers die Be

2. Dem So

kann vor
eſtrafung von Schülern

einzelnen Klaſſer
zimmer an die K

2 S3. In Fällen hat der Schulleiter Anderungen
im regelmä errichtsbetrieb ( Ausfall von Unterrichts“

inderungen , Mitverſehung uſw . ) ſelbſtändig

ch ſofort einzuholender Genehmigung de⸗

Anderungen hat er auch den davon be⸗

rechtzeitig mitzuteilen .

d
5

anzuordnen , vorb
Kreisſchulamts . S
troffenen Nebenlehrern
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1. Der Schulleiter hat die Aufgabe , über die Aufrechterhaltung des
äußeren Schulbetriebs zu wachen und die hiezu erforderlichen Anord⸗
nungen zu treffen . Zur Verhängung der Strafe der Einſperrung bis zu
6 Stunden iſt er bereits durch die SchO . § 65 für zuſtändig erklärt . Die
Wiederholung dieſer Beſtimmung hier iſt nur für § 45 von Bedeutung .

2. Vergl . SchO . § 34.

3. Bei den in Ziff . 3 bezeichneten Maßnahmen handelt es ſich ledig⸗
lich um Anordnungen , die bei unerwartet eintretenden Störungen
( Dienſtbehinderung eines Lehrers infolge von Krankheit u. dergl . ) zur
Aufrechterhaltung des Unterrichtsbetriebs ein raſches Eingreifen er—
fordern (§S 57) . Werden Religionsſtunden des Geiſtlichen davon be—
troffen , ſo iſt dieſem alsbald Mitteilung zu machen .

Geſundheitliche Maßnahmen .
3*

8 358.

1. Der Schulleiter ſieht darauf , daß jede geſundheitliche
Schädigung von den Schülern ferngehalten wird , und daß die auf
dem Gebiete der Geſundheits - und Wohlfahrtspflege getroffenen
Einrichtungen und Anordnungen von den Lehrern durchgeführt
werden .

2. Der Schulleiter unterſtützt den Schularzt bei der Aus⸗
übung ſeiner Befugniſſe und ſorgt dafür , daß die Perſonalbogen
der Schüler von den Lehrern gewiſſenhaft geführt und ſorgfältig
aufbewahrt werden , ſowie daß die vorgeſchriebenen Mitteilungen
den Eltern oder deren Stellvertretern in entſprechender Form
zugehen , der Inhalt der Perſonalbogen aber im übrigen geheim
gehalten wird .

3. Der Schulleiter iſt derantwortlich dafür , daß die polizei⸗
lichen Vorſchriften und Anordnungen zur Verhütung der Aus⸗
breitung anſteckender Krankheiten , ſoweit ſie die Schule berühren
von den Beteiligten beachtet werden .

1 . Unter die Vorſchrift des Abſ . 1 fällt auch die Verpflichtung , dafür
zu ſorgen , daß Kinder , die wegen körperlicher Leiden ( Tuberkuloſe , Haut⸗
krankheiten u. dergl . ) eine Gefahr für die Geſundheit ihrer Mitſchüler
bilden , rechtzeitig aus der Schule entfernt werden ( SchG . § 3 Abſ . 2),
ebenſo Schüler , die unreinlich oder mit Läuſen behaftet ſind ( SchO . § 60
Abſ. 2). Ferner gehört dazu die ÜUberwachung des Turn⸗ und Schwimm⸗
unterrichts , der Spielnachmittage , der Ausmärſche der Schulausflüge
und der Schulbäder . Vo . die Dienſtpflichten betr . §S16 Abſchn . VI 7.

2. Der Schulleiter hat dafür zu ſorgen , daß für die Vornahme der
Unterſuchungen die erforderlichen Räume und Lehrperſonen zur Ver⸗
fügung ſtehen , daß die nach der SchuVO . den Eltern zu machenden Er⸗

olfnungen genau und rechtzeitig erfolgen und daß die vom Schularzt
hinſichtlich einzelner Schüler gegebenen Anweiſungen von ſeiten der

Klaſſenlehrer gewiſſenhaft befolgt werden . VoO. über die Dienſtſtellen⸗
ausſchüſſe vom 25. Mai 1921 Abſchn . V7 und III 7.
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3. Der Schulleiter hat die bei ihm einkommenden Anzeigen über
anſteckende Krankheiten von Schülern und Lehrern dem Schularzt un⸗
verzüglich zur Kenntnis zu bringen und darüber zu wachen , daß die Vor⸗

ſchriften über die Fernhaltung ſolcher Perſonen vom Unterricht gewiſſen⸗
haft eingehalten werden . SchAVO . 8§ 17.

4. Ferner werden die Schulleiter ihre beſondere Aufmerkſamkeit der
Durchführung der Vorſchriften über die Kinderarbeit in gewerblichen
Betrieben zuzuwenden haben . Abſchnitt V 5.

8 36 .

1. Der Schulleiter weacht darüber , daß die Beſtimmungen
über die Reinhaltung , Heizung und Lüftung aller zur Schule ge⸗
hörigen Räume eing 9510 werden und daß die vorgeſchriebenen
Lehrmittel , Einrichtungs - und Gebrauchsgegenſtände nach Zahl
und Art genügend

v
orhanden ſind .

2. Auch hat er ſein Augenmerk auf den baulichen Zuſtand
des Schulhauſes zu 1900140 und von etwaigen Mängeln der Orts⸗
ſchulbehörde alsbald Kenntnis zu geben

7

SchO . §8 70, 73, 77. SchHBVO . §§8 4 —12 .

Anſchaffung von Lehr⸗ und Lernmiklteln .

Anträge der auf von Lehr⸗ und Lern⸗
nitteln , Einrich ind 6 gegenſtänden

für die
Schulen w chulleiter

ſi
85ſprechung

weiterlei
ümenkin1

n ht zu ſol
ge ſtellt ſind .

§ 37 gibt ſachlich den §S40 der VO. vom 28. 11. 1913 wieder , der unter
Lernmittel “ die Schulbedürfniſſe für minderbemittelte Schüler ver⸗
ſteht . Daß dem 8 37 die glehe Bedeutung zukommt , ergibt ſich au § 9,
wonach dem Schulleiter die Verfügung über die voranſchlagsmäßige
Summe für „Schulbedürfniſſe und Lehrmittel “ überlaſſen werden kann.

N 7* 13 — 4 76Vo . über die Dienſtſtellenausſchüſſe v. 25. Mai 1921 § 3 Abſchn . III7 .

Schulinventare .

838

verpflichtet , ſich über die ordnungs⸗

ücher, der Handliſten , der Hefte und

niſſe über die vorhandenen Lehr⸗ und

egenſtände ſowie über die Inſtand⸗
zu verläſſigen .

' s Lehrers ſorgt der Schulleiter dafür ,

Beſtand der Gegenſtände in Ord⸗

mäßige Führune
der vorgeſchrisieber
Lernmittel und
haltung dieſer

2. Bei einem
das Verzeichr



IjCCCC

Die Schulbehörden der Volksſchule . § 39. 265

nung ſind . Etwaige vom Lehrer zu verantwortende Schäden und
Mängel hat er feſtzuſtellen und der Ortsſchulbehörde mitzuteilen .
Ferner hat er die übergabe der Gegenſtände an den neuen Lehrerzu bewirken .

3. Er führt auch die Aufſicht über die Verwaltung der in der
Schule vorhandenen Büchereien .

VO. über die Dienſtpflichten der Lehrer §S 10. VO. über die Dienſt⸗ſtellenausſchüſſe vom 25. Mai 1920 § 3 Abſchnitt VI 7 und III 7.

1. Über Führung der Wochenb ücher , Handliſten und
Schulhefte zu wachen , iſt Aufgabe des Schulleiters ſchon nach § 30.Der Ausdruck Lehr⸗ und Lernmittel ſoll offenbar die Geſamtheit derin der Schule zur Verwendung kommenden Unterrichtsmittel bezeichnen .2. Abſ . 2 bezieht ſich nur auf die in Abſ . 1 angeführten „ Ver⸗zeichniſſe “. 3. Zu Ziff . 3 vergl . Scho . § 71.

Liſtenführung .

839 .

Dem Schulleiter obliegt :
1. Die Aufſtellung und Führung der durch Geſetz oder Ver⸗

ordnung vorgeſchriebenen Liſten , insbeſondere der Haupt⸗
ſchülerliſten , der Schulentlaſſungsliſten , der Liſten der zur
Teilnahme am Handarbeitsunterricht verpflichteten Mäd⸗
chen , der nicht vollſinnigen , epileptiſchen und krüppel⸗
haften Kinder , der Schüler , welche der Wiederimpfung
unterliegen , ſowie der Verſäumnis⸗ und Strafliſten ;

2. die Erledigung der mit der Aufnahme , Einweiſung , Um⸗
ſchulung und dem Austritt bezw . der Entlaſſung der
Schüler verbundenen Geſchäfte :

8. die Wahrnehmung aller ſonſtigen mit der Leitung und
Verwaltung der Schule zuſammenhängenden Obliegen⸗
heilen , wie Führung der Schulakten , des Hausinventars
und aller durch die Schul⸗ und Wohlfahrtspflege er⸗
wachſenden Verwaltungsgeſchäfte .

Scho . 88 15, 17, 55, 58, 71. Vo . des OSchR . vom 3. März 1894. ,die Erteilung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten betr . —SchBOBl . S. 76 — § 3 Ziff . 3. BO. des UM. vom 9. Juni 1904 , den
Vollzug des Geſ . vom 11. Auguſt 1902 , die Erziehung und den Unter⸗
richt nicht vollſinniger Kinder betr . § 20 Abſ . 1 — Abſchnitt VIII . 3. Bktm .
des OSchRs . vom 17. Februar 1900 , den Vollzug des Impfgeſetzes betr .
Ziff . 3 und 4, Abſchnitt V6 .

Die Verpflichtung erſtreckt ſich auch auf die Aufſtellung eines Ver⸗
zeichniſſes derjenigen Schüler , welche 4 Wochen vor Schluß des Schul⸗jahres den Nachweis über die erfolgte — erſte — Impfung noch nichterbracht haben .

Bezüglich der Verſäumnisliſten vergl . SchS . §S 24 Abſ . 2.
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Sonſtige Dienſtgeſchäfte .

§ 40.

1. Der Schulleiter beſorgt ferner alle diejenigen auf die

Schule bezüglichen Aufträge , zu deren Beſorgung für die ein⸗

zelnen Lehrer eine Verpflichtung nicht beſteht — wie z. B. Vor⸗

nahme ſtatiſtiſcher Erhebungen und dergl .

2. Bei Erledigung der in Abſatz 1 und in 8 39 bezeichneten

Arbeiten kann der Schulleiter die übrigen an der Schule tätigen

Lehrer beiziehen .

VO. vom 25. Mai 1921 über die Dienſtſtellenausſchüſſ

Beurlaubung von Lehrern .

1. Wenn Urlaub nicht rechtzeitig beim Kreisſchulamt einge⸗

holt werden kann , iſt der julleiter befugt , die Lehrer der Schule

bis zu drei Tagen beurlauben . Un denſelben Voraus⸗

ſetzungen kann ſich Schulleiter ſelbſt ohne Urlaub auf die

Dauer von Tagen vom Amte entfernen . In beiden Fällen
iſt für die retung zu ſorgen und dem Kreisſchulamt unter

Angabe des Urlaubsgrundes ſofort Anzeige zu machen .
2. Zur Mitverf ſtehen , abgeſehen von ſtändigen Hilfs⸗

lehrern , in erſter die dienſtfreien Lehrer zur Verfügung .

§ 58. SchG . § 56. VVO z. BG . § 50 Ziff . 4.

Beurlaubung von Schülern .

Der befugt , Schülern im Benehmen mit dem

Klaſſ enlehrer b zu einer Woche Urlaub zu erteilen —bei Vor⸗

lage eines ä Zeugniſſes bis zu ſechs Wochen .

Vermittlung des dienſtlichen Verkehrs .

§ 43.

E
Der Schulleiter vermittelt den dienſtlichen ſchriftlichen Ver

ehr der Lehrer mit den Behörden . Beſchwerden gegen den Schul⸗
leiter können dem Krei ilamt unmittelbar vorgelegt werden .

Erweiterter Dienſtkreis der Schulleiter in den Städten .

§ 44.
ö

Der Schulleiter ( Direktor oder Rektor ) an den V olksſchulen
Städte ( § 3 Abſatz 1d , Abſatz 2 und 4 der Gemeindeordnung),

— . — —
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in denen keine Stadtſchulämter be ſtehen, übt
anſtelle des Kreisſchulamtes Befugniſſe aus :

6.

VO.
ſchnitt III Ziff .6

Er beſorgt die in den 88

Er entſcheidet über die Befreir ung von Schülern vom Be⸗
fuch der Volksſchule wegen Privatunterrichts ( § 4 der

ulordnung ) , über die Befreiung von einz zelnen Pflicht⸗
fächern ( § 18 Abfatz 1 der Schulorddnung ) und vom Unter⸗
richt ſür einen längeren Zeitraum (§S 19 Abſatz 1 der
Schulordnung ) .
Er beſtimmt in beſonderen Fällen die Reihenfolge , in
welcher ein Lehrer zwei Klaſſen zu unterrichten hat § 384
Abſatz 2 der Schulorndung ) 8

E

Er weiſt die einzelnen Klaſſen den Lehrern zu ( § 39 der
Schulordnung ) .

Er trifft Beſtimmung über Abweichungen von den Vor⸗
ſchriften über die Pauſen ( § 41 Abſatz 2 der Schulord⸗
nung ) .

Er gibt einen ganzen Tag ſchulfrei , wenn die Voraus⸗
ſetzungen der § § 41 Abſatz 3 oder 53 Abſatz 3 der Schull⸗
ordnung vorli 5 —

Von den Anordnungen nach Ziff . 1 —5 hat der Schul⸗
leiter rechtzeitig 9015

e Kenntnis zu geben .
Er ſtellt den Stundenplan und die 3

5 auf ( 8 45
der Schulordnung ) und gen 01 igt die nach § 69 der Schul⸗
ordnung aufgeſtellten Satz ingen , legt aber als⸗
bald eine Abſchrift dem Kreisſchulamt vor , welches zur An⸗
ordnung von Anderungen ber echtigt iſt .

Ziffer 4 und 58 dieſer Ver⸗
ordnung bezeichneten Geſchäfte .

Von der nach S§ 58 Ziffer 2 erteilten Genehmigung
erſtattet er alsbald dem Kreisſchulamt Anzeige .

Im Falle der Dienſtbehinderung eines Lehrers trifft er
die zur Verſehung des Dienſtes erforderlichen Anord⸗
nungen ; erſcheint die Anweiſung eines Hilfslehrers not⸗
wendig , ſo ſtellt er hierwegen Antrag an das Kreis⸗
ſchulamt .
Er genehmigte die Einführung von Unterrichtsmitteln
Ee8 des Unterrichtsplans vom 15 . April 1924 ) und die
Verteilung von Büchern und Bildern an die Schüler ( § 63
Abſatz 2 der Schulordnung ) .
Er hat die nach den Beſtimmungen der Schulordnung und
nach Ss 12 bis 15 dieſer Verordnung der Ortsſchulbehörde
oder ihrem Vorſitzenden zugewieſenen dienſtlichen Auf⸗
gaben und Zuſtändigkeiten .

35
Ote

über Dienſtſtellenausſchüſſe vom 25. Mai 1921 S§ 3 Ab⸗
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Der Paragraph bezweckt in erſter Reihe eine Erweiterung der Be⸗

fugniſſe der früheren Stadtſchulräte der mittleren Städteordnungsſtädte ,
die durch PAVO . Art . II eine Anderung ihrer dienſtlichen Stellung und
damit eine Beſchränkung ihrer Zuſtändigkeit erfahren haben . Die Aus⸗

dehnung der Beſtimmung auf die Schulleiter auch der übrigen Städte

rechtfertigt ſich aus dem Geſichtspunkt , daß ihr Wirkungs⸗ und Aufgabe⸗
kreis im Allgemeinen der gleiche iſt . Städteſchulämter beſtehen
dermalen in den Städten Mannheim , Karlsruhe , Freiburg ,
Pforzheim und Heidelberg . Städte im Sinne des 8§ 3 Abſ.
1 d bezw . des Abſ . 2 Gem . Ord . ſind z. Zt . Baden , Bruchſal , Dur⸗

lach , Konſtanz , Lahr , Lörrach , Offenburg , Raſtatt , Vil⸗

lingen und Weinheim . ( SchG. § 4 Bmkg . 3. )

Nachdem die in §S 121 Abſ . 2 dem UM. erteilte Ermächtigung , dem
Volksſchulrektor einer Städteordnungsſtadt einzelne Amtsbefugniſſe aus
dem Dienſtkreis des Kreisſchulamts zuzuweiſen , infolge der Neuordnung
der Verhältniſſe durch PüAVO . Art . II in Wegfall gekommen iſt, kamn
das UM. den in Abſ . 1 genannten Schulleitern Geſchäftsaufgaben aus
dem Dienſtkreis der Kreisſchulämter nur innerhalb ſeinet
eigenen Zuſtändigkeit zuweiſen . Hiernach muß unterſtellt wer⸗
den , daß zu Ziff . 1 ( Vefreiung von Schülern vom Beſuch der Volksſchule
wegen Privatunterrichts ) und zu Ziff . 9 ( Einführung voß
Unterrichtsmitteln ) in Rückſicht auf die Vorſchriften in § 2 Zif . 1
und 2 der Ldsh . VO. vom 8. Auguſt 1910 , die Zuſtändigkeit der Verwal⸗
tungsbehörden in bezug auf das Schulgeſetz betr . , wonach die Enſſchei⸗
dungsbefugnis in beiden Fällen dem Kreisſchulamt zukommt, die

Genehmigung des StM . eingeholt worden iſt .
Soweit die Beſtimmung in Ziff . 7 auf § 58 Ziff . 2 — Erteilung der

Genehmigung zur Übernahme von Nebenbeſchäfti⸗
gungen —ſich bezieht , dürfte die Zuläſſigkeit der Übertragung dieſer
Zuſtändigkeit an den Schulleiter in Zweifel gezogen werden .

8 Nach § 36 i. V. mit § 29 Abſ . 3 der VVO . z. BG . können die

Miniſterien anordnen , daß zur Erteilung der Genehmigung anſtelle der

an ſich zuſtändigen Zentralbehörde „eine dem Beamten vorgeſeßte
Behörde “ zuſtändig ſein ſoll . Dieſe Eigenſchaft kommt für die Lehrer an
Volksſchulen nach §S 5 der Ldsh . VO. über die Anwendung der Be⸗
amtengeſetzgebung auf die Lehrer an Volksſchulen vom 8. Auguſt 1010
in der 8 StM . vom 1. Mai 1924 nur den Kreis⸗

8 nd Stadtſchuläm zu. Da es ſich um einen für alle

Miniſterien gleichmäßig geltenden Grundſatz handelt , wird wohl die Zu⸗
laſſung einer Ausnahme für das Gebiet eines einzelnen Miniſteriums

ohne grundſätzliche Anderung des §S 29 Abſ . 3 durch das StM . in dieſem
Falle kaum angängig ſein .

Faſſung der VO. des

9 d

2 Ziff 6 .

Abſ
Zu Ziff. 2 und 5 rergl . die Bmtg . zur Scho . 8 34 Abſ . 2 und 8 Kl

Abſ . 3. die Beſtimmungen dieſer §s werden für ſtädtiſche Schulen wo
kaum in Betracht kommen .

Ziff . 6 will offe
bringen , daß dereu

ar vorſchreiben , ohne jedoch zum Ausdruck J
) S 43 SchoO. von dem Schulleiter bezw . nach 85 8 7 7211f.
enehmen mit der Lehrerverſammlung aufzuſtellende2 b dieſer VO. im 2

Stundenplan nicht der Genehmigung des Kreisſchulamts bedarf,
ſondern dieſem nur Abſchrift vorzulegen iſt .
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§

45.

In allen Städten ( § 3 Abſatz 1 Ziffer 1d , Abſatz 2 und 4
Gemeindeordnung ) werden die einzelnen Schulabteilungen ge⸗leiltet von Oberlehrern , die im Namen des Stadtſchulamtes be⸗

ausüben . Soweit

ισ.

ziehungsweiſe Volksſchulrektorats ihr Amt
nicht anderes beſtimmt iſt , gelten für dieſe Oberlehrer die Vor⸗
ſchriften der S§ 28 bis 43 dieſer Verordnung . Anſtelle des in den
angeführten Vorſchriften genannten Kreisſchulamts und der Orts⸗
ſchulbehörde tritt in den Städten mit Stadtſchulamt das letztere .

Die Vorſchriften des § 45 ſollen ſich auf die Volksſchulen allerStädte ( im Sinne des §3 Ziff . 1d und Ziff . 2 Gem . Ord . ) beziehen .Damit ſteht die weitere Faſſung , wonach die Oberlehrer ihr Amt imNamen des „ Stadtſchulamts bezw . des Volksſchulrek⸗torats “ ausüben ſollen , inſofern nicht im Einklang , als die Benennung„Volksſchulrektor “ nur dem nach § 119 SchG . beſtellten ſchultechniſchenLeiter der Volksſchule einer Städteordnungsſtadt zukam .
Die „Volksſchulrektorate “ ſind infolge der Neuordnung , die in der

Einrichtung der ſchultechniſchen Leitung der früheren Städteordnungsſtädtedurch PAVO . Art . II herbeigeführt wurde , teils in Stadtſchulämter , teilsin Rektorate nach § 30 SchG . umgewandelt worden . Es würde derAbſicht der VO. wohl nicht entſprechen , wenn man aus dieſer Aus⸗
drucksweiſe ſchließen wollte , daß die Vorſchriften des § 45 nur auf die
Volksſchulen mit Stadtſchulämtern Anwendung finden ſollen . Mit demAusdruck „Volksſchulrektorate “ werden die in § 46 genannten „ Rekto⸗rate “ gemeint ſein .

Der Ausdruck „ werden “ iſt zweideutig ; er kann ſowohl einentatſächlich beſtehenden Zuſtand bezeichnen , als auch den Charaktereiner rechtlich verpflichtenden Vorſchrift haben . Nach der Technik derGeſetzesſprache iſt das letztere anzunehmen . In Wirklichkeit entſpricht er
in dem Zuſammenhang , in dem er hier gebraucht iſt , weder in tatſäch⸗licher, noch in rechtlicher Beziehung den beſtehenden Verhältniſſen . Eine
geſetzliche Verpflichtung zur Errichtung von Oberlehrerſtellen beſtehtweder für die Städte der vormaligen Städteordnung ( § 120 SchG . ) nochauch für die übrigen Städte . Sie auf dem Wege der Vo . einführen zuwollen , wäre nicht zuläſſig . Für die vormals nicht der Städteordnungunterſtandenen Städte fehlt es, nachdem § 30 Abf . 4 SchG . durch den8 3⁰Beſ. Geſ . aufgehoben worden iſt , dermalen überhaupt an dergeſetzlichen Unterlage zur Errichtung ſolcher Stellen .

Das SchG . vom 7. Juli 1910 ging bei der Schaffung von Rektor⸗ſtellen von der Anſchauung aus , es ſeien die mit der ſchultechniſchenLeitung zuiſammenhängenden Geſchäfte in den in Betracht kommendenSchulen nicht o umfangreich , daß ſie nicht vom Rektor allein be⸗ſorgt werden könnten . Es hat aber gleichwohl die Möglichkeit der Bei⸗
behaltung beſtehender Oberlehrerſtellen oder deren Neuerrichtung durchie Gemeinden in § 30 Abſatz 4 unter der Bedingung aufrecht erhalten ,daß die Gemeinden die hieraus ſich ergebende geldliche Mehrbelaſtungübernehmen . Wo ſeitens einer Gemeinde von dieſer Beſtimmung Gebrauchgemacht wurde , waren hiefür in der Regel mehr perſönliche Rückſicht⸗
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nahmen , als ſachliche Gründe ausſchlaggebend . Bei der Neuordnung der

Einkommensverhältniſſe der Lehrer durch das Beſ . Geſ . lag hiernach ein

beſonderes Bedürfnis , die Vorſchrift des 8 30 Abſ . 4 SchG . aufrecht zu er⸗

halten , nicht vor und ſo wurde ſie durch § 30 des Beſ . Geſ . aufgehoben .

Wo ſolche Stellen z. Zt. der Aufhebung des § 30 Abſatz 4 be⸗

ſtanden , fiel ihren Inhabern lediglich die Aufgabe zu, die nach der Schul⸗
ordnung mit dem äußeren Schulbetrieb zuſammenhängenden
Geſchäfte zu beſorgen . Die ſchultechniſche Aufſicht wurde aus⸗

ſchließlich vom Rektor ausgeübt . Im Sinne der Beſoldungsordnung
waren ſolche Oberlehrer lediglich „ Hauptlehrer auf ſonſtigen wichtigen
Stellen “ und wurden als ſolche nach Gruppe IX eingereiht .

Nicht berührt durch die Aufhebung des § 30 Abſ . 4 SchG . wurde die

Vorſchrift de 29 Abſ . 2 SchG . , wonach für „ örtlich getrennte
Abteilungen “ einer Volksſchule beim Vorliegen eines beſonderen
Bedürfniſſes erſte Lehrer beſtellt werden können . Die Aufrechterhaltung
dieſer Beſtimmung rechtfertigte ſich aus dem Geſichtspunkt , daß der durch
8 30 Abſ . 1 SchG . für Schulen mit mehr als zehn Lehrerſtellen neu ein⸗
geführte Rektor lediglich an die Stelle des für Schulen mit weniger als
zehn Lehrerſtellen nach §S 29 Abſ . 1 zu beſtellenden Oberlehrers trat .

Hiernach iſt in den Volksſchulen der Städte , die nicht unter die

beſonderen Vorſchriften des Sechſten Titels des SchG . fallen, die

Beſtellung von Oberlehrern im Geſetz nur für den Fall vorgeſehen , daß
es ſich um eine örtlich getrennte Schulabteilung in eilem
Nebenort , bezw . in einer durch Eingemeindung angegliederten Gemeinde

handelt . Die einzelnen Schulhäuſer einer Stadt als „örtlich gettennte
Abteilungen “ nach § 29 Abſ . 2 SchG . aufzufaſſen , würde dem Wortlaut,
wie auch dem Sinne und der Abſicht des Geſetzes widerſprechen .

ν

„ Die an ſich für alle Städte wünſchenswerte und gerechtferkigte ein⸗
heitliche Regelung der Frage über die Beſtellung der Oberlehrer ließe

ſich ohne Geſetzesänderung nur in der Weiſe verwirklichen , daß dieBe⸗
ſtimmung in § 120 Abſ. 2 SchG . im Einzelfall — mit der anläßlich der
Voranſchlagsberatung einzuholenden Zuſtimmung des Landtags —auth
—30

865
an ſich nicht darunter fallenden Städte zur Anwendung gebracht

würde .
3

0 Ein Bedürfnis nach Ernennung beſonderer Oberlehrer mit den übet

die Aufrechterhaltun des äußeren Schulbetriebs weit hinausgehenden
Befugniſſen des § 45, wird für die Volksſchulen der mittleren Städte ,
in denen es ſich um nicht mehr als je zwei Stellen handeln würde , kaum

8580
Es

wwird hier die bei Einführung der Rektorſtellen durch 8 30
des SchG . beſtandene hauung , daß der Rektor einer ſolchen Unter⸗
ſtützung zur Ausführung ſeiner Dienſtaufgaben nicht bedürfe , als zu⸗

treffend anzuerkennen ſein . Die wünſchenswerte Einheitlichkeit det

Leitung wird durch das Dazwiſchentreten weiterer Organe eher geſtört,
als gefördert werden . Das Gleiche gilt im allgemeinen auch für die vor⸗

find. Städteordnungsſtädte , in denen keine Stadtſchulämter errichtet
0.

Nach dem Geſagten hätte wohl eine hypothetiſche Faſſung det

S Cwo in einer Stadt zur Leitung einzelner Schulabteilungen
Oberlehrer beſtellt ſind , gelten ) den tatſächlichen wie rechtlichenVerhältniſſen mehr entſprochen .
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Die Oberlehrer ſollen ihr Amt im Namen des Stadtſchulrats oderdes Rektorats ausüben . Was damit geſagt werden wollte , iſt nicht klar .Im Namen eines anderen übt Jemand ſein Amt in der Regel dann aus ,wenn er die Befugnis hierzu von dem Anderen ableitet , d. h. von demAnderen den Auftrag hiezu erhalten hat . Das trifft vorliegend inſofernnicht zu, als der Auftrag zur Führung des Amtes und die Feſtſetzungder damit verbundenen Befugniſſe nicht von dem Stadtſchulamt , bezw .dem Volksſchulrektorat , ſondern von der geſetzlich mit dem Vollzug desSchG . beauftragten Behörde , dem UM. ausgeht . Durch den Ausdruck„ im Namen “ ſollte vermutlich nur darauf hingewieſen werden , daß derOberlehrer fürr den Stadtſchulrat bezw . Rektor , d. h. zu ſeiner Unter⸗

ſtützung und an ſeiner Stelle , bezw . in ſeiner Vertretung tätig ſein ſoll .Der den Oberlehrern zugewieſene Wirkungskreis iſt durch die
Bezugnahme auf die §§S 28 —43 der VO. ſo bemeſſen , daß er in dieſemUmfang wohl nur für die Oberlehrer in den Städten mit Stadt⸗ſchulämtern zur Durchführung kommen kann Dabei wird abernoch eine Reihe von Geſchäften , die dem Oberlehrer zugewieſen ſind , beidem Stadtſchulamt verbleiben müſſen , ſo die Aufſtellung derHauptſchülerliſte , der Liſten für die nicht⸗vollſinnigen , epileptiſchen undkrüppelhaften Kinder , der Impfliſten ( § 39 Ziff . 1) ſowie die Beſorgungder mit der Schüleraufnahme ( SchO . §§ 2 und 3) verbundenen GeſchäfteG 39 Ziff . 2). Auch die Vermittelung des dienſtlichen Verkehrs mit denBehörden (§ 43) wird durch das Stadtſchulamt zu erfolgen haben . Diesgilt beſonders von Bewerbungen um erledigte Stellen , zumal das der Be⸗werbung beizulegende Dienſtzeugnis nur vom Stadtſchulrat ausgeſtelltwerden kann . Das Recht des Stadtſchulrats , jederzeit von dem Unter⸗richtsbetrieb der einzelnen Schulabteilungen Einſicht zu nehmen und die
amtlichen Prüfungen abzuhalten , wird durch die den Oberlehrern zuge⸗wieſenen Befugniſſe nicht berührt .

Die gleichen Einſchränkungen gelten auch für den Aufgabenkreis derOberlehrer gegenüber den Rektoren an den Volksſchulen der Städteohne Stadtſchulamt . Die Notwendigkeit weiterer Be ſchrän⸗kungen der auf die Oberlehrer für anwendbar erklärten Vorſchriftenergibt ſich hier ſowohl aus einzelnen Beſtimmungen des § 44 wie auch ausder allgemeinen Erwägung , daß die Übertragung von Befugniſſen ausdem Aufgabenkreis des Rektors an die Oberlehrer nicht zu einer förm⸗lichen Ausſchaltung dieſes Beamten in bezug auf einen Teil der ihmals dem Leiter der Schule ( SchG . §§S 20 und 22) an ſich verordnungs⸗gemäß zuſtehenden Befugniſſe führen darf .
Nach § 44 Ziff . 6 wird der Stundenplan vom Rektor ohne Genehmi⸗gung des Kreisſchulamts aufgeſtellt und nach Ziff . 8 hat der Rektor an⸗

ſtelle des Kreisſchulamts die im Falle der Dienſtbehinderung eines Lehrerserforderlichen Anordnungen zu erlaſſen . Hiernach hat der Oberlehrer nach§34 Ziff . 3, ſofern ein ſo dringender Fall vorliegt , daß die Entſchließungdes Rektors nicht zuvor eingeholt werden kann , die Anordnungen wegenAnderung des Stundenplans oder Mitverſehung vorbehaltlich der Geneh —
zugung durch den Rektor , zu treffen Sache des letzteren iſt es
dann, falls die Anweiſung eines Hilfslehrers nötig wird , hierwegen von
ſich aus Antrag beim Kreisſchulamt zu ſtellen . Wegen Anderung desStundenplans fällt , wenn dieſelbe nur vorübergehend iſt , eine Anzeigean das Kreisſchulamt nicht nötig .
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In bezug auf die Urlaubserteilung wird der Oberlehrer von der ihm ͤ˖
nach § 41 Abſ . 1 eingeräumten Befugnis nur Gebrauch machen dürfen, n
wenn die Entſchließung des Rektors nicht rechtzeitig eingeholt werden W ö

kann und er wird auch für dieſen Fall von der ſeinerſeits erteilten Ur⸗

laubsbewilligung zunächſt dem Rektor Anzeige zu machen haben , der dann

die weitere Anzeige an das Kreisſchulamt erſtattet . Das Gleiche gilt von
der Entfernung des Oberlehrers ſelbſt . oith

Auch im Falle des §S 30 Abſ . 2 darf der Oberlehrer die dort vorgee
ſehene Vorlage an das Kreisſchulamt nicht unmittelbar erſtatten , ſondern
er wird den Sachverhalt zunächſt dem Rektor vorzutragen haben . Dieſer
wird dann , falls er den Standpunkt des Oberlehrers teilt und es ihm
durch ſein perſönliches Eingreifen nicht gelingt , die Ordnung der Ange⸗
legenheit herbeizuführen , an das Kreisſchulamt berichten .

Das gleiche Verfahren wird bezüglich der in den Lehrerverſamm⸗
lungen der einzelnen Schulabteilungen gefaßten Entſchließungen der Fall
ſein müſſen .

Amksbezeichnung .
8 46.

Die Direktoren und Rektoren der Volksſchulen haben ſichbei
ihren amtlichen Verfügungen und Bekanntmachungen der ant⸗ büden
lichen Bezeichnung „ Rektorat “ zu bedienen .

Beſ . Ordg . Gruppe IX , X und XI .

II . Von dem erſten Lehrer .
Wirkungskreis .

§ 47.

Die Vorſchriften der 88 27 Ziff . 1 bis 43 finden auf den nach
§ 29 Abſatz 1 des Schulgeſetzes durch das Unterrichtsminiſterum latet

beſtellten erſten Lehrer mit folgenden Einſchränkungen An⸗

wendung .

Da der erſte Lehrer wie der Schulleiter die Aufſicht über den Unter⸗
richtsbetrieb nach § 20 SchG . im Namen der Ortsſchulbehörde ausübt,

4 findet die in § 27 Abſ . 2 dem Schulleiter auferlegte Verpflichtung , det
Ortsſchulbehörde und deren Vorſitzenden auf Verlangen über den Stand uten ſeder Schule Bericht zu erſtatte eſetzes ten Lehret

n
zu erſtatten , kraft Geſetzes auch auf den erſ 0

Schulleitung .

§ 48 .

Der erſte Lehrer ſoll die ihm obliegenden Aufgaben dadurh

54 055 ſuchen, daß er die zu erledigenden Fragen auf dem ii

den § 8 29 un 31 vorgeſehenen Weg mit den übrigen an der
Schule angeſtellten Lehrern von Zeit zu Zeit , jedenfalls zu Be⸗

— —
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ginn des Schuljahres und ſonſt , wenn beſondere Wahrnehmungeneinen Anlaß dazu bieten , eingehend erörtert . Handelt es ſich um
wichtigere Fragen und kommt bei der Beratung in einer Kon⸗
ferenz eine Einigung nicht zuſtande , ſo iſt die Entſcheidung des
Kreisſchulamts einzuholen .

Klaſſenbeſuch .

§ 49.

Beim Beſuch der Klaſſen der Hauptlehrer G 30 Abſatz 1) ſoll
ſich der erſte Lehrer darauf beſchränken , durch Anwohnen beim
regelmäßigen Unterricht über das Unterrichtsverfahren , die
Handhabung der Schulzucht , die Führung der vorgeſchriebenen
Liſten und die Unterrichtserfolge ſich zu verläſſigen . Dabei wahr⸗
genommene Mißſtände hat er , wenn er ſie nicht durch gütliche
Rückſprache mit dem betreffenden Lehrer oder auf dem in §8 31
bezeichneten Wege beſeitigen kann , dem Kreisſchulamt zur Kennt⸗
nis zu bringen . Für den Beſuch des Unterrichts der Schulgehilfen
erleiden die Vorſchriften des § 30 keine Einſchränkung .

Klaſſenbildung .
§ 50 .

Über die Verteilung der Schüler auf die einzelnen Klaſſenund die Zuweiſung der vorhandenen Schulzimmer an die Klaſſen
hat der erſte Lehrer nach Anhörung der übrigen Lehrer vorbehalt⸗
lich der Entſcheidung der Ortsſchulbehörde zu befinden .

SchO . § 34.

Arlaubserkeilung .
§ 51 .

Zaur Erteilung von Urlaub an die übrigen Lehrer beim Vor⸗liegen der Vorausſetzungen des § 41 iſt der erſte Lehrer nur fürdie Dauer von einem Tag zuſtändig .

Vertreter des erſten Lehrers .

§ 52 .

1. Dem den erſten Lehrer vertretenden dienſtälteſten Haupt⸗
lehrer ( § 29 Abſatz 3 des Schulgeſetzes ) ſowie dem dienſtälteſten
Hauptlehrer an Volksſchulen , für welche kein erſter Lehrer zu be⸗
tellen iſt , ſtehen die in §8 36 bis 40, 49 Satz 3 und 51 bezeichneten
Befugniſſe und Obliegenheiten zu .

2. Die erſten Lehrer und die dienſtälteſten Hauptlehrer ſind
verpflichtet , von allen Veränderungen im Lehrkörper ihrer Schule ,

18
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wie zum Beiſpiel Dienſtantritt , Dienſtbehinderung , Dienſtaus⸗

tritt und Tod von Lehrperſonen , ſofort beim Eintritt der Ver⸗

änderung dem vorgeſetzten Kreisſchulamt unmittelbar Anzeige zu

erſtatten .

1. Vertreter des erſten Lehrers im Sinne des Abſ .1 iſt

nicht nur der Hauptlehrer , der den ernannten erſten Lehrer im Falle

ſeiner Dienſtbehinderung vertritt , ſondern auch derjenige Hauptlehrer ,

der die Geſchäfte des erſten Lehrers zu beſorgen hat , falls ein ſolchet

nicht ernannt iſt .
Nach § 29 SchG . iſt ein erſter Lehrer zu beſtellen für Volksſchulen

mit „ mehreren “ , d. i. mit zwei und mehr Hauptlehrern . Volksſchulen,

für welche kein erſter Lehrer zu beſtellen iſt , ſind ſonach Volksſchulen
mit nur einem Hauptlehrer . Die in Abſatz 1 bezeichneten Obliegenk

heiten und Befugniſſe kommen an ſolchen Schulen dem betreffenden
Lehrer von ſelbſt zu oder ſie können von ihm nur gegenüber dem etwa

angeſtellten Unterlehrer ausgeübt werden . Vergl . SchG . § 60.

2. Abſ . 2 bezieht ſich nicht nur auf die in Abſ . 1, ſondern auch auf
den in § 48 genannten Lehrer .

Die in Abſ . 2 aufgeſtellte Anzeigepflicht iſt — abgeſehen von dek

Anzeige des Dienſtaustritts in den §8§8 13 —15 auch der Ortsſchul⸗
behörde auferlegt . Mit der Auflage zur Anzeige an den Lehrer wird

die Verpflichtung der Ortsſchulbehörde gegenſtandslos .

10Dritter Abſchnitt .

Von dem Kreisſchulamt .
Dienſtkreis und Einrichtung .

( 0 ) Das Kreisſchulamt beſorgt innerhalb ſeines Dienſtbezirks
die der ſtaatlichen Schulverwaltung obliegenden Aufgaben nuh

den darüber beſtehenden Geſetzen , Verordnungen und den ĩhier

folgenden Anweiſungen . Es iſt die vorgeſetzte Behörde der Ollzt

ſchulbehörden ( Schulkommiſſionen ) und der Lehrer ſeines Dienſk⸗

bezirks .

0 Jedes Kreisſchulamt wird mit einem Vorſtand und er⸗

forderlichenfalls mit der nötigen Zahl von zweiten Beamten beſett
Zur Beſorgung der Bureaugeſchäfte werden ihm beſondere De⸗

amte beigegeben .

( 3) Der Vorſtand führt unter eigener Verantwortlichkeit
Aufſicht über die Geſchäftsbeſorgung der zweiten Beamten und
der Bureaubeamten .

((4)Wenn bei einem Kreisſchulamt mehrere zweite Beamte an⸗

geſtellt ſind, iſt , ſofern das Unterrichtsminiſterium im einzelnen
Fall nicht eine andere Anordnung trifft , jeweils der dienſtälteſte



EEEE

Die Schulbehörden der Volksſchule . § 53.

zweite Beamte der Vertreter des Dienſtvorſtandes . Bei Meinungs⸗
verſchiedenheiten zwiſchen dem Dienſtvorſtand und dem zweiten
Beamten über die zu erlaſſende Verfügung entſcheidet die An⸗
ſchauung des Dienſtvorſtandes .

6 ) Die Geſchäftsabteilung zwiſchen dem Dienſtvorſtand und
den zweiten Beamten unterliegt der Genehmigung des Unter⸗
richtsminiſteriums .

SchcS. §S 25. PAVO . Art . II 3O . § 2. Vo . Anwendung des Be⸗
amtengeſetzes auf die Lehrer v. 8. Auguſt 1910 bezw . 1. Mai 1924 8 5.
BO. über die Dienſtſtellenausſchüſſe vom 25. Mai 1921 .

Neben den Kreisſchulämtern ſind durch PAVO . Art . II in den Städten
Mannheim , Karlsruhe , Freiburg , Pforzheim und Heidelberg mit dem
Aufgabenkreis der Kreisſchulämter , unter Beſchränkung ihrer Dienſtbe⸗
zirke auf die Volksſchulen dieſer Städte , Stadtſchulämter ge⸗
ſchaffen worden .

1. Die Kreis⸗ und Stadtſchulämter ſind nach §S 5 der Ldsh .B' O. über die Anwendung des Beamtengeſetzes auf die Lehrer an Volks⸗
ſchulen die unmittelbar vor geſetzte Behörde der ihnen unterſtellten
Lehrer und haben in dieſer Eigenſchaft alle nach den beſtehenden Geſetzenund Verordnungen damit verbundenen Rechte auszuüben , ſofern das
Miniſterium nicht in Bezug auf beſtimmte einzelne Rechte eine Be⸗
ſchränkung hat eintreten laſſen , ſo hinſichtlich der Urlaubserteilung ,der Verhängung von Geldſtrafen und der Anwendung des Verwaltungs⸗
zwanges . Ferner hat das UM. mit Runderlaß vom 21. Januar 1914
ſich die Stellung von Strafanträgen wegen Beleidigungder Beamten des Kreisſchulamtes ſowie der Lehrer ihrer Dienſtbezirkevorbehalten . Das gleiche gilt bezüglich der dem Stadtſchulamt unterſtell⸗ten Beamten und Lehrer .

Die Kreisſchulämter und die Stadtſchulämter ſind
ſtaatliche Bezirksverwaltun gsbehörden , die dem Unterrichts⸗
miniſterium unterſtehen . Sie haben einen Vorſtand und die nötige Zahl
von zweiten Beamten ; die letzteren haben den durch die Geſchäftsabteilung
ihnen zugewieſenen Dienſt unter der Verantwortung des Dienſtvor⸗ſtandes , aber gleichzeitig auch unter eigener Verantwortung gegenüberdem vorgeſetzten Miniſterium zu führen . Das Amt iſt mit der nötigen
Zahl von Bürobeamten ausgeſtattet . Die letzteren ſind bei den Stadt⸗
ſchulämtern , ſoweit es ſich um die Erledigung ſtaatlicher Dienſtauf⸗
gaben handelt , vom Staat , ſoweit ſie aber zur Beſorgung der den Stadt⸗
ſchulämtern zugewieſenen Aufgaben aus dem Gebiet der Wohlfahrts⸗
pflege und der ſozialen Fürſorge für die Schüler ſowie von Dienſtver⸗
richtungen , die mit dem von der Stadt zu beſtreitenden ſachlichen Auf⸗wand zuſammenhängen , von der Stadt zu beſtellen und zu vergüten .

2. Für das Verfahren bei den Kreis⸗ und Stadtſchulämtern ſind
maßgebend die Vorſchriften der Ldsh . BO. v. 31. Auguſt 1886 , das Ver⸗
fahren in Verwaltungsſachen betr . in der Faſſung Ldsh . VO. v. 8. Juni1005 —Geſ . u. B0Bl . 1884 Nr . XXXV S. 385 u. 1905 Nr . XIII
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S. 309 —. Die hier beſonders in Betracht kommenden §8 1, 3, 4, 7,8
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lauten :

§ 1. Soweit nicht für einzelne Gegenstände das Ver⸗
fahren durch Gesetze oder Verordnungen besonders geregelt
ist , gilt der Grundsatz , daß die Verwaltungsbehörden auel
von Amtswegen die Tatsachen , welche für die Entscheidung
oder Anordnung erheblich sind , zu erforschen und festzu-⸗
stellen , sowie die desfallsigen Beweise zu erheben haben .

§ 3. Alle auf gepflogenes Verfahren ergehenden Ent⸗
scheidungen müssen in gedrängter Fassung die Gründe ent-
halten , auf die Gesetzes - und Verordnungsbestimmungen , auf
welchen sie beruhen , hinweisen und den Beteiligten schrift⸗
lich durch Zustellung gegen Bescheinigung eröffnet werden .

Auch anderen Verfügungen soll ein Hinweis auf die mab.
gebenden Gesetzes - und Verordnungsbestimmungen , sowie
in der Regel eine kurze Angabe der Gründe beigefügt Wer⸗
den ; doch kann von der Angabe der Gründe im öffentlichen
Interesse und namentlich dann Umgang genommen werden,
wenn keine gesetzliche Befugnis von Privaten in Frage steht.
Verfügungen , welche nicht gemäß Absatz 1 schriftlich zuzu⸗
stellen sind , können mündlich Protokoll eröffnet Werden.

§ 4. Der Vollzug der Zustellungen richtet sich na
hierüber bestehenden besonderen Verordnungen .

§ 7. Die Beteiligten können sich durch Anwälte

vollmächtigte vertreten lassen , soweit nicht ihr per
Erscheinen zur Auskunftserteilung gefordert wird .

Bei ihrem persönlichen Erscheinen können sie Sich
stets durch einen Anwalt begleiten lassen .

§ 8. Jedem Beteiligten oder seinem Bevollmächtigten
steht jederzeit die Einsicht der Akten frei , es hängt jedoch
von dem Ermessen der Behörden ab , ob einzelne Vorträse
oder Berichte von der Einsicht auszunehmen sind .

Über die Zuſtellungen beſtimmen die S§ 23 und 19 der BO. d. Min.

d. J. vom 22. September 1884 Geſ . u. VOBl . Nr . XXXVI in der
Faſſung der VO. vom 12. Februar 1900 Geſ . u. VOBl . Nr . IX folgendes:

8S 33 7 7 5 relche
§ 23. In Verwaltungssachen können Zustellungen , welche

schriftlich gegen Bescheinigung zu geschehen haben , nach
Ermessen des Bezirksbeamten durch den Amtsdiener oder

durch die Post nach Maßgabe dieser Verordnung , oder unter
Vermittlung des Bürgermeisteramts durch den Ortsdiener
erfolgen . In welcher Weise die Zustellung zu geschehen hat ,
ist in den Akten zu bemerken .

.
8 19. Wird durch die Post zugestellt , s0 ist ein mit dem

Dienstsiegel der Behörde verschlossener , mit der Adresse der
Person , an welche zugestellt werden soll, . sowie mit dem Ver⸗
merk : „ Vereinfachte Zustellung “ versehener und mit der den
Akten entsprechenden Geschäftsnummer bezeichneter Brief⸗
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umschlag , in welchem das zuzustellende Schreiben enthaltenist , durch den Gerichtsdiener der Post zu übergeben .
Dem Briefe ist ein Formular für die von dem Postboten

aufzunehmende Zustellungsurkunde auf blauem Papier
wie solche von der Postverwaltung zu beziehen sind — offenbeizufügen , nachdem der Kopf desselben Vollständig und
gleichlautend mit der Aufschrift des Briefumschlags ausge -füllt und auf die Außenseite die für die Rücksendung erfor -
derliche Adresse gesetzt ist . Zugleich ist der Briefumschlag
auf der linken , untern Ecke der Vorderseite mit dem Ver -
merk : „ Hiebei ein Formular zur Postzustellungsurkunde “ 2u
versehen .

Die Kreisſchulämter ( nicht auch die Stadtſchulämter ) und
die Schulinſpektion Mannheim gehören nach dem — im ABl . 1925 Nr . 41— vom Finanzminiſterium bekannt gegebenen Verzeichnis unter die in
die Ablöſung der Poſtgebühren einbezogenen Behörden . Nachder VO. des Finanzminiſteriums vom 16. Dezember 1925 — ABl . Nr . 41
—gelten für die Anwendung des Ablöſungsverkehrs folgende Beſtim —
mungen :

7⁰

81 . 5

Unmittelbar unterhalb des Ablösungsvermerks , der hand -
schriftlich oder durch Stempel angebracht werden kann , ist
der Abdruck eines Amtssiegels zu setzen , der das Hoheits -
zeichen des Landes trägt .

Briefstempel ohne Hoheitszeichen sowie die schrittliche
Bescheinigung „in Ermangelung eines Dienstsiegels “ sind
nicht zulässig . Geht aus dem Amtssiegel die Bezeichnung
der absendenden Dienststelle und des Amtsorts nicht hervor , N§0 sind diese Bezeichnungen handschriftlich oder durch 6. 8
Stempelabdruck besonders beizusetzen . 155

8

8 2.5 A5

Unter die Ablösung fallen sämtliche Briefsendungen im
Orts - und Fernverkehr , nämlich Briefe , Päckchen , Postkar -
ten , Drueksachen , Blindens ftsendungen , Geschäftspapiere ,
einschliehlich der Wertbriefe . Einschreibbriefsendungen .
Wegen des Ausschlusses von Auslandssendungen vergl . 8S 3.

Zu den abzulösenden Gebührenbeträgen gehören auch :
a) bei Briefen mit Zusteèellungsurkunde , soweit sie unter dem

Ablösungsvermerk abgesandt werden , neben der Gebührkür den Hinweg des Briefes die Zustellungsgebühr und die
Gebühr für die Rücksendung der Zustellungsurkunde ;

Rb) bei Nachnahmesendungen neben der F reigebühr die Vor
zeigegebühr :

e) bei Postaufträgen die Gebühr für den Postauftragsbrief
und die Vorzeigegebühr .
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§ 3.

Ausgeschlossen von der Gebührenablösung sind :

1. Die Postgebühr für Sendungen nach Orten auberhalb
des Deutschen Reichs , jedoch sind Briefsendungen mit dem
Ablösungsvermerk auch nach dem Sas 1 dem Gebiet
der Freien Stadt Danzig und dem Memelgebiet zugelassen .

Die )hühr für Sendungen , 1155 an die Behörden
gerichtet sind , sofern nicht der Absender e zur Anwen⸗
dung des Ablösungsvermerks bèerechtigte Behörde ist . Hier-
nach ist es unzu ig, daß zur Beantwortung von Anfragen ,
Zriefumschläge oder Postkarten von anderen Bebörden oder

Privatpersonen benutzt werden , die von der empfangenden
zZehörde zu diesem Zwecke im voraus mit dem Ablösungs⸗

vermerk und dem Abdruck ihres Dienstsiegels versehen Wor⸗
den sind .

3. Die Potgebühr für Sendungen , die von eine Staats -
behörde picht freigemacht mit dem Vermerk „gebühren⸗
Pflichtige Dienst
bestellbar zurück

ache “ aufgeliefert worden sind 415 als un-
kommen .

Die Paket - , Postanweisungs - und Zahlkartengebühren .

§ 4.

Unbeschadet der Verpflichtung der Behörden ,
sparung von Briefumschlägen die an denselben 1
gerichteten Sendungen üe

chst in ei
m

inem Briefe zu
den , ist es verboten , udungen , die an verschiee
pfänger Ohysische 3 oder selbständ Behi
gerichtet sind , zur Ersparung von Postgebühren als Sammel-
sendungen zu versenden , damit der der Sammel -

sendung sie an den endgültigen mpfänger am Bestimmungs⸗
ort , sei es durch Boten , sei es durch die Post , weitergibt .

LEDer durch eine gemeinse wam e Abfertigungsstelle ver⸗
mittelte Sammelbriefverkehr der Behörden , die Vertreter
derselben Rechtspersönlie bkeit sind und an einem Orte ihren
Sitz haben , ist auch weiterhin zugelassen .

Es ist ferner nicht zulässig , daß die Behörden ihren vom

Amtsort abwesenden Beamten und Arbeitsgruppen für den
dienstlichen Verkehr Briefumsch sowie Postkarten mit
dem Ablösungsvermerk und dem Abdruck ihres Dienststem -
pels zur Verfügung stellen .

Das UM. hat bei Vekanntgabe der Vorſchriften über die Ablöſung
Poſtgebühren mit Bktm . vom 18. Sept . 1925 — ABl. Nr. 41 —

Vermeidung u nnötiger Portoauslagen die nachſtehenden Anord⸗
her hingewieſen wurde , wiederholt :

1. Mitteilungen an andere staatliche Behörden , insbesondere8 2 1 7aber Berichte und Vorlagen an das Ministerium sind 50
zeitig und inhaltlich s0 vollständig zu erstatten , dab Er-
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innerungen und Rückfragen nicht notwendig werden .
Handelt es sich um die Weiterleitung von Eingaben Ein -
zelner oder von Berichten anderer Behörden , so sind die -
selben vor der Vorlage genau auf ihre Vollständigkeit zu
prüfen und erforderlichenfalls zunächst zur Ergänzung
zurückzugeben .

2. Sendungen an Privatpersonen sind nur dann freizumachen .
Wenn sie vorwiegend im dienstlichen Inte⸗
resse liegen ; wo dies nicht der Fall ist , sind solche
Sendungen als portopflichtige Dienstsache —
vergl . hierwegen § 14 der Verordnung des Finanzmini -
steriums vom 7. Dezember 1904 , das Versendungswesen
der Staatsbehörden betreffend , Schulverordnungsblatt 1904
Seite 240 — abzulassen .

3. In allen Fällen , in denen Sendungen nach den neuen
Postvorschriften sich zur Beförderung als Drucksachen ,
Aktenbriefe ( über 250 —500 gr ) oder Päckchen — vergl .
§ § 1. 7, 8 und 11 der Postordnung vom 22. Dezember 1921,
Reichsgesetzblatt Nr . 119 — zur ermäßigten Taxe eignen ,
ist von diesen Versendungsarten Gebrauch zu machen , S0-
kern mit Rücksicht auf den Inhalt der Mitteilungen keine
Bedenken entgegenstehen .

4. Anzeigen rein formeller Art , wie „ Fehlanzeigen “ können
auf Postkarten erstattet werden . Dabei sind aber stets
Datum und Nummer des Erlasses , auf den sie sich be -
ziehen , genau anzugeben .

Die Versendung von Akten , Büchern , Rechnungsbestand -
teilen und dergleichen ist auf den zur Erledigung des Ge -
schäfts notwendigen Umfang zu beschränken .

6. Sendungen von einer Staatsbehörde an eine andere , unter
denen ein regelmäßiger Dienstverkehr besteht , sind nur in
dringenden Fällen einzeln , im allgemeinen aber gesammelt
je nach Bedarf ein - oder zweimal in der Woche abzu -
lassen .

In derſelben Richtung bewegt ſich ein Runderlaß des vorm . OSchR .
vom 14. Januar 1895 ; der beſtimmt :

S

Berichte an die Oberschulbehörde , mit denen Akten an -
derer Behörden oder Akten der Visitatur selbst , sowie über -
haupt Schriftstücke vorgelegt werden , welche nicht bei den
Akten der Oberschulbehörde verbleiben , sondern wieder Zu-
rückzusenden sind , dürfen nicht auf die betreffenden Akten
bezw . Schriftstücke selbst géschrieben werden , sondern sind
auf besonderem Bogen zu erstatten .

Das UM. hat in der Bktm . vom 18. Sept . 1925 weiter verfügt :

Ich mache besonders darauf aufmerksam , daß von den
Dienststellen auf die gesicherte Verwahrung de 5

Hoheitsstempel und die Verhütung jeden Mitb⸗
brauchs streng Bedacht zu nehmen ist . Verantwortliche
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Beamte oder Angestellte , die es an der nötigen Sorgfalt bei
der Verwahrung und Vei ae des Hoheitssie
an der nötigen Aufsicht fehlen lassen , abges
von den etwaigen strafrechtlichen Folgen —für den dadurch
entstehenden Schaden ersatzpflichtig genis werden ; auch
die mihßbräuchliche Anwendung des Ablösungsvermerks ist
strafbar .

Beaufſichtigung der Volksſchulen .

§ 54 .

Die Hauptaufgabe des Kreisſchulamts beſteht in der Bea
ſichtigung der Volksſchulen . Daneben ſteht ihm 5 Aufſicht über
die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten zu, die dem
Unterricht von volks⸗ und fortbildungsſck ulpflih Kindern
dienen , einſchließlich der Anſtalten für geiſtesſchwache , epileptiſhe
und krüppelhafte Kinder .

SchG . 5§ 1 VO. über die nichtſtaatlichen Lehr - und Erziehungs⸗
anſtalten vom 11. März 1913 § 12 Abſ . 1 Abſchnitt VII 1. Gef über
die

Krziehung
15 den Unteerricht nichtvollſinniger Kinder vom 11. Auguſt

1902 § 15 Abſchnitt VIII 1.
Wo ein Stadtſchulamt beſteht , werden die in 8 54 aufheführ⸗

ten Befugniſſe durch di eſes ausgeübt .
Die Beaufſichtigung des Reli gionsunterrichts gehört nicht

zum Dienſtkreis der Kreis⸗ und Stadtſchulämter . Hiefür ſind vonſeiten
der Kirchen⸗ und Religionsgemeinſchaften beſondere Aufſichtsbeamte be⸗
ſtellt . Rel . VO. §7 ff. Abſchnitt V 2.U

Umfang der Schulaufſicht .

Die Aufſicht über die Volksſchulen umfaßt die Aufgabe :
1. alle

5 Schulweſen bezüglichen Geſetze und Verord⸗
nungen in Vollzug zu ſetzen , deren Vollzug durch die unter⸗
ſtellten 60 8 nach Tunlichkeit zu fördern und zu heben,

2. den dienſtlichen Verkehr der örtlichen Schulauffichtsbehör⸗
den und der Lehrer der VolksſchulenAnt dem Unterrichts⸗
miniſterium zu vermitteln ,

f inſi3. jederzeit von allen Einrichtungen der Volksſchule Einſicht
zu nehmen und

Beſtimmungen
beſonder er V

Prüfungen abzuhalten Die näheren

iber die Vornahme der Prüfungen bleiben

5 vorbehalten :
4. den Privatunterricht zu überwac „ der nach Anordnung

des Unterrichtsminiſteriums an Kinder erteilt wird , die
aufgrund des §S 3 Abſatz 1 und 2 des Schulgeſetzes zum



Die Schulbehörden der Volksſchule . § 56. 281

Beſuch der Volksſchule nicht angehalten werden oder vom
Beſuch der Volksſchule zeitweiſe oder dauernd befreit oder
ausgeſchloſſen ſind .

Die Hauptaufgabe der Kreis⸗ und Stadtſchulämter iſt die Abhaltungder amtl . Prüfungen an den unterſtellten Schulen . Die näheren
Anweiſungen über deren Vornahme ſind enthalten in der VoO. des OSchR .vom 12. Dezember 1905 , die Prüfungen und Schulbeſuche der Kreisſchul⸗räte betr . SchVOBl . S. 313. Zu Ziff . 4, 8 44 Ziff . 7. SchG . S 3 Abſ .3 und 4.

Schulorganiſation .

§ 56 .

( 1) Das Kreisſchulamt hat insbeſondere für die Volksſchulen
in Orten , die nicht der Städteordnung unterſtehen , darauf zuachten , daß die Lehrerſtellen nach Zahl und Art den geſetzlichen
Vorſchriften entſprechen . Es hat , wenn die Errichtung von Lehrer⸗
ſtellen notwendig wird , mit der Gemeindebehörde unter gleich⸗
zeitigem Benehmen mit dem Bezirksamt in Verbindung zu treten
und nach Abſchluß der Verhandlungen ſeine Anträge beim Unter⸗
richtsminiſterium zu ſtellen . Weigert ſich eine Gemeindebehörde ,
die verlangten Lehrerſtellen zu errichten , ſo wird das Kreisſchul⸗
amt nötigenfalls eine Entſcheidung des Bezirksrats über die Ver⸗
pflichtung der Gemeinde zur Bereitſtellung der
Mittel herbeiführen .

( 2) In gleicher Weiſe hat das
daß die notwendige Zahl von S

0

erforderlichen

Kreisſchulamt dafür zu ſorgen ,
chu tlräumen ſund Lehrerwoh⸗

nungen ] in der erforderlichen Größe und mit der nötigen Ein⸗
richtung zur Verfügung geſtellt wird und daß die Räume in ent⸗
ſprechendem Zuſtande gehalten werden . [ Es hat zu dieſem Zweck
anläßlich der Abhaltung von P
nungen der Lehrer zu beſichtigen . ]

ungen jeweils auch die Woh⸗

SchG . §§ 26, 27, 28, 111, 140 Abf. 2 Ziff . 2. 380 . § 5 Ziff . 2 b
SchHBVO . §§S 2, 4 —12 .

Ein Benehmen mit dem Bezirksamt wird nur dann erforderlich
werden , wenn die Gemeinde ſich gegen die Erfüllung einer geſetzlich ge⸗botenen Forderung ablehnend verhält .

Vor der Anrufung des Bezirksrates hat das Kreisſchulamt über denSachverhalt an das UM. zu berichten . Gegen die vom Bezirksrat erlaſſene
Entſcheidung ſteht dem Kreisſchulamt binnen einer Notfriſt von 14 Tagen ,vom Tag der Zuſtellung an gerechnet , der Rekurs an das UM. zu, dervon dieſem im Benehmen mit dem Min . des Innern zu verbeſcheiden iſt(B890. über das Verfahren in Verwaltungsſachen vom 31. Auguſt 1884 .
320 . 8§ 13) .

Die Stadtſchulämter haben ihre Anträge bei dem Stadtrat
zur Beſchlußfaſſung und Weiterleitung an das UM. einzureichen .
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In den übrigen Städten wird zunächſt Sache der Rektorate (§ 40

ſein , zu prüfen , ob eine Vermehrung der vorhandenen Lehrſtellen ge⸗

boten iſt , und die entſprechenden Anträge beim Stadtrat zur Beſchluß⸗

faſſung und Weiterleitung an das Kreisſchulamt einzureichen .

Anordnungen bei Dienſtbehinderung eines Lehrers .

8 —20

( J ) Wenn ein Lehrer durch Krankheit oder ſonſtige Umſtände

an der Verſehung ſeines Dienſtes verhindert iſt , ſo hat d Kreis⸗

ſchulamt alsbald die Mitverſehung der Stelle durch einen Lehrer

der gleichen oder einer benachbarten Schule anzuordnen . Iſt nach

Lage der örtlichen Verhältniſſe der Beizug eines Lehrers aus

einem benachbarten Kreisſchulamtsbezirk erforderlich , ſo hat ein

Benehmen mit dem Kreisſchulamt einzutreten , in deſſen Bezirk

der zur Mitverſehung beizuziehende Lehrer angeſtellt iſt .

( 2) Für Schulen mit nur einer Lehrerſtelle ſoll das Krei

ſchulamt in der Regel im Voraus für die Dauer eines längeren

Zeitraums die Art der Mitverſehung regeln .
63) Wenn die Dienſtbehinderung vorausſichtlich la

2 Wochen dauern wird , ſo iſt bei dem Unterrichtsminiſt

Anweiſung eines Hilfslehrers zu beantragen . Bis zum Eintreffen

des Hilfslehrers bleiben die von dem Kreisſchulamt getroffenen

Anordnungen in Kraft .

§S§S 34 Ziff . 3, 44 Ziff . 8 VVO . zum BG . SS 44, 53. Dienſtweiſung

für die Lehrer an Volksſchulen v. 4. März 1894 §8 3 u. 4 Abſchnitt VI .

Arlaubserteilung : Erteilung der Genehmigung für Nebengeſchäfle⸗

§ 58 .

Das Kreisſchulamt iſt ermächtigt , den ihm unterſtellten

Lehrern

1. Urlaub bis zu einer Woche zu bewilligen ,
2. die Genehmigung zur übernahme eines Nebenamtes oder

ei ner Nebenbeſchäftigung außerhalb des ſtaatlichen
Dienſtes zu erteilen . Zur übernahme jedes weiteren

Nebenamtes oder jeder weiteren Nebenbeſchäftigung iſt die

Genehmigung des Unterrichtsminiſteriums einzuholen .

J .
1. 85 41, 44 Ziff. 7. Bo . 3. B0 . 88 20 Ziff , 3, 30, Z, 48, 50

ehee an Volksſchulen vom 4. März 1
10 15 35

Dienſtſtellenausſchüſſe vom 25. Mai 1921 § 3 Abſchnitt

ber die Beſorgung von Nebenämtern und Neben⸗

folgendes :

0¹ Ein Beamter darf ein Nebenamt oder eine Nebenbe⸗
schäftigung nur besorgen , wenn und soweit dies mit den

Das BG . beſtimmt
beſchäftigungen in § 12
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gewissenhaften Wahrnehmung seiner Amtspflichten und mit
dem in seinem Berufe erforderten Ansehen und Vertrauen
Vereinbar ist .

( 2) Die vorgängige Genehmigung der zuständigen Dienst -
behörde ist erforderlich :

1. zum Betriebe eines Gewerbes und zwar auch dann ,
wWenn es von der Ehefrau oder einem im Hausstande
des Beamten befindlichen Angehörigen oder Dienst⸗
boten desselben betrieben wird ,

2. zur Besorgung eines Nebenamtèes oder einer Neben -
beschäftigung , mit welchen eine Belohnung verbunden
ist .

3. zum Eintritt in das Gründungskomitèee , den Vorstand ,
Verwaltungs - oder Aufsichtsrat einer auf Erwerb ge -
richtéten Gesellschaft ,

4. zur Ubernahme einer Vormundschaft , mit der eine
Belohnung verbunden ist .

( 3) Die erteilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich .
Auch kann einem Beamten die Fortführung jeder Vormund -
schaft durch die vorgesetzte Dienstbehörde untersagt werden .

( ) In den unter Ziffer 3 bezeichneten Fällen darf die
Genehmigung nur erteilt werden , sofern nicht die Stelle
unmittelbar oder mittelbar mit einem Gewinn oder einer Be -
lohnung verbunden ist .

1. Abſ . 1 gilt für jede Art von Nebenamt oder Neben⸗
beſchäftigung , einerlei ob ſie im ſtaatlichen Dienſt oder außerhalb
desſelben ausgeübt wird und ob ſie mit Belohnung verbunden iſt oder
nicht .

Als mit den Vorausſetzungen des Abſ . 1 ni cht vereinbar wurde
von dem UM. in Einzelfällen erklärt : Die Beſorgung von Agenturge⸗
ſchäften für Verſicherungsgeſellſchaften jeder Art , die Lieferung von An⸗
ſchriften an Lotterie⸗ oder ſonſtige Geſchäfte , das Aufſpielen zum Tanz
gegen Entgelt in öffentlichen Wirtſchaften ( vergl . unten unter Ziff . 6) ,
die übernahme der Stelle eines Kirchenſteuererhebers , die ſelbſtändige
Einrichtung und Führung von Schulſparkaſſen ; dagegen kann die Mit⸗
wirkung des Lehrers bei Schulſparkaſſen , die von der Gemeinde er⸗
richtet ſind , erteilt werden , wenn dieſelbe unentgeltlich geſchieht und ſich
auf die Entgegennahme der Schülerbeiträge — außerhalb der Schul —
ſtunden — und deren Ablieferung an die vom Unternehmer bezeichnete
Kaſſe beſchränkt GRunderlaß vom 19. November 1910 Nr . 49 609) . Die
Genehmigung zur Leitung von Geſangvereinen ſoll für die Regel nur
dann erteilt werden , wenn in dem betr . Ort nicht ein hiezu befähigter

Berufsmuſiker vorhanden iſt .
2. Nebenämter im ſtaatlichen Dienſt (3. B. Unterricht an einer

ſtaatlichen Lehranſtalt ) können von einem Beamten nicht vorbehaltlich
der Genehmigung übernommen werden , ſondern ſie werden von der⸗
jenigen Zentralbehörde , innerhalb deren Geſchäftskreis ſie liegen,—ſofern der Beamte einem anderen Geſchäftskreis angehört , mit Zu⸗
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ſtimmung der ihm vorgeſetzten Zentralbehörde übertragen ( VVO. B6.

§ 34) . Da zur Übertragung nur die Zentralbehörde zuſtändig it,
ſcheiden ſolche Nebenämter hier aus .

3. Nach §S 35 VVO. z. BG . bleibt es den Miniſterien überlaſſen , für
die einzelnen Dienſtzweige die Vorausſetzungen näher zu beſtimmen,
unter denen eine außerdienſtliche Tätigkeit als genehmigungspflichtige
Nebenbeſchäftigung zu betrachten iſt . Aufgrund dieſer Beſtimmung hat das
UM. für nicht genehmigungspflichtig erklärt : das Stellen von
Gemeinde⸗ und Vormundſchaftsrechnungen , ſofern es

nicht in größerem Umfang oder gewerbsmäßig geſchieht . Um eine Nach⸗
prüfung in der letzteren Beziehung zu ermöglichen , ſind die Lehrer ange⸗
wieſen , jeweils im Einzelfall von der Übernahme des Geſchäfts dem
Kreisſchulamt zur Weiterleitung an das UM. Anzeige zu erſtatten ( Bd.
z. BG . § 37 Ziff . 2). Ferner wurde als nicht genehmigungspflichtig er⸗
klärt : der Betrieb der Bienenzucht und der Verkauf von Honig,
wenn er an Bekannte oder aufgrund von Weiterempfehlung an einen
beſchränkten Kreis von Perſonen ohne Inanſpruchnahme der Preſſe er⸗
folgt . Weiter wurde ſeitens des OSchRs . mit Erlaß vom 12. Januar
1911 aufgrund erteilter ErmächtigQung des UM. beſtimmt , daß von det
Annahme bis zu zwei Penſionszöglingen durch Volksſchullehret
dem vorgeſetzten Kreisſchulamt unter Angabe des Penſionspreiſes An⸗

zeige zu erſtatten und daß zur Annahme weiterer Penſionszöglinge ſe⸗
weils auf dem geordneten Dienſtweg die Genehmigung des OSchhis ein⸗
zuholen ſei. Anſtelle der OSchR . iſt das UM. getreten .

4. Von der Übernahme eines an ſich nicht genehmigungs⸗
pflichtigen Nebengeſchäftes iſt auf dem geordneten Dienſtweg an das

UM. Anzeige zu erſtatten , wenn der Beamte die Beſorgung eines nicht

mit Belohnung verbundenen Nebenamtes im Dienſte des Reichs oder

eines andern Staats , oder einer ſolchen Nebenbeſchäftigung , oder aber

eine ehrenamtlicheStelle im Verwaltungsorgan einer Gemeinde , eines

Kreiſes , einer Kirche oder einer ſonſtigen öffentlichen Genoſſenſchaft übet⸗

Hümmt Der Eintritt in das Vert retun gsorgan einer Gemeinde
(Bürgerausſchuß) oder einer Kirche ( Kirchengemeindevertretung ) bedarf
der Anzeige nicht .

5 . Nach § 36 der VVo . z. BG . kann durch das zuſtändige Mini⸗

ſterium hinſichtlich einzelner Arten von Beamten die Genehmigung Bul
Ausübung von Nebenbeſchäftigungen gewiſſer Art allgemein erteilt

werden . Aufgrund dieſer Ermächtigung wurde von ſeiten des UM. die
Genehmigung a Ülgemein erteilt : 1. mit Erlaß vom 11. Auguſt 1802
(Ektm. des OSchRs . vom 17. Auguſt 1892 SchBoBl . Nr. XI ) und nit

VO. vom 1. März 1894, die Beſorgung des Organiſten und Vorſänger⸗
dienſtes betr . — SchBoBl . S. 68 — 8§ 2 zur Verſehung des Organiſten⸗
oder Vorſängerdienſtes an der Kirche des Anſtellungsortes , wenn an det

Volksſchule dieſes Ortes nur ein Hauptlehrer des betreffenden Bekennt⸗
niſſes angeſtellt iſt ; 2. mit Entſchließung vom 8. Januar 1902 den Lehrern

5 den Volksſchulen der Städteordnungsſtädte zur Erteilung von Pri⸗
Vedien

er cht. In beiden Fällen wurde die Genehmigung an 1
A gung geknüpft , daß von der Übernahme des Nebengeſchäfts untet
Angabe des Umfangs des Geſchäfts Gahl der wöchentlichen Privatſtun⸗
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den ) und der Vergütung für dasſelbe auf dem Dienſtweg dem Mini⸗
ſterium Anzeige erſtattet wird .

Durch die allgemein erteilte Genehmigung wird die Zuſtändigkeit des
Kreisſchulamts zur Erteilung der Genehmigung für ein Nebengeſchäftnicht berührt .

6. Zu den einzelnen Beſtimmungen des Abſ . 2 iſt zu bemerken :
Zu Ziff . 1. Als Gewerbe gilt auch die Ausübung des ärztlichen und

zahnärztlichen Berufs .
Zu Ziff . 2. Als mit Belohnung verbunden gilt eine Nebenbeſchäf⸗

tigung , wenn für ihre Übernahme eine Vergütung in Ausſicht genommen
iſt oder tatſächlich gewährt wird , mag die Vergütung eine fortlaufende
oder eine einmalige ſein . Nicht als Belohnung gelten der Erſatz von
baren Auslagen oder angemeſſene Verſäumnisgelder oder an deren Stelle
bei der Verſehung von Ehrenämtern in der ſtaatlichen , kommunalen ,
kirchlichen , berufsgenoſſenſchaftlichen Verwaltung und dergleichen ge—
währte Pauſchbeträge .

Über die Muſikausübun g durch Beamte hat das Finanzmini⸗
ſterium im Benehmen mit den übrigen Miniſterien durch Bekannt⸗
machung vom 3. März 1924 ABl . Nr . 15 die folgenden Richtlinien auf⸗
geſtellt :

1. Der Beamte braucht Musizieren der vorgesetzten Dienst -
behörde dann nicht anzuzeigen , wenn hierfür ein Ent -
gelt in keinerlei For mgewährt wird und wenn
im übrigen die Voraussetzungen des §S 12 Absatz 1 des
Beamtengesetzes erfüllt wird .

2. Musizieren gegen Entgelt hat der Beamte , sofern ihm die
Genehmigung nach Ziffer 3 nicht erteilt ist , der
Vorgesetzten Dienstbehörde anzuzeigen unter Angabe des
Unternehmers , des Tages und des Ortes , der Veranstal -
tung , der Dauer der Musikausübung sowie des hierfür ver -
einbarten oder erhaltenen Entgelts .

3. Der Beamte darf gewerbsmässig nur mit besonderer , vor -
her einzuholender Genehmigung des vorgesetzten Mini -
steriums oder mit seiner Ermächtigung der übrigen Zen -
tralbehörden musizieren (§S 12 Absatz 2 des Beamtenge -
setzes ) . Die Genehmigung ist jeweils nur füreine be -
stimmte Zeit , längstens für das laufende Kalenderjahr ,
auszusprechen .

Gewerbsmähiges Musizieren liegt unter anderem vor -
wenn diese Beschäftigung auch nur zeitweilig in mehr
oder weniger regelmäßiger Wiederholung geübt und zu
einer Erwerbsquelle gemacht wird .

4. Die Bezeichnung einer musikalischen Veranstaltung als
Wohltätigkeitskonzert schließt die Möglichkeit einer ge -
werbsmäßigen Betätigung keineswegs aus . Dies gilt ins -
besondere auch für die Wohltätigkeitskonzerte von Be -
amtenvereinigungen zugunsten ihrer Unterstützungs - oder
Sterbekasse und dergl . Jede Beteiligung als Musiker an
Wohltätigkeitskonzerten hat der Beamte seiner vorgesetz -
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ten Dienstbehörde schriftlich anzuzeigen . Die Behörden

haben zu prüfen , ob im Einzelfalle gewerbsmä ige Musik⸗

übung vorliegt oder nicht .

5. Die Musikausübung in zweifelhaften Gaststätten und
Räumlichkeiten , die dem Ansehen des Berufsbeamtentums

in der Offentlichkeit schaden könnten , ist dem Beamten
verboten .

6. Dem Beamten ist das gewerbsmäßige Nachweisen der Ge-

legenheit zur Musikausübung verboten .

7. Mit dem Gesuch um Erteilung der 6 anehmigung gemäß

fer 3 hat der Beamte eine Bescheinigung des örtlichen

öfkentlichen Arbeitsnachweises vorzulegen , daß für die

von den Beamten beabsichtigten musikalischen Darbie -
tungen geeignete Berufsmusiker nicht zur Verfügung
stehen .

Auch wenn dienstliche Gründe der Erteilung der Geneb⸗

migung an den Beamten nicht entgegenstehen , ist diese

zur Vermeidung einer Benachteiligung der wirtschaftlichen

Belange der Berufsmusiker nur in besonderen Ausnahme⸗

fällen zu erteilen .

An Hand der Zahl und des Inhalts der gemäßb Läffer 2 ex.

statteten Anzeigen prüft die Behörde , ob es sich um ein
gelegentliches oder etwa um ein gewerbsmähiges Musi-

zieren handelt . Ersieht die Behörde aus den Anzei
daß der Beamte so stark durch das Musizieren in Auspruch

genommen wird , daß die dienstlichen Interessen darunter
leiden könnten , so ist dem Beamten die Ubernahme Wei-

terer Musikaufträge zu untersagen .

E2

Zu Ziffer 3 verbunden mit Abſ . 4. Die Genehmigung iſt auch dann

zu verſagen , wenn der Beamte auf den Gewinn oder die Belohnung ,die
nach den Satzungen oder den ſonſtigen Beſtimmungen der Geſellſchaft mit

dem Amte des Beamten in der Geſellſchaft verbunden ſind , verzichtet .

0
Die Vorſchrift findet auch Anwendung auf die Rechner der länd⸗

lichen Konſumvereine , die nach dem Normalſtatut dieſer Vereine
in ihrer Eigenſchaft als Rechner auch Mitglieder des Vorſtandes ſind,

nicht aber auch auf die Rechner der ländlichen Creditvereine , die dem

Vorſtand nicht angehören .

§ 59 .

Das Krei chulamt kann gegen die ihm unterſtelten
13 wegen Zuwiderhandlung gegen die Dienſtpflichten mi

Verweis und Geldſtrafe bis zu 20 „ l einſchreiten . Es iſt befugt,
die zur Feſtſtellung des Tatbeſtandes erforderlichen Erhebungen

zu machen und zu dieſem Zweck Zeugen einzuvernehmen , ſowel

dies ohne beſondere Schwierigkeiten , insbeſondere ohne erheblichen
wand an Zeit und Koſten geſchehen kann . Dabei können die
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Schulleiter und erſten Lehrer mit der Vornahme einzelner Er⸗
hebungen , auch mit der Einvernahme von Schülern , betraut
werden .

(2). Die Disziplinarerkenntniſſe ſind von dem Kreisſchulamt
mit Gründen zu verſehen und den Lehrern zu Protokoll zu er⸗
öffnen oder durch die Poſt zuzuſtellen .

( 3) Von jeder gegen einen Lehrer erkannten Ordnungsſtrafe
iſt dem Unterrichtsminiſterium unter Vorlage einer Abſchrift des
Erkenntniſſes Anzeige zu erſtatten . Wenn durch die Unterſuchung
Koſten , beſonders durch Einvernahme von Zeugen , entſtanden ſind ,
ſo ſind der Vorlage die Unterſuchungsakten anzuſchließen .

( 0 In ſchwereren Fällen , namentlich dann , wenn ein unſitt⸗
liches Verhalten in Frage ſteht , wenn die Entfernung des
Lehrers von ſeinem Anſtellungsort notwendig erſcheint oder be⸗
antragt iſt , wenn eine gerichtliche Verurteilung des Lehrers vor⸗
ausgegangen iſt , wenn gegen einen Lehrer in den letzten 3 Jahren
ſchon einmal eine Ordnungsſtrafe erkannt worden iſt oder wenn
es zur Ermittelung der Wahrheit geboten erſcheint , die Zeugen
handgelübdlich oder eidlich zu vernehmen , iſt von Erhebungen ab⸗
zuſehen und dem Unterrichtsminiſterium zu berichten . Ergibt ſich
erſt im Laufe der Erhebungen , daß es ſich um ein ſchweres Dienſt⸗
vergehen handelt , ſo ſind die Akten dem Unterrichtsminiſterium
alsbald vorzulegen .

1. Den Kreis⸗ und Stadtſchulämtern kommt als vorgeſetzten Be⸗
hörden der Lehrer an ſich das Recht zur Verhängung von Ordnungs⸗
ſtrafen zu ( B56. § 87 Abſ . 1) . Ordnungsſtrafen ſind Verweis und
Geldſtrafen , letztere nach der Vo . des StM . vom 5. Februar 1924
bis zu einem Achtel des dem Beamten 3. Zt . der Beſtrafung zuſtehenden
Dienſteinkommens . Der in Abf . 1 bezeichnete Betrag von 20 / erleidet
hierdurch bei Dienſteinkommen unter 160 / monatlich eine entſprechende
Ermäßigung . Als Höchſtgrenze bleibt er beſtehen . Die Geld⸗
ſtrafe kann mit Verweis verbunden werden . Die Zuſtändigkeit derKreis⸗ und Stadtſchulämter iſt auf die gewöhnlich leichteren Fälle von
Dienſtvergehen beſchränkt ( Abf J . Den Kreis⸗ und Stadtſchulämternkommt auch die Vornahme der zur Feſtſtellung des Tatbeſtandes er⸗
forderlichen Erhebungen im Wege des dienſtpolizeilichen Ver⸗
fahrens zu.
Feerner haben die Kreis⸗ und Stadtſchulämter , wenn von dem UM.die Einleitung des förmlichen Diſziplinarverfahrens

gegen einen Lehrer auf Strafverſetzung oder Dienſtentlaſſung angeordnet
wird , jeweils zufolge beſonderen Auftrags des UM. die Unterſuchung
zu führen , ſofern nicht aufgrund der Beſtimmung in § 6 der Edsh . VO.
vom 8. Auguſt über die Anwendung des Beamtengeſetzes auf die Lehreran Volksſchulen das UM. ausnahmsweiſe — bei ſchwierigen Fällen ,
deren Behandlung eine beſondere juriſtiſche Vorbildung erfordert —
mit im Einzelfall eingeholter Zuſtimmung des Miniſteriums des Innerndas Bezirksamt mit der Führung der Unterſuchung beauftragt .
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Die Anordnung einer dienſtpolizeilichen Unterſuchung hat ſtetz

durch eine ſchriftliche Verfügung zu erfolgen . Für die Führung der

Unterſuchung ſind folgende — im weſentlichen durch Runderlaß des UM.

vom 31. Januar 1921 aufgeſtellte — Richtlinien zu beachten .

a) Alle Vernehmungen können durch den unterſuchungs⸗
führenden Beamten allein oder unter Beiziehung eines Schrift⸗

führers erfolgen . die Angaben der Vernommenen ſind — auch
bei Gegenüberſtellungen — in direkter Rede wiederzugeben . Die

Niederſchrift hierüber iſt dem Vernommenen vorzuleſen und von

ihm mit dem Vermerk , daß ſie ſeinen Angaben entſpricht („vorg.

gen . u. u. “) zu unterzeichnen . Wird die Unterſchrift verweigert,
oder werden Anderungen oder Zuſätze beantragt , ſo iſt dies in

der Niederſchrift zu beurkunden . Die Niederſchrift ſſt
von dem Unterſuchungsführer und dem Schriftführer nur am

Schluſſe eines Verhandlungsabſchnitts zu unterzeichnen .

b) Das Verfahren hat zu beginnen mit der Eröffnung der Ver⸗

fügung über die Anordnung der dienſtpolizeilichen Unterſuchung
unter Bekanntgabe des Gegenſtandes der Vernehmung an den

Beſchuldigten . Dieſem ſteht es frei , ſich ſofort darüber zu äußern

oder das Ergebnis der Erhebungen abzuwarten oder die Aus,

ſagen zu verweigern . Die erfolgte Eröffnung und die Erklärung
des Beſchuldigten ſind in der Niederſchrift zu beurkunden .

0) Im Laufe des Verfahrens ſind alle für die rechtliche Beurteilung

weſentlichen Tatſachen durch Erhebung der zur Verfügung ſtehen⸗
den Beweismittel , Vernehmung von Zeugen und Sachver⸗
ſtändigen , Erhebung von Überführungsſtücken, Vornahme eines

Augenſcheines , Schriftvergleichung u. a. feſtzuſtellen .

d) Zeugen und Sachverſtändige ſind in der Regel nicht zu beeidigen.

Die Zeugen ſind aber, falls es nach der Perſönlichkeit des zu

Vernehmenden angezeigt erſcheint , auf ihre Verpflichtung , die
Wahrheit zu ſagen , nachdrücklich aufmerkſam zu machen . Schul⸗

kinder ſollen als Zeugen nur ausnahmsweiſe , wenn es zur Feſt⸗
ſtellung des Tatbeſtandes unumgänglich nötig erſcheint , vernom⸗
men werden .

e) Bei Überſchreitung des Züchtigungsrechts iſt ein Gutachten des

zuſtändigen Bezirksarztes zu erheben , wenn eine erhebliche Über⸗

ſchreitung vorliegt oder wenn der Erziehungsberechtigte dies vei⸗

1 langt oder wenn erhebliche Nachteile für die Geſundheit des miß⸗
handelten Kindes zu befürchten ſind .

0 Auswärtige Vernehmungen ſind möglichſt mit Schulbeſuchen zu
verbinden , ſo daß kein beſonderes Aufſehen und keine beſonderen
Koſten entſtehen .

55 Abſchluß der Erhebungen iſt dem Beſchuldigten das 185
zu eröffnen und ihm Gelegenheit zu geben , ſich über die Be⸗

ſchuldigungen zu erklären .
zu 9 ſich

Hat der Beſchuldigte iner Verteidi Maßgabe
„ Oat. der Beſchuldigte zu ſeiner Verteidigung nach Maße

der 8§ 138, 139 StpPS . einen Verteidiger beſtellt , ſo iſt dieſem
auf Vorlage der Vollmacht nach Abſchluß der Erhebungen und
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vor Erlaſſung des Straferkenntniſſes Einſicht in die Akten zu
geben . Wenn erforderlich , iſt auf deſſen Antrag das Verfahren
nochmals aufzunehmen

Wo ein Dienſtſtellenausſchuß beſtellt iſt , ſoll der Dienſtvor⸗
ſtand vor Verhängung einer Diſziplinarſtrafe den Ausſchuß gut⸗
ächtlich hören .
Das Erkenntis kann nur auf einen Verweis oder eine Geldſtrafe
oder beides zugleich oder aber auf Einſtellung des Verfahrens
lauten und muß eine Entſcheidung wegen der Koſten enthalten .

Wird eine höhere Geldſtrafe für angemeſſen erachtet , ſo ſind
die Akten berichtlich dem UM. vorzulegen .

Bei geringeren Verfehlungen kann unter Einſtellung des
Verfahrens auch eine „ Rüge “ , „ Mißbilligung “ oder „ernſte Miß⸗
billigung “ ausgeſprochen werden .
Bei Bekanntgabe des dienſtpolizeilichen Erkenntniſſes iſt der Be⸗
ſchuldigte gemäß §S 95 VVO . z. BG . darüber zu belehren , daß
ihm innerhalb einer Woche von der protokollariſchen Eröffnungoder von der Zuſtellung an die Beſchwerde an das Unterrichts⸗
miniſterium frei ſteht .

Nach Eintritt der Rechtskraft iſt Abſchrift des Erkenntniſſes
unter Anſchluß der Akten dem Unterrichtsminiſterium vorzu⸗
legen , welches die Verrechnung der Koſten und gegebenen Falles
die Erhebung der Geldſtrafen veranlaſſen wird .

Bezüglich der Zuſtellun g der Erkenntniſſe vergl . die Bmkg .
zu § 55.

Bei der Führung einer dem Kreis⸗ oder Stadtſchulamt vom UM.
nach § 91 BG . aufgetragenen förmlichen Di ſziplinarunter⸗
ſuchung auf die nach §S 92 BG . die §§ 185 —187 , 188 Abſ . 2, 189 —194
und 195 Abſ . 1 und 2 der Strafprozeßordnung Anwendung finden , gelten
folgende beſondere Vorſchriften .

a) Bei den Verhandlungen muß ein Schriftführer mitwirken . Als

d

ſolcher kann bei Verhinderung des Sekretärs des Kreisſchulamtseine ſonſtige , beſonders zu beeidigende Perſon beigezogen werden .
Die Zeugen und Sachverſtändigen können , ſoweit dies nach
§§ 51 —57 StPO . überhaupt zuläſſig iſt , nach § 65 StPO . nach
Befinden eidlich vernommen werden . Die Belehrung über den Eid
hat nach §S 60 StPo . vor der Feſtſtellung der Perſonalien zu
erfolgen und iſt in der Niederſchrift zu beurkunden . Wenn ein
eidlich vernommener Zeuge nochmals in demſelben Verfahren
vernommen wird , hat er ſeine Angaben unter Berufung auf
den ſchon geleiſteten Eid zu machen .
Die Vernehmung von Schulkindern iſt unbeſchränkt zuläſſig .
Auswärtige Tagfahrten am Wohnſitz des Angeſchuldigten ſollen
nur ſtattfinden , wenn die Schwere des Vergehens die genaue
Unterſuchung an Ort und Stelle es fordert oder wenn bei der Ent⸗
fernung des Dienſtortes des Angeſchuldigten vom Amtsſitz und
bei der Zahl der zu vernehmenden Zeugen der Betrag der
Zeugengebühren vorausſichtlich die Koſten der Tagfahrt über⸗
ſteigen würde .

19



iee e ee

290 Leitung und Beaufſichtigung des Volksſchulweſens .

e) Nach Abſchluß des Verfahrens ſind die Akten mit einem Bericht
des unterſuchungsführenden Beamten über das Ergebnis der
Unterſuchung dem UM. vorzulegen .

Die den Zeugen und Sachverſtändigen zu gewährenden Ver⸗
gütungen richten ſich nach den Vorſchriften der Reichsgebührenord⸗
nung in der Faſſung des RG. vom 21. Dezember 1925 — RGBl .1
S. 470. Die hier in Betracht kommenden Vorſchriften lauten :

§ 2. Der Zeuge erhält eine Entschädigung für die erfor -
derliche Zeitversäumnis im Betrage von 20 Reichspfennig bis
zu 1,50 Reichsmark für jede angefangene Stunde .

Die Entschädigung ist unter Berücksichtigung des von
dem Zeugen versäumten Erwerbes zu bemessen und für
jeden Tag auf nicht mehr als 10 Stunden zu gewähren .

§ 3. Der Sachverständige erhält für seine Leistung eine
Vergütung nach Maßgabe der erforderlichen Zeitversäumnis
im Betrage bis zu 3 Reichsmark für jede angefangene Stunde .
Ist die Leistung besonders schwierig , so darf der Betrag bis
zu 6 Réichsmark für jede angefangene Stunde erhöht werden .

Die Vergütung ist unter Berücksichtigung der Erwerbs⸗
verhältnisse des Sachverständigen zu bemessen .

Auberdem sind dem Sachverständigen die auf die Vor-⸗
bereitung des Gutachtens verwendeten Kosten sowie die für
eine Untersuchung verbrauchten Stofte und Werkzeuge zu
Vergüten .

§ 7. Mußte der Zeuge oder Sachverständige auberhalb
seines Aufenthaltsorts einen Weg bis zur Entfernung von
mehr als 2 Kilometer zurücklegen , so ist ihm außer den nach
§ S 2 bis 6 zu bestimmenden Beträgen eine Entschädigung
kür die Reise und für den durch die Abwesenheit von dem
Aufenthaltsorte verursachten Aufwand nach Maßgabe der
kolgenden Bestimmungen zu gewähren .

„
§ S8 . Soweit nach den persönlichen Verhältnissen des

Zeugen oder Sachverständigen oder nach äuhberen Umstän⸗
den die Benutzung von Transportmitteln für angemessen 2u
erachten ist , sind als Reiseentschädigung die nach billigem
Ermessen in dem einzelnen Fall erforderlichen Kosten zu ge-
währen . In anderen Fällen beträgt die Reiseentschädigung
für jedes angefangene Kilomeéter des Hinwegs und des Rück -
wegs 10 Reichspfennig .

§ 9. Die Entschädigung für den durch Abwesenheit von
dem Aufenthaltsorte verursachten Aufw and ist nach den per -
sönlichen Verhältnissen des Zeugen oder Sachverständigen
zu bemessen , soll jedoch den Satz , der den Reichsbeamten
der Stufe III (§S 2 Abs . 2 der Reisekostenverordnung für die

Reichsbeamten Reichsgesetzblatt 1921 S. 1345 , 1923 J. S. 981)
als Tagegeld zusteht , nicht überschreiten . War der Zeuge
oder Sachverständige genötigt , außerhalb seines Aufenthalts -
orts ein Nachtquartier zu nehmen , so erhält er den ange -
messenen Betrag , der glaubhaft gemacht ist .
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Zur Stufe III der Reichskoſtenverordnung für Reichsbeamte ge⸗
hören die Beamten der Beſoldungsgruppen IXXII .

§ 17. Offentliche Beamte erhalten Tagegelder und Reise -
kosten nach Maßgabe der für Dienstreisen geltenden Vor -
schriften , falls sie zugezogen werden :

1. als Zeugen über Umstände , von denen sie in Aus -
übung ihres Amtes Kenntnis erhalten haben ;

2. als Sachverständige , wenn sie aus Veranlassung ihres
Amtes zugezogen werden und die Ausübung der
Wissenschaft , der Kunst oder des Gewerbes , deren
Kenntnis Voraussetzung der Begutachtung ist , zu den
Pflichten des von ihnen versehenen Amtes gehört .

§ 19. Die Gebühren der Zeugen und Sachverständigen
werden nur auf Verlangen derselben gewährt . Der Anspruch
erlischt , wenn das Verlangen binnen drei Monaten nach Be -
endigung der Zuziehung oder Abgabe des Gutachtens bei
dem zuständigen Gerichte nicht angebracht wird .

Bei der Führung dienſtpolizeilicher Unterſuchungen ſind nachſtehende
Vorſchriften der StPO . zu beachten :

§ 59. Jeder Zeuge ist einzeln und in Abwesenheit der
später abzuhörenden Zeugen zu vernehmen .

68. Die Vernehmung beginnt damit , daß der Zeuge
über Vornamen und Zunamen , Alter , Religionsbekenntnis ,
Stand oder Gewerbe und Wohnort gefragt wird . Erforder -
lichenfalls sind dem Zeugen Fragen über seine Beziehungen
zu dem Beschuldigten vorzulegen .

§ 61. Jeder Zeuge ist einzeln und vor seiner Vernehmung
zu beeidigen . Die Beeidigung kann jedoch aus besonderen
Gründen , namentlich , wenn Bedenken gegen ihre Zulässig -
keit obwalten , bis nach Abschluß der Vernehmung ausge -
setzt werden .

§SS 62 und 63. Der vor der Vernehmung zu leistende Eid
lautet : Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und All -
Wissenden , daß ich nach bestem Wissen die reine Wahrheit

sagen , nichts verschweigen und nichts hinzusetzen werde ,
bezw . wenn der Eid nach der Vernehmung geleistet wird ,
dag ich nach bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt ,
nichts verschwiegen und nichts hinzugesetzt habe , so wahr
mir Gott helfe .

§ 65. Der Eidesleistung wird gleichgeachtet , wenn ein
Mitglied einer Religionsgesellschaft , welcher das Gesetz den
Gebrauch gewisser Beteuerungsformeln anstelle des Eides
gestattet , eine Erklärung unter der Beteuerungsformel dieser
Religionsgesellschaft abgibt .

§ 57. Unbeeidigt sind zu vernehmen

1. Personen , welche zur Zeit der Vernehmung das sech -
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet oder wegen
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mangelnder Verstandesreife oder wegen Verstandes -

schwäche von dem Wesen und der Bedeutung des Ei -

des keine genügende Vorstellung haben .

2. Personen , welche nach den Bestimmungen der Straf -

gesetze unfähig sind , als Zeugen eidlich vernommen

zu werden ,
ſd. h. Perſonen die wegen Meineids verurteilt ſindl .

3. Personen , welche wegen der den Gegenstand der

Untersuchung bildenden Tat als Teilnehmer , Begün -
stiger oder Hehler verdächtig sind .

52. Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt :
der Verlobte des Beschuldigten ;
der Ehegatte des Beschuldigten , auch wenn die Ehe
nicht mehr besteht ;

3. diejenigen , welche mit dem Beschuldigten in gerader
Linie verwandt , verschwägert oder durch Adoption
verbunden , oder in der Seitenlinie bis zum dritten
Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade ver -
schwägert sind , auch wenn die Ehe , durch welche die
Schwägerschaft begründet ist , nicht mehr besteht .

Die bezeichneten Personen sind vor jeder Vernehmung
über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu be —
lehren . Sie können den Verzicht auf dieses Recht aush
während der Vernehmung widerrufen .

W0

600

§ 53. Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner be -
rechtigt :

1. Geistliche in Ansehung desjenigen , was ihnen bei Aus -
übung der Seelsorge anvertraut ist ;

Verteidiger des Beschuldigten in Ansehung deèsjenigen ,
wWas ihnen in dieser ihrer Eigenschaft anvertraut ist ;

3. Rechtsanwälte und Arzte in Ansehung desjenigen , was
ihnen bei Ausübung ihres Berufs anvertraut ist .

Die unter Nr . 2, 3 bezeichneten Personen dürfen das
Zeugnis nicht verweigern , wenn sie von der Verpflichtung
zur Verschwiegenheit entbunden sind .

§ 54. Ofkentliche Beamte , auch wenn sie nicht mehr im
Dienste sind , dürfen über Umstände , auf welche sich ihre
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht , als Zeugen nur
mit Genehmigung ihrer vorgesetzten Dienstbehörde oder der
ihnen zuletzt vorgesetzt gewesenen Dienstbehörde vernom -
men werden .

Vergl . §S 23 der VVO . zum BG .

§ 55. Jeder Zeuge kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern , deren Beantwortung ihm selbst oder einem der
im § 52 Nr . 1 —3 bezeichneten Angehörigen die Gefahr straf -
gerichtlicher Verfolgung zuziehen würde .



§ 58. Stehen
Verhältnisse , welches sie
Zeugnisses berechtigt , so hängt es von dem richterlichen Er -

nac b §S 52

Die Schulbehörden der Volksſchule . § 59. 293

Personen zu dem Beschuldigten in einem
zur Verweigerung des

messen ab , ob sie unbeeidigt zu vernehmen oder zu beeidigen
sind .

Dieselben können
eidigung des Zeug
Recht zu belehren .

8

dige

§ 75. Der zum

selben öffentlich bestellt oder

§ 76. Dieselbei
tig

nisses Ver weigern

Sachverständigen

1Grür
en, das Zeugnis zu verwe

110E,

Tt

auch nach der Vernehmung die Be -
und sind über dieses

§ 73. Sind für gewisse Arten von Gutachten Sachverstän -
öffentlich bestellt , so sollen andere Personen nur dann

gewählt werden , wenn besondere Umstände es erfordern .

Ernannte hat der Er -
nennung Folge zu leisten , wenn er zur Erstattung von Gut -
achten der erforderlichen A
wenn er die Wissenschaft ,

6ffentlich bestellt ist , oder
lie Kunst oder das Gewerbe ,

deren Kenntnis Voraussetzung der Begutachtung ist , öffent -
lich zum Erwerbe ausübt , odé er Wenn 2 zur Ausübung der -

ermächtigt ist .

welche

verständigen zur Verweigerung des

einen Zeugen berech -
ern , berechtigen einen Sach -

Gutachtens .
Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten als Sach -

Verständigen findet nicht sts tt , Wenn (lie vorgesetzte Behörde
des Beamten erklärt , daß die Vernehmung den dienstlichen
Interessen Nachteil bringen würde .

Vergl . §S 30 der VVO . zum BG .

§ 79. Der Sachverständi
achtens einen Eid
korderte Gutachten

§ 189. Die Behörden
Sicherheitsdienstes

nügen .

f

sind

lahin zu le

und

e hat vor Erstattung des Gut -
zisten , daßb er das von ihm er -

unparteiisch und
und Gewissen erstatten werde .

Ist der Sachverständige für die Erstattung von Gutach -
ten der betreffenden Art im allgemeinen beeidigt , so genügt
die Berufung auf den geleisteten Eid .

verpflichtet ,
trägen des Untersuchungsrichters um Ausführung einzelner
Mahßregeln oder um Vornahme von Ermittelungen zu ge -

nach bestem Wissen

ZBeamten des Polizei - und
Ersuchen oder Auf -

§ 192. Die Vernehmung des Beschuldigten erfolgt in Ab -
Wesenheit der Staatsanwaltschaft und des Verteidigers .

§ 193 . Findet die Einnahme eines Augenscheins statt , S0
ist der Staatsanwaltschaft , dem Angeschuldigten und dem
Verteidiger die Anwesenheit bei der Verhandlung zu ge -
statten .

Dasselbe gilt ,
vernommen

Wenn
werden soll ,

ein
We

Jeuge oder Sachverständiger
Icher voraussichtlich am Er -
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scheinen in der Hauptverhandlung Verhindert , oder dessen

Erscheinen wegen grober Entfernung besonders erschwert

sein wird .

Von den Terminen sind die zur Any , esenheit Berechtig -

ten vorher zu benachrichtigen , soweit dies ohne Aufenthalt

kür die Sache geschehen kann .

Auf die Verlegung eines FTermins wegen Verhinderung

haben die zur Anwesenheit Berechtigten keinen Anspruch .

§ 196 . Die Staatsanwaltschaft kann stets , Ohne dah jedoch

das Verfahren dadurch aufgehalten werden darf , von dem

Stande der Voruntersuchung durch die Einsicht der Akten

Kenntnis nehmen und die ihr geeignet scheinenden Anträge

stellen .

§ 197. Erachtet der Untersuchungsrichter den Zweck der

Voruntersuchung für erreicht , 80 übersendeét er die Akten

der Staatsanwaltschaft zur Stellung ihrer Anträge .

Beantragt die Staatsanwaltschaft eine Ergänzung der

Voruntersuchung , so hat der Untersuchungsrichter , wenn er

dem Antrage nicht stattgeben Will , die Entscheidung des Ge -

richts einzuholen .

Zu Abſ . 4. Anzeigen gegen Lehrer wegen Vornahme

unzüchtiger Handlungen mit Schulkindernoder wegen

anderer ſtrafrechtlich zu verfolgender Verbrechen

oder Vergehen ſind ſofort der zuſtändigen Staats⸗

anwaltſchaft zu übermitteln unter glerchzeitiger be⸗

richtlicher Darlegung des Sachverhalts an das Unter⸗

richtsminiſterium .
üÜber die Löſchung von Diſziplinarſtraferkenntniſſen in den Per⸗

ſonalakten hat das St . M. unterm 31. Juli 1924 — ABl . Nr . 41 —

folgende Richtlinien aufgeſtellt :

Eintragungen über Strafverfahren in die Personalnach -

weise sind zu löschen , sobald die in den Strakregistern er -

kolgten Vermerke über Verurteilung aufkgrund des Gesetzes

über Beschränkte Auskunft aus dem Strafregister und die

Pilgung von Strafvermerken vom 9. April 1920 ( Reichsgesetz -

blatt Seite 507 ) zu tilgen sind . — Bewährungsfriſt 5 Jahre.
Eintragungen über Disziplinarstrafen in die Personal -

nachweise sind zu löschen , wenn die Löschung durch Gnade -

akt angeordnet ist oder wenn eine gesetzlich noch zu be -

stimmende Beährungsfrist verstrichen ist , innerhalb deren

der Beamte die Pflichten seines Amtes zufriedenstellend er -

küllt hat .
Bis zur gesetzlichen Regelung der Bewährungsfrist be -

trägt diese vom Tage der Verurteilung an gerechnet bei Ver -

Warnungen , Verweisen und Geldstrafen bis zu 30 Goldmark

künk Jahre , bei sonstigen Disziplinarstrafen zehn Jahre . Ist

eine Geldstrafe nach dem Inkrafttreten des Gesetzes über

die Anderung des Besoldungsgesetzes vom 26. Juni 1923 ( Vver-
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gleiche insbesondere Ziffer 9 bis 12, Gesetz - und Verord -
nungsblatt Seite 180 ff . ) festgesetzt worden , so beträgt die
Bewährungsfrist bei Geldstrafen bis zu einem Viertel des
höchst zulässigen Betrags fünf Jahre , bei sonstigen Geld -
strafen zehn Iahre .

Die Löschung erfolgt durch Durchstreichen der betref -
fenden Eintragungen ( Verhandlungen usw . ) unter Ans
bringung eines Löschungsvermerks . Gelöschte Eintragungen
sollen dem Beamten nicht mehr zum Vorwurf gereichen und
bei Auskunftserteilungen nicht erwähnt werden .

Verwaltungszwang .

§ 60 .

Die Anwendung des Verwaltungszwangs gegen ſäumige

Lehrer C 77 des Beamtengeſetzes ) bleibt dem Unterrichtsmini⸗
ſterium zu berichten .

§ 61 .

Auf 15. Dezember jeden Jahres hat das Kreisſchulamt eine Liſte der
für den Mobilmachungsfall unabkömmlichen Lehrer der Volksſchulen
ſeines Bezirks unter Benützung eines Vordrucks nach Muſter 20 der

Deutſchen Wehrordnung dem Unterrichtsminiſterium vorzulegen . So⸗
fern in der Beſetzung der in Betracht kommenden Stellen Anderungen
eingetreten ſind , iſt auf 15 Juli des folgenden Jahres eine Nachtrags⸗
liſte vorzulegen .

Perſonalakten .

8 62 .

( ) Das Kreisſchulamt hat für die Lehrer der Volksſchulen
und die mit den Rechten von Hauptlehrern oder mit Beamten⸗

eigenſchaft an nichtſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten an⸗

geſtellten Lehrer ſeines Bezirks Perſonalakten zu führen . Es

erhält zu dieſem Zweck für jeden erſtmals zur Verwendung ge⸗

langenden Lehrer vom Unterrichtsminiſterium eine Standesliſte
ſowie eine Abſchrift des Seminarzeugniſſes und der Urkunde über
die Aufnahme als Volksſchulkandidat .

2 Bei der Verſetzung eines Lehrers in einen andern Kreis⸗

ſchulamtsbezirk ſind die
Worſ

onalakten nebſt den Beiakten an das

Kreisſchulamt * neuen Dienſtortes zu ſenden .

6 ) Die Perſonalakten von Lehrern , die durch Tod, Zuruhe⸗
ſetzung oder Entlaſſung aus dem Dienſt ausſcheiden , ſind mit den

Beiakten an die Regiſtratur des Eneuwes einzu⸗

ſenden .
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( J ) Nichtſtaatlichen ſowie außerbadiſchen Behörden darf die

Einſicht in die Perſonalakten nur mit beſonderer Genehmigung

des Unterrichtsminiſteriums geſtattet werden .

Nach Artikel 129 Abſatz 3 der Reichsverfaſſung dürfen in die Nach⸗

weiſe über die Perſon eines Beamten Eintragungen ungünſtiger Tat⸗

ſachen über ihn erſt vorgenommen werden , wenn dem Beamten Gelegen —

heit gegeben war , ſich über ſie zu äußern ; ferner iſt jedem Beamten Ein⸗

ſicht in ſeine Perſonalnachweiſe zu gewähren . Zum Vollzug dieſer Be —

ſtimmung hat das Staatsminiſterium mit Entſchließung vom 31. Juli

1924 ABl . Nr . 41 die nachſtehenden Richtlinien aufgeſtellt .

Nicht berührt werden hierdurch die Beſtimmungen über die Einſicht⸗

nahme in dienſtpolizeiliche Unterſuchungsakten während der Dauer einer

Unterſuchung . Das UM. hat in dieſer Beziehung unterm 6. April 1921 —

ABl . Nr . 12 —folgende Bekanntmachung erlaſſen : „ Unter Bezugnahme

auf unſere Anordnung vom 5. Juni 1920 ( Amtsblatt Nr . 24) geben wir in

übereinſtimmung mit den übrigen Miniſterien und dem Beamtenbund ,

der zur Sache gehört worden iſt , bekannt , daß auch bei einem nicht förm⸗

lichen Diſziplinarverfahren , ſolange die Vorunterſuchung noch ſchwebt ,

den Beamten die Einſichtnahme in die Unterſuchungsakten nicht geſtattet

werden kann . “

Hinſichtlich der Löſchung von Diſziplinarſtrafen iſt nach den neuen

Richtlinien auch in allen Fällen zu verfahren , in denen die Löſchung nach

den bisherigen Vorſchriften ( Aktenvernichtung ) noch nicht vollzogen iſt .

Die neuen Bewährungsfriſten gelten auch für die bisher erkannten

dienſtpolizeilichen Verfügungen .

Ri chtlinien .

1. Den Landesbeamten steht auf ihr Verlangen die unein -

geschränkte Einsichtnahme in alle über sie geführten Perso -

nalnachweise zu.

Zu den Landesbeamten gehören nicht die in den dauern -

den Ruhestand versetzten Beamten . Sofern sie jedoch ein

begründetes Interesse an der Einsichtnahme ihrer Personal -

nachweise dartun und dienstliche Bedenken nicht entgegen -
stehen , ist auch ihnen die Einsichtnahme nicht zu verwehren .

Das Recht auf Einsichtnahme ist ein persönliches Recht ;

ein Anspruch auf Ausübung durch einen Bevollmächtigten

besteht nicht . Die Zulassung eines Bevollmächtigten ,

besonders eines bevollmächtigten Mitgliedes der Beamten -

vertretung , sowie in Fällen der Einsichtnahme außerhalb des

Wohnorts , ist jedoch nicht ausgeschlossen .

2. Zu den Personalnachweisen gehören nicht nur die

als solche bezeichneten Personalakten , sondern auch beson -

ders geführte Nebenakten über Dienststrafverfahren , Ermitt -

Iungsverfahren und dergleichen .
Nebenakten , deren Einsicht den Beamten vorenthalten

werden soll , dürfen nicht geführt werden . Doch sollen ärzt -
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liche Gutachten , die von Amtswegen eingeholt worden sind
der Einsicht der Beamten nicht zugänglich gemacht werden ,
wenn der begutachtende Arzt erklärt hat , daß das Gutachten
zur Mitteilung an den Beamten in dessen Interesse unge⸗
eignet sei .

5

Prüfungsakten , die nicht von der Prüfungskommission
an die Behörde , in deren Gewahrsam sich die Personalnach -
weise des Beamten befinden , abgegeben , sondern in Ge -
Wahrsam der Prüfungskommission geblieben sind . gehören
nicht zu den Personalnachweisen . Aus solchen Prüfungs -
akten sind Vermerke über das Prüfungsergebnis oder Ab -
schriften der Prüfungszeugnisse zu den Personalnachweisen
zu bringen .

Die Personalnachweise dürfen nicht mit geheimen Kenn -
zeichen versehen werden .

3. Den Beamten ist in der Regel die Möglichkeit zu
geben , die Personalnachweise bei ihrer Besec ftigungsbe -
hörde einzusehen . Soweit die Personalnachweise an anderer
Stelle geführt werden , sind sie , falls keine Bedenken hier -
gegen bestehen , der Beschäftigungsbehörde zur Vorlegung
zu übersenden ; bestehen hiergegen Bedenken und ist auch
die Einsichtnahme bei einer andern am Ort des Beamten
oder in dessen Nähe befindlichen Stelle nicht möglich , S80
ist die Einsicht an der Stelle zu nehmen , wo die Personal -
nachweise amtlich aufbewahrt werden .

Beamten , die in den einstweiligen Ruhestand versetzt
sind , ist die Einsichtnahme in ihre Personalnachweise tun -
lichst an ihrem Wohnort zu ermöglichen ; gleiches gilt für
die Beamten , die in den dauernden Ruhestand versetzt sind .
sofern ihnen die Einsichtnahme in ihre Personalnachweise
gestattet ist ; vergleiche Ziffer 1 Absatz 2.

4. Die Einsicht in die Personalnachweise , die vor dem
Inkrafttreten der Reichsverfassung ( Vergleiche insbesondere
Artikel 129 R. V. ) geführt und durch Vernichtung oder Un -
kenntlichmachung von zur Vorlegung an den Beamten unge -
eigneten Schriftstücken zu bereinigen sind , darf wegen etwa
noch nicht erfolgter Bereinigung um nicht länger als 2
Wochen aufgeschoben werden .

5. In die Personalnachweise sind Eintragungen von un -
günstigen Tatsachen — im Gegensatz zu Werturteilen — erst
vorzunehmen , wenn dem Beamten Gelegenheit gegeben war ,
sich über sie zu äußern . Von einer jeden derartigen Ein -
tragung in die Personalnachweise ist dem Beamten jeweils
alsbald Kenntnis zu geben .

Eintragungen , die auf die Person des Beamten weder
mittelbar noch unmittelbar Bezug haben , dürfen in die Per -
sonalnachweise nicht erfolgen .
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Amtliche Konferenzen .
§ 63 .

( ) Das Kreisſchulamt wird alljährlich für die Lehrer der ein⸗

zelnen Amtsbezirke oder von Teilen eines Amtsbezirks Konfe⸗

renzen abhalten . [ Dabei bleibt es dem Ermeſſen des Kreisſchul⸗

amts überlaſſen , ob und in welchem Umfang es für die Lehrer der

Volksſchulen in den größeren Städten der Städteordnung beſon⸗

dere Konferenzen abhalten will . ]

( 2) Die Lehrer ſind verpflichtet , zu dieſen Konferenzen zu er⸗

ſcheinen . Sie erhalten , wenn ſie nicht am Konferenzort wohnen ,

Tagegelder und Reiſekoſtenerſatz nach Maßgabe des Geſetzes über

die Reiſekoſten der Beamten und der dazu ergangenen Vollzugs⸗

beſtimmungen .

( 3) In gleicher Weiſe ſteht dem Kreisſchulamt das Recht zu,

zur Beſprechung beſonders wichtiger Fragen des Schulbetriebs

oder der Schulorganiſation die Schulleiter und erſten Lehrer oder

einzelne Lehrer ſeines Bezirks an den Sitz des Kreisſchulamts

oder einen anderen geeigneten Ort einzuberufen .

§ 64 .

onferenzen ſollen dem Kreisſchulamt Gelegenheit

bei den Schulprüfungen und Schulbeſuchen gemachten

Wahrne ngen und Beobachtungen im Intereſſe einer einheit⸗

lichen Durchführung des Unterrichtsplans und der Schulordnung

zu beſprechen und die Lehrer des Bezirks mit den im Laufe des

Jahres ergangenen , für die Volksſchule und deren Lehrer wich⸗
kigen Verordnungen und Anordnungen des interrichtsmini⸗

ſteriums b ers bekannt zu machen .

ſollen einzelne pädagogiſche und methodiſche

( ksſchule ſonſt bedeutſame Fragen , die von dem

t der Einladung zur Konferenz beſonders anzu⸗

end behandelt werden .

geben ,

eſond

oder
Kreisſchular

geben ſind , eine

Kreisſchulratskonferenzen .

§ 65 .

im wird die Vorſtände der Kreis⸗

Ausſprache über ihre Wahrneh⸗
und zur Beratung

Das Unterrichtsminiſteri

ſchulämter von zu Zeit zur

mungen auf dem ziete des Volksſchulweſens

allgemeiner Fragen auf dieſem Gebiet einberufen .

Vergl . Rel . VO. 8§



Dienſtſtellenausſchüſſe . VO. des StM . § 1.

6. Bekanntmachung
des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts .

( Vom 30. März 1920 . )

Die Errichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen betreffend .
( ABl . Nr . 13. )

A.

Das Staatsminiſterium hat mit Entſchließung vom 27 . Ja⸗
nuar 1920 Nr . 203 für die Errichtung von Dienſtſtellenaus⸗
ſchüſſen die nachſtehenden Beſtimmungen erlaſſen :

Bis zu einer geſetzlichen Regelung gelten für die Bildung
und Aufgaben der Dienſtſtellenausſchüſſe die folgenden Vor⸗
ſchriften :

13

Bei allen Dienſtſtellen , die in der Regel mindeſtens 20 Be⸗
amte ( vergl . § 7) beſchäftigen , ſind mit ſofortiger Wirkung Dienſt⸗
ſtellenausſchüſſe zu bilden . Bei Dienſtſtellen mit weniger als
zwanzig Beamten treten an die Stelle der Ausſchüſſe die von den
Beamten gewählten Vertrauensleute .

⏑ο

Bktm . des UM. vom 25. Mai 1921 8 1.

2π

( ) Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden in unmittel⸗
barer und geheimer Wahl durch einfache Stimmenmehrheit ge⸗
wählt .

( 2) Wahlberechtigt ſind mit Ausnahme des Dienſtvorſtandes
alle über 20 Jahre alten , bei der Dienſtſtelle beſchäftigten Be⸗
amten . Wählbar ſind dieſelben Perſonen , wenn ſie das
25. Lebensjahr überſchritten haben .

63) Beamte , die regelmäßig bei mehreren Dienſtſtellen be⸗

1 0 ſind , wählen bei der von ihnen zu bezeichnenden Dienſt⸗
ſtelle .

über die Anzahl der Mitglieder des Ausſchuſſes und der
Vertrauensleute einigen ſich die bei der Dienſtſtelle beſchäftigten

Wahlberechtigten ; ſie darf aber nicht mehr betragen als

3 bei Dienſtſtellen mit weniger als 20 wahlberechtigen Beamten
5

5 3650 f
93 5 05 0 100 0

5 „ „ über 100 5 „
( 5) Die Ausſchußſitze ſind unter drei Beamtengattungen:

obere , mittlere und untere , von denen jede für ſich geſondert
wählt , entſprechend ihrer Mitgliederzahl bei der Dienſtſtelle zu
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verteilen . Jede bei der Dienſtſtelle beſchäftigte Beamtengattung

muß mindeſtens einen Sitz im Ausſchuß erhalten . Für jedes ge⸗

ordnete Ausſchußmitglied iſt , wenn möglich , ein Stellvertreter zu

wählen .

( 6) Die drei älteſten Wahlberechtigten bilden den Wahlvor⸗
ſtand . Der Alteſte führt den Vorſitz . Der Wahlvorſtand ſetzt den

Zeitpunkt der Wahl feſt und leitet die Wahl . Im Falle der Ver⸗

hinderung und im Falle der Ablehnung tritt der nächſt Altere ein .

( 7) Die Amtsdauer der Ausſchußmitglieder beträgt ein

Jahr ; es läuft mit dem Kalenderjahr . Jedes Mitglied kann ſein

Amt jederzeit nach ſchriftlicher Mitteilung an den Ausſchuß nie⸗

derlegen . Die Amtsniederlegung muß erfolgen , wenn ſie von der

Beamtengattung , die das Mitglied wählte , mit zwei Drittel Stim⸗

menmehrheit verlangt wird .

§ 8.

Der Dienſtſtellenausſchuß hat die dienſtlichen und wirt⸗

ſchaftlichen Intereſſen der bei der Dienſtſtelle beſchäftigten Be⸗

amten wahrzunehmen durch Ausübung der folgenden Befugniſſe :

13 Dem Ausſchuß ſteht ein Mitbeſtimmungsrecht in den fol⸗

genden Fällen zu :

a ) bei der Aufſtellung von allgemeinen Vorſchriften , durch

die der Dienſtvorſtand den eigenen Dienſt der Behörde

zu regeln hat , ſoweit ſie die perſönlichen Verhältniſſe

der Beamten berühren ,

bei der Feſtſtellung der grundlegenden Anderung der

Dienſtverteilungspläne , ſoweit nicht geſetzliche Beſtim⸗

mungen entgegenſtehen , und bei der Regelung der

Dienſtſtunden , ſoweit ſie dem Dienſtvorſtand über⸗

laſſen iſt ,

C) bei der Feſtſetzung des Urlaubsplans und auf Antrag

bei Urlaubsverweigerung ,

d) bei der Regelung der allgemeinen Stellvertretung von

P. —.—

Beamten ,

e) bei der etwaigen amtlichen überwachung erkrankter Be⸗

amten ,

t ) vor übertragung oder übernahme einer Nebenbeſchäf⸗

tigung ,

2) bei der Prüfung von Unterſtützungsgeſuchen , jedoch

nur , wenn der Beteiligte es wünſcht ,

h) bei der Verteilung von Belohnungen ,

i ) vor der Verſagung der Erlaubnis zum Auswärtswoh⸗
nen eines Beamten ,
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K) auf Anruf des Beteiligten bei der Feſtſtellung der Be⸗
ſchaffenheit von Dienſtwohnungen und Dienſträumen ,
ſowie bei der Verteilung von Dienſtländereien ,

J) bei Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen .
Soweit in den vorſtehend unter Buchſtaben 1 a bis ! auf⸗

geführten Fällen nur die Intereſſen einer Beamtengattung be⸗
rührt werden , erſtreckt ſich das Mitbeſtimmungsrecht nur auf
dieſe .

2 ) Der Ausſchuß iſt berechtigt , die Durchführung aller die
Beamten und das Beamtenverhältnis betreffenden Vorſchriften
zu überwachen .

( 3) Der Ausſchuß iſt berechtigt , Anträge zu ſtellen , und auf
Aufforderung des Dienſtvorſtands eine gutachtliche Außerung
abzugeben . Vor Verhängung einer Disziplinarſtrafe ſoll der
Dienſtvorſtand den Ausſchuß gutachtlich hören .

( J ) Der Ausſchuß iſt weiter berechtigt , in Angelegenheiten ,
die ſeinen Aufgabenkreis berühren , Akten einzuſehen , Perſonal⸗
akten jedoch nur mit Zuſtimmung des Beamten , den es angeht .

66) Der Dienſtſtellenausſchuß hat das gute Einvernehmen
zwiſchen Beamten unter ſich , ſowie zwiſchen ihnen und dem Dienſt⸗
vorſtand zu fördern .

4.

( ) Die Ausübung des Ausſchußamtes hat dienſtlichen Cha⸗
rakter ; ſie iſt durch entſprechende Einteilung des Dienſtes zu er⸗
möglichen . Die Aufgaben der Ausſchüſſe haben hinter dringenden
dienſtlichen Aufgaben zurückzutreten .

E). , Außerungen eines Mitglieds bei einer Ausſchußſitzung
oder bei Ausübung ſeines Ausſchußamtes dürfen dienſtpolizeilich
nicht verfolgt werden , ſoweit ſie nicht eine gerichtlich ſtrafbare
Handlung darſtellen .

( 3) Der Vorſtand der Dienſtſtelle oder ſein geordneter Ver⸗
treter beruft den Ausſchuß ein und führt den Vorſitz . Der Aus⸗
ſchuß muß einberufen werden :

1. auf einen vom Einberufer feſtzuſetzenden Zeitpunkt , ſo⸗
bald Angelegenheiten vorliegen , die in den Aufgabenkreis
des Ausſchuſſes fallen ;

2. innerhalb drei Tagen , ſobald ein Außſchußmitglied oder
ein Drittel der wahlberechtigten Beamten unter Angabe
des Verhandlungsgegenſtandes dies verlangt .

Der Ausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit . Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des an Lebensjahren älteſten
Mitgliedes den Ausſchlag .

⏑ο
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( 6) In eigener perſönlicher Angelegenheit darf kein Mit⸗

glied des Ausſchuſſes als ſolches tätig werden ; in dieſem Fall tritt

der Stellvertreter ein .

( 6) Wenn der Ausſchuß eine Angelegenheit als vertraulich

bezeichnet , ſo müſſen die Mitglieder Verſchwiegenheit über dieſe

Angelegenheit bewahren .

( 7) Der Ausſchuß gibt ſich nach Bedarf eine Geſchäftsord⸗

nung .

85 .

( 1) Wenn zwiſchen dem Ausſchuß und dem Vorſtand der

Dienſtſtelle in den in 8 3 Abſatz 1 in bezeichneten Fällen keine

Einigung zu Stande kommt oder wenn Streitigkeiten über die

Errichtung und Einrichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen , über

die Wahlberechtigung und Wählbarkeit , ſowie über den Wahlvor⸗

gang ſelbſt entſtehen , ſo entſcheiden auf Antrag des Ausſchuſſes

oder des Dienſtvorſtandes die übergeordneten Dienſtbehörden .
Letzte Inſtanz iſt das zuſtändige Miniſterium , das ſich unter Um⸗

ſtänden mit der zuſtändigen Beamtenvertretung ( Reſſortausſchuß )
ins Benehmen ſetzt .

( 2) Kommt zwiſchen dem Ausſchuß und dem Vorſtand der

Dienſtſtelle keine Einigung zuſtande und kann die Regelung der

Angelegenheit nicht bis zur endgültigen Entſcheidung verſchoben

werden , ſo kann der Vorſtand die Angelegenheit vorläufig regeln .
Die endgültige Regelung hat tunlichſt bald zu erfolgen .

§ 6.

Für die Vorſtände der Dienſtſtellen ſind ebenfalls nach der

Organiſation der einzelnen Behörden gegliederte , beſondere Aus⸗

ſchüſſe zu bilden ; auf ſie finden die vorgenannten Beſtimmungen
ſinngemäß Anwendung .

8

Als Beamte im Sinne der Beſtimmungen ſind die bei einer

Dienſtſtelle ſtändig angeſtellten , beſoldeten männlichen und weib⸗

lichen Beamten , Lehrer und vertragsmäßig Bedienſteten anzu⸗

ſehen . Die vertragsmäßig Bedienſteten zählen zu den unteren

Beamten .

§ 8 .

Die Miniſterien ſind ermächtigt , in Anpaſſung an beſondere
Verhältniſſe ihrer Verwaltung nähere Ausführungsbeſtimmungen
zu erlaſſen . Bereits beſtehende Ausſchüſſe können bleiben .

W ſie nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuſammengeſetzt
ſind .
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B.

Zum Vollzug dieſer Entſchließung wird für unſeren Ge⸗
ſchäftskreis folgendes angeordnet :

1. Bei Dienſtſtellen mit mehr als 20 Beamten , bei denen ſich
nur ein oberer oder ein mittlerer oder ein unterer Beamter
befindet , hat dieſer Beamte ohne weiteres als Vertreter ſeiner
Beamtengattung zu gelten .

2. Nebenlehrer , ſofern ſie nicht im Hauptamt einer nicht⸗
ſtaatlichen Behörde unterſtehen , Aushilfslehrer und Aushilfs⸗
beamte , die keiner Dienſtſtelle mit hauptamtlicher Beſchäftigung
angehören , haben als beſondere Wahlklaſſe , aber innerhalb der
nach §S 2 Ziffer 4 und 5 maßgebenden Beſtimmungen zu wählen .

3. Die geſamte Volksſchule einer Gemeinde gilt als eine
Dienſtſtelle .

4. Die Kreisſchulämter und die Volksſchulrektorate der
Städteordnungsſtädte haben nach §S 2 Ziffer 6 den Wahlvorſtand
zu beſtimmen und zur alsbaldigen Vornahme der Wahlen zu ver⸗
anlaſſen .

An die Stelle der Volksſchulrektorate ſind die Stadtſchulämter und
in den mittleren Städteordnungsſtädten die Rektorate getreten . Den letz⸗
teren ſtehen nach §S 44 SchBVO . die Rektorate in den übrigen Städten
gleich .

5. Die Wahlergebniſſe ſind durch die Dienſtvorſtände ſeiner⸗
zeit dem Miniſterium anzuzeigen .

6. Den Dienſtſtellenausſchüſſen ſind für ihre Zwecke die
Einrichtungen der Behörden koſtenlos zur Verfügung zu ſtellen .

7. Die Erlaſſung beſonderer Vorſchriften zur Ausführung
des § 3 der Beſtimmungen behalten wir uns vor .

7. Bekanntmachung
des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts .

( Vom 25. Mai 1921 . )

Die Errichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen betreffend .

( ABl . Nr . 18. )

Im Anſchluß an unſere Bekanntmachung vom 30 . März 1920
—Amtsblatt Nr . 13 Seite 80 — und unter teilweiſer Abänderung
derſelben wird aufgrund des §8 der Entſchließung des Staats⸗
miniſteriums vom 27 . Januar 1920 , die Errichtung von Dienſt⸗
ſtellenausſchüſſen betreffend , zur Ausführung der 88 1 —4 dieſer
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Entſchließung für unſeren Geſchäftskreis weiter folgendes be⸗

ſtimmt :

A. Dienſtſtellenausſchüſſe bei einzelnen

Schulen .

15E2

Jede ſtaatlich eingerichtete und ſtaatlich geleitete Schule bildet

eine Dienſtſtelle im Sinne des §S1 der StME . vom 27 . Januar

1920 . Dabei gelten die verſchiedenen Abtei⸗
lungen derVolksſchule als eine Schule . Das gleiche

gilt von einer Pflichthandelsſchule und der ihr angegliederten

Jahreshandelsſchule , ſowie von einer Gewerbeſchule und den da⸗

Urit verbundenen Fachſchulen . Die Fortbildungsſchulen

gelten als Teil der Volksſchule .

„ Beamte “ im Sinne des § 1 der StME . ſind :

1. alle durch die ſtaatliche Schulberwaltung oder mit ihrer

Genehmigung der Schule zugewieſenen ſtändigen Lehrer ,

2. Nebenlehrer , wenn ſie nicht im Hauptamt einer nichtſtaat⸗
lichen Behörde unterſtehen oder nicht hauptamtlich zu

einer anderen Dienſtſtelle gehören ,

3. ſonſtige Bedienſtete , wenn ſie ſta atlich angeſtellt

nd

An Schulen mit weniger als 20 , aber mehr als 4 Lehrern ,

können , ſofern ſie nicht zu einem Dienſtſtellenverband nach Ab⸗

teilung B gehören , Vertrauensleute beſtellt werden .

0E7

An den Höheren Lehranſtalten bilden die ſeminariſtiſch und

techniſch gebildeten Lehrer ohne Rückſicht auf ihre Einreihung in

die Beſoldungsordnung eine Gruppe für ſich . Wo an einer Schule
eine Beamtengattung ( § 2 Abſ . 5 Satz 1 StMEß ) fehlt , werden

zunächſt die zu wählenden Ausſchußmitglieder auf die vorhan⸗

denen Beamtengattungen verteilt .

Für die nachſtehenden Schulen gelten folgende beſonderen

Beſtimmungen ( § 8 StME . ) :

Es wählen jeweils für ſich geſondert :

1. An den Handels - und Gewerbeſchulen :

a ) die Handelslehrer oder Gewerbelehrer ,

p) die Volks⸗ und Fortbildungsſchullehrer ,
c ) die Fachlehrer und die Handelsarbeitslehrerinnen .
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An den Volksſchulen :

a) die Rektoren und Oberlehrer ,

b) alle , nicht unter a ) und c) aufgeführten Lehrer und
Lehrerinnen ,

c) die techniſchen Lehrerinnen ( Haushaltungs⸗ und Hand⸗
arbeitslehrerinnen ) .

—
§ 3.

Zu den Angelegenheiten , bei denen die Dienſtſtellenausſchüſſe
nach 8 3 Ziffer 1 der StME . mitzuwirken haben , gehören ,
ſoweit dies nach den beſtehenden Verordnungen mit der Einrich⸗
tung der einzelnen Schularten vereinbar :

4)

b08

0

d)

0)

60

Die Durchführung von Verfügungen des Unterrichts⸗
miniſteriums und Erlaſſung von allgemeinen Anord⸗
nungen durch den Dienſtleiter , ſoweit ſie die per⸗
ſönlichen Verhältniſſe der Lehrerſchaft
berühren ; die Verteilung der Lehrer und Schüler auf
die einzelnen Schulabteilungen ( nicht auch die Klaſſenzutei⸗
lung ) ; die Einrichtung ſog . Kombinationsunter⸗
richts ; die Zuweiſung von überſtunden und die
Verſehung beſonderer , nicht unmittelbar zum Unterricht
gehörender Dienſtaufgaben ( Liſtenführung , ſta⸗
tiſtiſche Erhebungen , Schulbüchereien ,
Lernmittelverwaltung , überwachung der
Schüler in den Pauſen und bei beſonderen

Veranſtaltungen uſw . ) ; Gutachten über allge⸗
meine Fragen des Unterrichts , ſofenn die vorherige An⸗
hörung des Dienſtſtellenausſchuſſes von dem Unterrichts⸗
miniſterium angeordnet iſt .

Die Feſtſetzung der Unterrichtszeit — innerhalb der Gren⸗

zen der Schulordnung die Aufſtellung von Grund⸗
ſätzen für die Geſtaltung des Stundenplans .

Die Erteilung von Urlaub an einzelne Lehrer im Laufe
des Schuljahrs , wenn der Dienſtvorſtand Bedenken trägt ,
dem Geſuche zu entſprechen .

Die Aufſtellung der Grundſätze über die Mitverſehung
des Unterrichts im Falle der Dienſtbehinderung von

Lehrern .

Die Feſtſetzunng vor Normen über die Vorlage ärztlicher

Zeugniſſe bei Erkrankung von Lehrern .

Die Erteilung der Genehmigung zur übernahme von

Nebenbeſchäftigungen , ſoweit ſie zur Zuſtändigkeit des
Dienſtvorſtandes gehört .

20
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g) Die Prüfung von Unterſtützungsgeſuchen auf Antrag

des Beteiligten .

h) Die Feſtſetzung allgemeiner Grundſätze über die Hand⸗

habung der Schulzucht in und außerhalb der Schule .

i ) An Volksſchulen die Aufſtellung von Stoffplänen und

die Feſtſetzung der Unterrichtsziele in den einzelnen

Klaſſen und Fächern im Rahmen des Lehrplans .

k) Die Beſchaffung von Lehr⸗ und Lernmitteln , von Schul⸗

gebrauchs⸗ und Einrichtungsgegenſtänden .
J) Die Aufſtellung von Grundſätzen über Schülerwande⸗

rungen , Lehrausflüge , Schulfeiern , Schulfeſte , und der⸗

gleichen .

m) Die Mitwirkung bei den Vorarbeiten zur Aufſtellung des

Entwurfs des Voranſchlags für die Schule .

8 4.

Die Sitzungen des Dienſtſtellenausſchuſſes ſind zur Vermei⸗
dung einer Schädigung des Unterrichtsbetriebes für die Regel

in der ſchulfreien Zeit abzuhalten .

8 5.

übergeordnete Dienſtbehörde iſt für die Dienſtſtellenaus⸗

ſchüſſe bei den Höheren Lehranſtalten , den Gewerbe - und Han⸗

delsſchulen und bei den Volksſchulen der Städteordnungsſtädte

das Unterrichtsminiſterium , bei den übrigen Volksſchulen das

Kreisſchulamt .

Nach den Anderungen , die nach PAV0O . Art . II in der Beaufſichti⸗

gung der Volksſchulen der Städteordnungsſtädte eingetreten , iſt „über⸗

geordnete Dienſtbehörde “ für die Schulen in den Städten ohne Stadt⸗

ſchulamt das Kreisſchulamt .

B. Dienſtſtellenausſchüſſe bei den Kreisſchul⸗

ämtern .

Um auch den Lehrern der kleineren Volksſchulen ein Mitwir⸗

kungsrecht bei den Entſchließungen der vorgeſetzten Behörde ein⸗

zuräumen , ordnen wir folgendes an :

§ 6.

Jedes Kreisſchulamt bildet mit der ſeiner Dienſt⸗

aufſicht unterſtellten Lehrerſchaft — ausgenommen die Lehrer an

den Volksſchulen der Städteordnungsſtädte — eine Dienſt⸗

ſtelle im Sinne dieſer Verordnung .
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8 7
8

Die Wahl der Dienſtſtellenausſchüſſe erfolgt nach näherer
Anordnung des Kreisſchulamts durch ſchriftliche Abſtimmung .
Zur Eröffnung des Wahlergebniſſes ſind 2 Urkundsperſonen
aus der Zahl der am Sitz des Kreisſchulamts tätigen Lehrer bei⸗
zuziehen .

§ 8.

Auf die Dienſtſtellenausſchüſſe bei den Kreisſchulämtern fin⸗
den die Beſtimmungen der § s 1 —4 dieſer Bekanntmachung , ſoweit
zutreffend , Anwendung .

89

Der Dienſtſtellenausſchuß iſt vom Kreisſchulamt nach Bedarf— wenigſtens zweimal im Jahr — oder aber , wenn 5 Aus⸗
ſchußmitglieder oder ein Drittel der wahlberechtigten
Lehrer es verlangen , einzuberufen . Die Ausſchußmitglieder er⸗
halten Erſatz der Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigung nach
Maßgabe der hierüber beſtehenden allgemeinen Vorſchriften .

2 10 .

übergeordnete Dienſtbehörde für die Dienſtſtellenausſchüſſe
bei den Kreisſchulämtern iſt das Unterrichtsmin ſterium .

8. Bekanntmachung
des Mininſteriums des Kultus und Unterrichts .

( Vom 5. Dez . 1924 . )

Wahl zu den Dienſtſtellenausſchüſſen .
( ABl . Nr . 51. )

An ſämtliche unterſtellten Behörden , Beamte und Bedienſtete
meines Geſchäftsbereichs .

A.

Das Staatsminiſterium hat mit Entſchließung vom 18 . Sep⸗
tember 1924 Nr. 7383/9845 die Vorſchrift in § 2 Ziffer 1 der Be⸗
ſtimmungen über die Errichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen
(Staatsminiſterium vom 27 . Januar 1920 Nr . 8) wie folgt ge⸗
ändert :

„ „ Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden in geheimer
Wahl gewählt . Iſt nur ein Vertreter zu wählen , ſo gibt die
Stimmenmehrheit den Ausſchlag . Sind für eine Wähler⸗
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gruppe ( Ziffer 5) mehrere Vertreter zu wählen , ſo findet die

Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl ſtatt unter

ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften in §S 5 bis 16 der

Wahlordnung zum Betriebsrätegeſetz vom 5. Februar 1920 ,

Reichsgeſetzblatt Seite 175 . “

B.

Zum Vollzug von Satz 3 dieſer Entſchließung wird aufgrund

des § S8 der Verordnung vom 27 . Januar 1920 unter Aufhebung
des § 7 der Bekanntmachung vom 25 . Mai 1921 ( Amtsblatt

Seite 175 ff . ) folgende

Wahlordnung
erlaſſen :

J. Allgemeine Beſtimmungen .

81 .

Leitung der Wahl .

Die Leitung der Wahl liegt in der Hand des Wahlvorſtandes

(8S2 Ziffer 6 der V. O. ) .
Die Namen der Mitglieder des Wahlvorſtandes ſind durch

Anſchlag bei der Dienſtſtelle bekannt zu machen .

82 .

Friſtberechnung .

Iſt für den Anfang einer Friſt ein Ereignis oder ein in den

Lauf eines Tages fallender Zeitpunkt maßgebend , ſo wird bei

der Berechnung der Friſt der Tag nicht mitgerechnet , in welchen

das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt .

Eine nach Tagen beſtimmte Friſt endigt mit dem Ablauf des

letzten Tages der Friſt .

Eine Friſt , die nach Wochen beſtimmt iſt , endigt mit dem Ab⸗

lauf desjenigen Tages der letzten Woche , welcher durch ſeine Be⸗

nennung dem Tag entſpricht , in dem das für den Anfang der

Friſt maßgebende Ereignis oder der hierfür maßgebende Zeit⸗

punkt fällt ( Abſatz 1) .

Fällt der letzte Tag der Friſt auf einen Sonntag oder einen

am Erklärungsorte ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag ,
ſo tritt an die Stelle des Sonntags oder des Feiertags der nächſt⸗

folgende Werktag .

8. 8.

Wählerliſten .

ODer Wahlvorſtand hat für jede Wahl eine Liſte der wahl⸗

berechtigten Beamten ( §8 1 und 2 der Bekanntmachung vom

25 . Mai 1921 ) aufzuſtellen .
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Die Wählerliſte iſt ſpäteſtens vom Tage der Erlaſſung des
Wahlausſchreibens ( § 4) an bis zum Ablauf der Einſpruchfriſt
( ſiehe §S 5) beim Vorſitzenden des Wahlvorſtandes zur Einſicht8
auszulegen .

§8 4.

Wahlausſchreiben .

Der Wahlvorſtand hat ſpäteſtens 20 Tage vor dem Wahltage
G2 Ziffer .6 V. O. ) ein Wahlausſchreiben nach dem Muſter der
Anlage 1 zu erlaſſen .

Eine Abſchrift des Wahlausſchreibens iſt an einer oder meh⸗
reren geeigneten , allen Wahlberechtigten zugänglichen Stellen , die
der Wahlvorſtand beſtimmt , bis zum letzten Wahltage oder bis
zu dem Tage , an dem bekannt gemacht wird , daß eine Stimm⸗
abgabe nicht ſtattfindet ( § 9 Abſatz 1) , auszuhängen und in les⸗
barem Zuſtande zu erhalten .

8

Entſcheidung von Einſprüchen gegen die Wählerliſte .
Einſprüche gegen die Wählerliſte (§S 3 und Anlage 1) können

ſowohl von der Dienſtſtelle wie von jedem Beamten eingelegt
werden . Sie ſind bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen drei
Tagen nach dem erſten Tage des Aushanges des Wahlausſchrei⸗
bens ( § 4 Abſatz 2) beim Wahlvorſtande anzubringen . über die
Einſprüche iſt vom Wahlvorſtande mit tunlicher Beſchleunigung
zu entſcheiden . Wird der Einſpruch für begründet erachtet , ſo iſt
die Wählerliſte zu berichtigen . Die Entſcheidung iſt dem Be⸗
ſchwerdeführer vor dem erſten Wahlgange mitzuteilen ; ſie kann

mit einer Anfechtung der Wahl im ganzen angefochten
werden .

§ 6.

Vorſchlagsliſten , Liſtenvertreter .

Jede aufzuſtellende Vorſchlagsliſte ſoll möglichſt doppelt ſo⸗
viel wählbare Bewerber nennen , wie Ausſchußmitglieder zu wäh⸗
len ſind . Die einzelnen Bewerber ſind unter fortlaufender Num⸗
mer oder in ſonſt erkennbarer Reihenfolge aufzuführen und nach
Familien⸗ und Vor ( Ruf⸗ ) namen , Dienſtſtellung und Wohnort
zu bezeichnen . Ihre ſchriftliche Zuſtimmung zur Aufnahme in die
Liſte iſt beizufügen .

Die Vorſchlagsliſten können außer den Namen der Bewerber
auch ein beſonderes Kennwort enthalten .

Jede Vorſchlagsliſte muß von mindeſtens drei Wahlberech⸗
tigten unterſchrieben ſein .
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Iſt nicht einer der Unterzeichner ausdrücklich als Vertreter

bezeichnet , ſo kann jeder Unterzeichner als Liſtenvertreter der

Vorſchlagsliſte angeſehen werden . Der Liſtenvertreter iſt berech —⸗

tigt und verpflichtet , dem Wahlvorſtand die zur Beſeitigung von

Anſtänden erforderlichen Erklärungen abzugeben .
Unterzeichnet ein Wähler mehr als eine Vorſchlagsliſte , ſo

wird ſein Name nur auf der zuerſt eingereichten Vorſchlagsliſte
gezählt und auf den übrigen Liſten geſtrichen . Sind mehrere

Vorſchlagsliſten , die von demſelben Wahlberechtigten unterzeich⸗

net ſind , gleichzeitig eingereicht , ſo gilt die Unterſchrift auf der⸗

jenigen Liſte , welche der Unterzeichner binnen einer ihm geſetzten

Frift von höchſtens zwei Tagen beſtimmt . Unterläßt dies der

Unterzeichner , ſo entſcheidet das vom Wahlvorſtand zu ziehende

Los . Weiſt eine Vorſchlagsliſte infolge der Streichung nicht mehr

die vorgeſchriebene Zahl von Unterſchriften auf , ſo iſt dem Liſten⸗

vertreter die Beſchaffung der fehlenden Unterſchriften binnen

einer ihm zu ſetzenden Friſt anheimzugeben . Sind alle Unter⸗

ſchriften geſtrichen , ſo iſt die Vorſchlagsliſte ungültig .

Die Vorſchlagsliſten müſſen ſpäteſtens eine Woche nach dem

erſten Tage des Aushanges des Wahlausſchreibens ( § 4 Abſatz 2)

beim Wahlvorſtande eingereicht werden .

Eine Verbindung von Vorſchlagsliſten iſt unzuläſſig .

§. 75

Bezeichnung und Prüfung der Vorſchlagsliſten .

Der Wahlvorſtand hat die eingereichten Vorſchlagsliſten
nach der Reihenfolge ihres Einganges mit Ordnungsnummer

und Namen zu verſehen , ſie zu prüfen und , ſoweit die Liſten nicht

ungültig ſind ( § 8 Abſatz 1 Satz 1) , Anſtände umgehend dem

Liſtenvertreter § 6 Abſatz J ) mitzuteilen . Zur Beſeitigung der

Anſtände iſt eine Friſt zu ſetzen . Späteſtens drei Tage vor dem

erſten Wahltage ſind die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten in geeig⸗

neter Weiſe zur Einſicht der Beteiligten auszulegen oder auszu⸗

hängen . Solange dies nicht geſchehen iſt , kann eine Vorſchlags⸗

liſte durch eine von allen Unterzeichnern der Liſte unterſchriebene

Erklärung zurückgenommen werden .
Wird eine Zuſtimmungserklärung trotz Beanſtandung ( Abſatz 1

Satz 1 und 9 ſeitens des Wahlvorſtandes nicht oder nicht recht⸗

zeitig vorgelegt , ſo wird der Name des betreffenden Bewerbers

auf der Liſte geſtrichen .

8

Ungültige Vorſchlagsliſten .

Die Vorſchlagsliſten ſind ungültig , wenn ſie verſpätet ein⸗
gereicht werden ( § 6 Abſatz 6) oder wenn ſie nicht die erforderliche
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Zahl von Unterſchriften tragen ( § 6 Abſatz 3 und Abſatz 5 Satz 5) .
Ungültig ſind auch Vorſchlagsliſten , auf denen die Bewerber nicht
in erkennbarer Reihenfolge ( § 6 Abſatz 1 Satz 3) aufgeführt ſind ,
wenn der Mangel nicht rechtzeitig § 7 Satz 2) beſeitigt wird .

Iſt ein vorgeſchlagener Bewerber nicht in der in 8 6 Abſatz 1
Satz 3 beſtimmten Weiſe bezeichnet und kommt der Liſtenvertreter
der Aufforderung des Wahlvorſtandes , die Liſte zu ergänzen ,
nicht nach (§S7 Satz 2) , ſo kann der Name des unvollſtändig Be⸗
zeichneten geſtrichen werden .

8 9.

Fehlen gültiger Vorſchlagsliſten , Wahl ohne Stimmabgabe .
Wird für die Wahl keine gültige Vorſchlagsliſte eingereicht ,

ſo hat der Wahlvorſtand dies ſofort bekannt zu machen ( § 4 Ab⸗
ſatz 2) und zur Einreichung von Vorſchlagsliſten eine Nachfriſt
bis zum Ablauf des auf dieſe Bekanntmachung folgenden Tages
zu ſetzen . Wird auch dann eine gültige Vorſchlagsliſte nicht ein⸗
gereicht , ſo hat der Wahlvorſtand in derſelben Weiſe , wie dies bei
den Wahlausſchreiben geſchehen iſt (§S 4 Abſatz 2) , bekannt zu
machen , daß eine Stimmabgabe nicht ſtattfindet .

Wird nur eine Vorſchlagsliſte zugelaſſen , ſo gelten die in ihr
gültig verzeichneten Bewerber in der Reihenfolge der Liſte als
gewählt . Abſatz 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung .

§ 10 .

Stimmzettel und Wahlumſchläge .

Der Wähler darf ſeine Stimme nur für eine der zugelaſſenen
Vorſchlagsliſten (§S 7) abgeben . Die Stimmzettel müſſen von
weißem Papier ſein . Es genügt , wenn der Stimmzettel die Ord⸗
nungsnummer (§S7 Satz 1)) oder das Kennwort ( § 6 Abſatz 2)
einer zugelaſſenen Vorſchlagsliſte enthält . An Stelle oder neben
der Ordnungsnummer oder dem Kennwort können in dem
Stimmzettel ein oder mehrere Namen der in einer zugelaſſenen
Vorſchlagsliſte eingetragenen Bewerber aufgeführt werden .
Stimmzettel , die unterſchrieben ſind , die Namen aus verſchie⸗
denen Vorſchlagsliſten enthalten oder deren Inhalt zweifelhaft
iſt oder die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten
oder die ein Merkmal haben , das die Abſicht einer Kennzeichnung
wahrſcheinlich macht , ſind ungültig .

Der Wähler hat ſeinen Stimmzettel in einem Wahlumſchlag
abzugeben . Die Wahlumſchläge werden von den Dienſtſtellen
beſchafft ; ſie ſind mit der Aufſchrift oder dem Vordruck verſehen :
„ Wahl zum Dienſtſtellenausſchuß für ( Dienſtſtelle ) . “ Die Wahl⸗



31² Leitung und Beaufſichtigung des Volksſchulweſens .

uniſchläge werden den Wahlberechtigten nach näherer Beſtimmung
des Wahlvorſtandes zur Verfügung geſtellt .

Befinden ſich in einem Wahlumſchlag mehrere Stimmzettel ,

ſo werden ſie , wenn ſie vollſtändig übereinſtimmen , nur einfach

gezählt , andernfalls als ungültig angeſehen .

8 .8

Abgabe der Stimmzettel .

Der Wähler hat den ſeinen Stimmzettel enthaltenden Wahl⸗

umſchlag verſchloſſen oder offen an einem der für die Stimmab⸗

gabe feſtgeſetzten Tage bei der von dem Wahlvorſtande bezeich⸗

neten Stelle unter Nennung ſeines Namens abzugeben .

Das mit der Entgegennahme der Wahlumſchläge und

Stimmzettel betraute Mitglied des Wahlvorſtandes hat den

Wahlumſchlag in Gegenwart des Wählers in einen dazu auf⸗

geſtellten Kaſten zu ſtecken und die Stimmabgabe in der Wähler⸗

liſte zu vermerken .

Iſt ein Wähler aus dienſtlichen oder wichtigen perſönlichen

Gründen verhindert , am Wahltage ſeine Stimme abzugeben , ſo

kann er den Wahlumſchlag mit dem Stimmzettel in einem zweiten

verſchloſſenen und mit ſeinem Namen verſehenen Umſchlag einem

Mitglied des Wahlvorſtandes ſchon früheſtens am dritten Tage

vor der Wahl perſönlich übergeben . Am Wahltage hat der Vor⸗

ſitzende in Gegenwart des Wahlvorſtandes den äußeren Um⸗

ſchlag zu entfernen und den Wahlumſchlag unter dem Vermerk

der Stimmabgabe in der Wählerliſte in den Stimmzettelkaſten zu

ſtecken .

Der Stimmzettelkaſten muß vom Wahlvorſtande verſchloſſen

und ſo eingerichtet ſein , daß die hineingeſchobenen Umſchläge mit
den Stimmzetteln nicht herausgenommen werden können , ohne

daß der Kaſten geöffnet wird .

Zu ſeiner Unterſtützung bei der Durchführung des Wahl⸗

geſchäftes kann der Wahlvorſtand bei einer größeren Zahl von

Wahlberechtigten erforderlichenfalls einige Beiſitzer aus den Krei⸗

ſen der Wähler zuziehen .

Die Wahlhandlung iſt öffentlich .

§ 12 .

Feſtſtellung des Wahlergebniſſes .

Das Wahlergebnis wird durch den Wahlvorſtand ſpäteſtens
am dritten Tage nach dem Abſchluß der Stimmabgabe am Dienſt⸗

orte des Vorſitzenden feſtgeſtellt .
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§ 13 .

Berechnung der jeder Vorſchlagsliſte zugefallenen Stimmenzahl .
Nach Offnung des Stimmzettelkaſtens oder der Stimmzettel⸗

käſten durch den Wahlvorſtand werden die Stimmzettel aus den
Wahlumſchlägen entnommen und die auf jede Vorſchlagsliſte ent⸗
fallenen Stimmen zuſammengezählt . Dabei iſt die Gültigkeit
der Stimmzettel zu prüfen .

§ 14 .

Verteilung der Mitgliederſtellen auf die Vorſchlagsliſte .
Die den einzelnen Vorſchlagsliſten zugefallenen Stimmen⸗

zahlen (§S 13 ) werden in einer Reihe nebeneinander geſtellt und
ſämtliche durch 1, 2 , 3, 4 uſw . geteilt .

Die ermittelten Teilzahlen ſind nacheinander reihenweiſe
unter den Zahlen der erſten Reihe aufzuführen . Die Teilung iſt
fortzuführen , bis anzunehmen iſt , daß höhere Zahlen , als aus
den früheren Reihen für die Zuweiſung von Sitzen in Betracht
kommen , nicht mehr entſtehen .

Unter den ſo gefundenen Zahlen werden ſo viele Höchſtzahlen
ausgeſondert und der Größe nach geordnet , als Ausſchußmit⸗
glieder zu wählen ſind . Jede Vorſchlagsliſte erhält ſo viele Mit⸗
gliederſitze zugeteilt , als Höchſtzahlen auf ſie entfallen . Wenn eine
Höchſtzahl auf mehrere Vorſchlagsliſten zugleich entfällt , ſo ent⸗
ſcheidet das Los darüber , welcher dieſer Vorſchlagsliſten die nächſte
Stelle zukommt .

Wenn eine Vorſchlagsliſte weniger Bewerber enthält als
Höchſtzahlen auf ſie entfallen , ſo gehen die überſchüſſigen Stellen
auf die Höchſtzahlen der anderen Vorſchlagsliſten über .

§ 15.

Verteilung der Bewerber innerhalb der Vorſchlagsliſten .
Die Reihenfolge der Bewerber innerhalb der einzelnen Vor⸗

ſchlagsliſten beſtimmt ſich nach der Reihenfolge ihrer Benennung .
Würde eine Perſon wegen ihrer Benennung auf mehreren Vor⸗
ſchlagsliſten mehrfach gewählt ſein , ſo gilt ſie als gewählt auf
Grund der Liſte , auf der ihr die größte Höchſtzahl zufällt ; bei
gleichen Höchſtzahlen entſcheidet das Los . Bei den anderen Liſten
tritt an die Stelle des bereits als gewählt geltenden Bewerbers
der nächſtbenannte Bewerber .

§ 16 .

Erſatzmitglieder .
Als Erſatzmitglieder der gewählten Mitglieder gelten die auf

den einzelnen Vorſchlagsliſten jeweilig den Gewählten folgenden
Bewerber .
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§

Niederſchrift des Wahlvorſtandes .

Soweit eine Stimmabgabe nach den §8§ 10 und 11 ſtatt⸗

gefunden hat , ſtellt der Wahlvorſtand in einer Niederſchrift die

Geſamtzahl der abgegebenen gültigen Stimmen , die jeder Liſte

zugefallene Stimmenzahl , die berechneten Höchſtzahlen , deren

Verteilung auf die Liſten , die Zahl der für ungültig erklärten

Stimme und die Namen der Gewählten feſt .
5

Entſprechend iſt zu verfahren , wenn die Wahl nach § 9 Ab⸗

ſatz 2 Satz 1 ohne Stimmabgabe ſtattgefunden hat .

Die Niederſchrift iſt vom Wahlvorſtande zu unterſchreiben .

8 18.

Mitteilung an die Gewählten .

Der Wahlvorſtand benachrichtigt die gewählten Ausſchußmit⸗

glieder ſchriftlich von der auf ſie entfallenden Wahl . Erklärt der

Gewählte nicht binnen einer Woche , daß er die Wahl ablehne , ſo

gilt die Wahl als angenommen . 35
Lehnt ein Gewählter die Wahl ab , ſo gilt an ſeiner Stelle der

in der gleichen Vorſchlagsliſte nach ihm Vorgeſchlagene , noch nicht

Gewählte als gewählt .

819 .

Bekanntmachung des Wahlergebniſſes .

Sobald die Namen der Gewählten endgültig feſtſtehen , hat der
Wahlvorſtand ſie durch zweiwöchigen Aushang an derjenigen

Stelle , an welcher das Wahlausſchreiben angeheftet geweſen iſt ,

bekannt zu machen ( Muſter für dieſe Bekanntmachung ſiehe An⸗

lage 8. )

§ 20 .

Ungültigkeit der Wahl .

Die Wabhl iſt ungültig , wenn gegen weſentliche Vorſchriften

über das Wahlverfahren verſtoßen und weder eine nachträgliche

Ergänzung möglich noch nachgewieſen iſt , daß durch den Verſtoß

das Wahlergebnis nicht verändert werden konnte .

§ 21 .

Ungültige Wahl einer Perſon .

Ungültig iſt die Wahl einer Perſon , die zur Zeit der Wahl

nicht wählbar war und auch die Wählbarkeit nicht inzwiſchen er⸗

langt hat .
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Ungültig iſt die Wahl einer Perſon , von der oder zu deren
Gunſten von Dritten die Wahl rechtswidrig ( zu vergleichen im
beſonderen §8§ 107 bis 109 , 240 , 339 des Reichsſtrafgeſetzbuches )oder durch Gewährung oder Verſprechung von Geſchenken beein⸗
flußt worden iſt , es ſei denn , daß dadurch das Wahlergebnis nicht
verändert werden konnte .

8 0§ 22 .

Anfechtung .
Die Ungültigkeit der Wahl iſt durch Anfechtung geltend zu

machen . Anfechtungsberechtigt iſt die Dienſtſtelle und jeder
Wahlberechtigte . Anfechtungen ſind in allen Fällen beim Miniſte⸗
rium anzubringen .

Entſcheidungen des Wahlvorſtandes können nur mit einer
Anfechtung der Wahl im ganzen angefochten werden .

Eine auf § 20 oder §S 21 Abſatz 2 geſtützte Anfechtung der
Wahl iſt nur während der Dauer des Aushangs des Wahlergeb⸗
niſſes ( § 19 ) zuläſſig .

Iſt die ganze Wahl für ungültig erklärt ( § 20 ) , ſo iſt unver⸗
züglich ein neues Wahlverfahren einzuleiten .

Iſt die Wahl einer Perſon für ungültig erklärt ( § 21 ) ſo gilt
§ 18 Abſatz 2 entſprechend .

§ 23 .

Aufbewahrung der Wahlakten , Koſten .

Die Wahlakten werden von den Beamtenvertretungen bis zur
Beendigung ihrer Amtsdauer aufbewahrt . Die ſachlichen Koſten
Geſchaffung der Wahlordnung , für die erſtmalige Wahl auch der
Stimmzettel , der Wahlumſchläge , der erforderlichen Stimmzettel⸗
käſten uſw . ) trägt die Unterrichtsverwaltung .

II . Die Wahl der Dienſtſtellenausſchüſſe bei den

Kreisſchulämtern .

§ 24 .

Außf die Wahl der Dienſtſtellenausſchüſſe bei den Kreisſchul⸗
ämtern finden die vorſtehenden Vorſchriften entſprechende An⸗
wendung .

§ 25 .

Wahlvorſtand iſt der Kreisſchulrat und zwei von ihm zu be⸗
ſtimmende Beiſitzer .



Leitung und Beaufſichtigung des Volksſchulweſens .

§ 26 .

Das Wahlausſchreiben ( § 4 W. O. ) iſt den Ortsſchulbehörden

zur weiteren Bekanntgabe zuzuſenden . Der Tag des Ausgangs

iſt von dem Kreisſchulrat jeweils feſtzuſtellen . Die von dieſem

Tage an laufende Friſt für Einreichung der Vorſchlagsliſten wird

auf zwei Wochen feſtgeſetzt .

§ 28 .

Jeder am Wahltag nicht am Dienſtſitze des Kreisſchulrats

anweſende Wähler hat ſeinen Stimmzettel in einem zweiten ver⸗

ſchloſſenen Umſchlag mit dem Vermerk „ Wahl “ dem Kreisſchulrat

ſo rechtzeitig einzuſenden , daß er am Wahltag beim Kreisſchulrat

eingetroffen iſt . Der Kreisſchulrat hat nach Einkunft in Gegen⸗

wart der beiden Beiſitzer den äußeren Umſchlag zu entfernen und

im übrigen nach § 11 ff . der Wahlordnung zu verfahren .

§ 27 .

Der Kreisſchulrat hat das feſtgeſtellte Wahlergebnis den

Ortsſchulbehörden zur weiteren Bekanntgabe an die Gewählten

und die Wähler alsbald mitzuteilen .

luter
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